Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1114 


Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Kreditwesen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 203. Sitzung am 20. März 1959 
zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drudt: Bonner Universitäts-Budidrudterel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Kreditwesen 
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2. Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
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§ 6 Aufgaben 

§ 7 Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
§ 8 Schweigepflicht 

Zweiter Absdinitt 

Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigenkapital und Liquidität 

§ 9 Eigenkapitalausstattung 
§ 10 Liquidität 

§ 11 Anlagen in Grundbesitz, Schiffen und Be- 
teiligungen 

2. Kreditgeschäft 

§ 12 Großkredite 
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§ 14 Organkredite 
§ 15 Anzeigepflicht 
§ 16 Haftungsbestimmung 
§ 17 Kreditunterlagen 
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3. Sparverkehr 
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5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute 
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§ 24 Monatsausweise 
§ 25 Bilanzvorlage 
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§ 26 Prüfung des Jahresabschlusses 

§ 27 Bestellung des Prüfers in besonderen 
Fällen 
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7. Befreiungen 
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institute 
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§ 35 Abberufung von Geschäftsleitern 
§ 36 Verhinderung ungesetzlicher Geschäfte 
§ 37 Folgen der Erlaubnisrücknahme 

2. Schutz der Bezeichnungen „Bank" und „Spar- 
kasse" 

§ 38 Bezeichnungen „Bank" und „Bankier" 

§ 39 Bezeichnung „Sparkasse" 

§ 40 Ausnahmen 
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5. Zwangsmittel. Kosten und Gebühren 
§ 48 Zwangsmittel 

§ 49 Kosten und Gebühren 

6. Strafen und Geldbußen 

§ 50 Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Er- 
laubnis 

§ 51 Verletzung der Schweigepflicht 
§ 52 Ordnungswidrigkeiten 
§ 53 Handeln für einen anderen 
§ 54 Verletzung der Aufsichtspflicht 
§ 55 Geldbußen gegen Kreditinstitute 
§ 56 Zuständigkeit und Verjährung 


7. Sondervorschriften 
§ 57 Sonderaufsicht 

§ 58 Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute 

Vierter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 59 Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 
§ 60 Überleitungsbestimmungen 

§ 61 Aufhebung und Änderung von Rechtsvor- 
schriften 

§ 62 Berlin-Klausel 
§ 63 Saar-Klausel 
§ 64 Inkrafttreten 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

1. Kreditinstitute 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bank- | 
geschäfte in einem Umfang betreiben, der einen in j 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäfts- ! 
betrieb erfordert. Bankgeschäfte sind 

1. die Annahme fremder Gelder als Einlagen 
ohne Rücksicht darauf, ob Zinsen vergütet 
werden (Einlagengeschäft); 

2. die Gewährung von Gelddarlehen (Kredit- 
geschäft); 

3. der Ankauf von Wechseln und Schecks 
(Diskontgeschäft) ; 

4. die Anschaffung und die Veräußerung von ! 
Wertpapieren für andere(Effektengeschäft) ; j 

5. die Verwahrung und die Verwaltung von 
Wertpapieren für andere (Depotgeschäft): 

6. die in § 1 des Gesetzes über Kapitalanlage- 
gesellschaften vom 16. April 1957 (Bundes- j 
gesetzbl. I S. 378) bezeichneten Geschäfte 
(Investmentgesdiäft) ; 

7. die Übernahme von Bürgschaften, Garan- 
tien und sonstigen Gewährleistungen für 
andere (Garantiegeschäft); 

8. die Durchführung des bargeldlosen Zah- 
lungsverkehrs und des Abrechnungsver- 
kehrs (Girogeschäft). 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach An- 
hörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsver- 
ordnung weitere Geschäfte als Bankgeschäfte be- 
zeichnen, wenn dies nach der Verkehrsauffassung 
unter Berücksichtigung des mit diesem Gesetz ver- 
folgten Aufsichtszweckes gerechtfertigt ist. 

(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind 
diejenigen natürlichen Personen, die nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der 
Gesdiäfte und zur Vertretung eines Kreditinstituts 
in der Rechtsform einer juristischen Person oder 
einer Personenhandelsgesellsdiaft berufen sind, Ge- 
schäftsführer von Kreditgenossenschaften auch dann, 
wenn sie nicht dem Vorstand angehören. In Aus- 
nahmefällen kann das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen (§ 5) auf Antrag des Kreditinstituts 
auch eine andere mit der Führung der Geschäfte be- 
traute und zur Vertretung ermächtigte Person als 
Geschäftsleiter anerkennen, wenn sie zuverlässig ist 
und die erforderliche fachliche Eignung hat; § 32 
Abs. 2 ist anzuwenden; § 34 Abs. 2 Nr. 3 gilt sinn- 
gemäß. Wird das Kreditinstitut von einem Einzel- 
kaufmann betrieben, so kann in Ausnahmefällen 
unter den Voraussetzungen des Satzes 2 eine von 
dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte betraute 


I und zur Vertretung ermächtigte Person als Ge- 
1 schäftsleiter anerkannt werden. Die Anerkennung 
j ist auf Antrag des Geschäftsleiters oder des Kredit- 
i instituts zurückzunehmen. 

§ 2 

Ausnahmen 

(1) Als Kreditinstitut im Sinne dieses Gesetzes 
gelten vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 nicht 

1. die Deutsche Bundesbank; 

2. die Deutsche Bundespost; 

3. die Kreditanstalt für Wiederaufbau; 

4. private und öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungsunternehmen ; 

5. private Bausparkassen und Geschäfts- 
betriebe, die diesen gemäß § 112 Abs. 2 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen 
und Bausparkassen gleichgestellt sind, 
sowie öffentlich-rechtliche Bausparkassen; 

6. Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Gemeinnützigkeit im Wohnungs- 
wesen — Wohnungsgemeinnützigkeits- 
gesetz — vom 29. Februar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 437) als gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen anerkannt sind; 

7. Unternehmen, die auf Grund des Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes als Or- 
gane der staatlichen Wohnungspolitik an- 
erkannt sind und nicht überwiegend 
Bankgeschäfte betreiben; 

8. Unternehmen des Pfandleihgewerbes, so- 
weit sie dieses durch Hingabe von Dar- 
lehen gegen Faustpfand betreiben. 

(2) Die Deutsche Bundespost unterliegt hinsicht- 
lich des Postscheck- und Postsparverkehrs den §§ 20 
und 21 sowie den auf Grund von §§ 22, 46 Abs. 1 
Nr. 2 und § 47 getroffenen Regelungen. Für die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau gelten die auf 
Grund von § 46 Abs. 1 Nr. 2 und § 47 getroffenen 
Regelungen; für Versicherungsunternehmen gilt 
§ 13. 

(3) Für Unternehmen der in Absatz 1 Nr. 4 bis 8 
bezeichneten Art gelten die Vorschriften dieses Ge- 
setzes insoweit, als sie Bankgeschäfte betreiben, 
die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften 
gehören. 

(4) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
kann im Einzelfall bestimmen, daß auf ein Unter- 
nehmen im Sinne des § 1 Abs. 1 die Vorschriften 
der §§ 9 bis 19, 23 bis 37, 44 bis 47 und 49 Abs. 1 
insgesamt nicht anzuwenden sind, solange das Un- 
ternehmen wegen der Art der von ihm betriebenen 
Geschäfte insoweit nicht der Aufsicht bedarf. 

§ 3 

Verbotene Gesdiäfte 

Verboten sind 

1. der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der 
Kreis der Einleger überwiegend aus Betriebs- 
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angehörigen des Unternehmens besteht und 
nicht sonstige Bankgeschäfte betrieben wer- 
den, die den Umfang dieses Einlagengeschäf- 
tes übersteigen (Werksparkassen); 

2. der Betrieb des Einlagengeschäftes, wenn der 
überwiegende Teil der Einleger einen Rechts- 
anspruch darauf hat, daß ihnen aus diesen 
Einlagen Darlehen gewährt oder Gegenstände 
auf Kredit verschafft werden (Zwecksparunter- 
nehmen); dies gilt nicht für Bausparkassen; 

3. der Betrieb des Kreditgeschäftes oder des Ein- 
lagengeschäftes, wenn es durch Vereinbarung 
oder geschäftliche Gepflogenheit ausgeschlos- 
sen oder erheblich erschwert ist, über den 
Kreditbetrag oder die Einlagen durch Bar- 
abhebung zu verfügen; 

4. der geschäftsmäßige Austausch und die ge- 
schäftsmäßige Vermittlung des Austausches | 
von Wechselverpflichtimgen ohne Übernahme 
der vollen Haftung für die Einlösung. 

§ 4 

Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen 

Das Bimdesaufsichtsaml für das Kreditwesen ent- 
scheidet in Zweifelsfällen, ob ein Unternehmen den 
Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt. Seine Ent- 
scheidungen binden die Verwaltungsbehörden. 


2. Biuidesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
§ 5 

Organisation 

(1) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
(Bundesaufsichtsamt) wird als eine selbständige 
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft errichtet. Es hat seinen 
Sitz am Sitz der Deutschen Bundesbank. 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Bundesaufsichtsamtes werden auf Vorschlag der 
Bundesregierung durch den Bundespräsidenten er- 
nannt; die Bundesregierung hat bei ihrem Vor- 
schlag die Deutsche Bundesbank anzuhören. 

§ 6 

Aufgaben 

(1) Das Bundesaufsichtsamt übt die Aufsicht 
über die Kreditinstitute nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes aus. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt hat Mißständen im 

Kreditwesen entgegenzuwirken, die die Sicherheit 
der den Kreditinstituten anvertrauten Vermögens- | 
werte gefährden, die ordnungsmäßige Durchführung | 
der Bankgeschäfte beeinträchtigen oder erhebliche 
Nachteile für die Gesamtwirtschaft herbeiführen i 
können. | 


§ 7 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

(1) Das Bundesausichtsamt arbeitet bei der Durch- 
führung seiner Aufgaben mit der Deutschen Bun- 
desbank zusammen. Die Deutsche Bundesbank und 
das Bundesaufsichtsamt sollen einander Beobach- 
tungen und Feststellungen mitteilen, die für die 
beiderseitigen Aufgaben von Bedeutung sind. Die 
Deutsche Bundesbank soll die auf Grund von § 18 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank er- 
langten Angaben dem Bundesaufsichtsamt zur Ver- 
fügung stellen, soweit dies zur Erfüllung des Auf- 
sichtszweckes erforderlich ist; § 18 Satz 5 des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank gilt entspre- 
chend. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann sich bei der 
Durchführung seiner Aufgaben anderer Personen 
und Einrichtungen bedienen. 

(3) Werden gegen Inhaber oder Geschäftsleiter 
von Kreditinstituten Steuerstrafverfahren einge- 

I leitet, so steht § 22 der Reichsabgabenordnung 
! Mitteilungen an das Bundesaufsichtsamt über das 
Verfahren und über den zugrunde liegenden Sach- 
verhalt nicht entgegen; das gleiche gilt, wenn sich 
i das Verfahren gegen Personen richtet, die das Ver- 
j gehen als Bedienstete von Kreditinstituten began- 
I gen haben. 

i § 8 

Schweigepflicht 

Die beim Bundesaufsichtsamt beschäftigten und 
I die nach § 7 Abs. 2 beauftragten Personen, die 
nach § 45 Abs. 1 Satz 2 bestellten Aufsichtspersonen 
sowie die im Dienst der Deutschen Bundesbank 
stehenden Personen, soweit sie zur Durchführung 
dieses Gesetzes tätig werden, dürfen die ihnen bei 
ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen, de- 
ren Geheimhaltung im Interesse des Betroffenen 
liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheim- 
nisse, nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, 
auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder wenn 
ihre Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für andere 
Personen, die durch dienstliche Berichterstattung 
Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen 
erhalten. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigenkapital und Liquidität 
§ 9 

Eigenkapitalausstattung 

(1) Die Kreditinstitute müssen im Interesse der 
Sicherheit der ihnen anvertrauten Vermögenswerte 
ein angemessenes, haftendes Eigenkapital haben. 
Das Bundesaufsichtsamt stellt im Einvernehmen mit 
der Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, nach 
denen es für den Regelfall beurteilt, ob die Anfor- 
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derungen des Satzes 1 erfüllt sind; die Spitzen- 
verbände der Kreditinstitute sind vorher anzuhören. 
Die Grundsätze sind im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

(2) Als haftendes Eigenkapital sind anzusehen 

1. bei Einzelkaufleuten, offenen Handels- 
gesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften das Geschäftskapital und die 
Rücklagen nach Abzug der Entnahmen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden 
Gesellschafter und der diesen gewährten 
Kredite sowie eines Schuldenüberhanges 
beim freien Vermögen des Inhabers; bei 
offenen Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften ist nur das einge- 
zahlte Geschäftskapital zu berücksich- 
tigen; 

2. bei Aktiengesellschaften, Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung das eingezahlte 
Grund- oder Stammkapital abzüglich des 
Betrages der eigenen Aktien oder Ge- 
schäftsanteile sowie die Rücklagen; bei 
Kommanditgesellschaften auf Aktien fer- 
ner Vermögenseinlagen der persönlich 
haftenden Gesellschafter, die nicht auf das 
Grundkapital geleistet worden sind, unter 
Abzug der Entnahmen der persönlich haf- 
tenden Gesellschafter und der diesen ge- 
währten Kredite,- 

3. bei eingetragenen Genossenschaften die 
Geschäftsguthaben und die Rücklagen zu- 
züglich eines vom Bundesminister für 
Wirtschaft nach Anhörung der Deutschen 
Bundesbank durch Rechtsverordnung fest- 
zusetzenden Zuschlages, welcher der Haft- 
summenverpflichtung der Genossen Rech- 
nung trägt; Geschäftsguthaben von Ge- 
nossen, die zum Schluß des Geschäfts- 
jahres ausscheiden, sind abzusetzen; 

4. bei öffentlich-rechtlichen Sparkassen so- 
wie bei Sparkassen des privaten Rechts, 
die als öffentliche Sparkassen anerkannt 
sind, die Rücklagen; 

5. bei Kreditinstituten des öffentlichen 
Rechts, die nicht unter Nummer 4 fallen, 
das eingezahlte Dotationskapital und die 
Rücklagen; 

6. bei Kreditinstituten in einer anderen 
Rechtsform das eingezahlte Kapital und 
die Rücklagen. 

(3) Dem haftenden Eigenkapital ist der Reinge- 
winn zuzurechnen, soweit seine Zuweisung zu den 
Rücklagen oder den Geschäftsguthaben beschlossen 
ist; entstandene Verluste sind von dem haftenden 
Eigenkapital abzuziehen. Als Rücklagen im Sinne 
des Absatzes 2 gelten nur die als Rücklagen ausge- 
wiesenen Beträge mit Ausnahme solcher Passiv- 
posten, die auf Grund steuerlicher Vorschriften 
erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind. 

(4) Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter 
sind nur dann dem haftenden Eigenkapital zuzu- 
rechnen, wenn sie bis zur vollen Höhe am Ver- 


lust teilnehmen oder erst nadi Befriedigung der 
Gläubiger des Kreditinstituts zurückgefordert wer- 
den können. Nachgewiesenes freies Vermögen des 
Inhabers oder der persönlich haftenden Gesell- 
schafter kann auf Antrag in einem vom Bundes- 
aufsichtsamt zu bestimmenden Umfang als haften- 
des Eigenkapital berücksichtigt werden. 

(5) Maßgebend für die Bemessung des haftenden 
Eigenkapitals ist die letzte für den Schluß eines 
Geschäftsjahres festgestellte Bilanz. Kapitalver- 
änderungen, die später in öffentliche Register ein- 
getragen worden sind, sind zu berücksichtigen. 

§ 10 

Liquidität 

Die Kreditinstitute müssen die ihnen anvertrau- 
ten Gelder so anlegen, daß jederzeit eine ausrei- 
chende Zahlungsbereitschaft gewährleistet ist. Das 
Bundesaufsichtsamt stellt im Einvernehmen mit der 
Deutschen Bundesbank Grundsätze auf, nach denen 
es für den Regelfall beurteilt, ob die Liquidität 
eines Kreditinstituts ausreicht; die Spitzenverbände 
der Kreditinstitute sind vorher anzuhören. Die 
Grundsätze sind im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 

§ 11 

Anlagen in Grundbesitz, Schiffen und Beteiligungen 

Die dauernden Anlagen eines Kreditinstituts in 
Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteiligun- 
gen dürfen, nach den Buchwerten berechnet, zusam- 
men das haftende Eigenkapital nicht übersteigen. 
Das Bundesaufsichtsamt kann auf Antrag zulassen, 
daß ein Kreditinstitut vorübergehend von dieser 
Vorschrift abweicht. 


2. Kreditgeschäft 
§ 12 

Großkredite 

(1) Kredite an einen Kreditnehmer, die insge- 
samt fünfzehn vom Hundert des haftenden Eigen- 
kapitals des Kreditinstituts übersteigen (Großkre- 
dite), sind unverzüglich der Deutschen Bundesbank 
anzuzeigen, wenn der zugesagte oder in Anspruch 
genommene Betrag zwanzigtausend Deutsche Mark 
übersteigt. Bereits angezeigte Großkredite sind er- 
neut anzuzeigen, wenn sie um mehr als zwanzig 
vom Hundert des zuletzt angezeigten Betrages er- 
höht werden. Die Deutsche Bundesbank leitet die 
Anzeigen mit ihrer Stellungnahme an das Bundes- 
aufsichtsamt weiter; dieses kann auf die Weiter- 
leitung bestimmter Anzeigen verzichten. Das Bun- 
desaufsichtsamt kann von den Kreditinstituten jähr- 
lich einmal eine Sammelaufstellung der anzeige- 
pflichtigen Großkredite einfordern. 

(2) Kreditinstitute in der Rechtsform einer 
juristischen Person oder einer Personenhandels- 
gesellschaft dürfen unbeschadet der Wirksamkeit 
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des Rechtsgeschäftes Großkredite nur auf Grund 
eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Ge- 
schäftsleiter gewähren. Der Beschluß soll vor der 
Kreditgewährung gefaßt werden. Ist dies im Einzel- 
fall wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäftes nicht 
möglich, so ist der Beschluß unverzüglich nachzu- 
holen. Der Beschluß ist aktenkundig zu machen. 

(3) Großkredite sollen zusammen nicht mehr als 
die Hälfte des Betrages aller Kredite des Kredit- 
instituts ausmachen. Maßgebend sind die in 
Anspruch genommenen Beträge. 

(4) Der einzelne Großkredit soll das haftende 
Eigenkapital des Kreditinstituts nicht übersteigen. 

(5) Bei der Errechnung der Großkredite sind 
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährlei- ! 
stungen für andere sowie Kredite aus dem Ankauf i 
von bundesbankfähigen Wechseln nur zur Hälfte j 
anzusetzen. 

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zusagen 

von Kreditrahmenkontingenten im Teilzahlungs- 
finanzierungsgeschäft. I 


Millionenkredite 

(1) Die Kreditinstitute haben der Deutschen Bun- | 
desbank bis zum Zehnten der Monate Februar, ! 
April, Juni, August, Oktober und Dezember diejeni- i 
gen Kreditnehmer anzuzeigen, deren Verschuldung | 
bei ihnen zu irgendeinem Zeitpunkt während der 
dem Meldetermin vorhergehenden zwei Kalender- | 
monate eine Million Deutsche Mark oder mehr be- 
tragen hat. Dies gilt bei Gemeinschaftskrediten 
von einer Million Deutsche Mark und mehr auch 
dann, wenn der Anteil des einzelnen Kreditinstituts 
eine Million Deutsche Mark nicht erreicht. Aus der 
Anzeige muß die Höhe der Verschuldung des Kre- 
ditnehmers am Ende des der Anzeige vorangegan- 
genen Monats ersichtlich sein. § 12 Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Ergibt sich, daß einem Kreditnehmer von 
mehreren Kreditinstituten Kredite der in Absatz 1 
bezeichneten Art gewährt worden sind, so hat die 
Deutsche Bundesbank die beteiligten Kreditinstitute 
zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung darf nur 
Angaben über die angezeigte Gesamtverschuldung 
des Kreditnehmers und über die Anzahl der betei- 
ligten Kreditinstitute umfassen. Die Höhe von 
Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährlei- 
stungen, die in der angezeigten Gesamtverschul- 
dung enthalten sind, ist gesondert in einer Summe 
anzugeben, ebenso die Höhe von Verbindlichkeiten 
aus Wechseln, bei denen dem Kreditnehmer ein 
Rückgriffsanspruch gegen andere Wechselverpflich- 
tete zusteht. 

§ 14 

Organkredite 

(1) Kredite an 

1. Geschäftsleiter des Kreditinstituts, 

2. nicht zu den Geschäftsleitern gehörende 
Gesellschafter des Kreditinstituts, wenn 


dieses in der Rechtsform einer Personen- 
handelsgesellschaft betrieben wird, 

3. Mitglieder des Aufsichtsrats oder des 
Verwaltungsrats des Kreditinstituts, 

4. leitende Beamte und leitende Angestellte 
des Kreditinstituts, 

5. Ehegatten und minderjährige Kinder der 
unter Nummern 1 bis 4 genannten Perso- 
nen, 

6. dritte Personen, die für Rechnung einer 
der unter Nummern 1 bis 5 genannten 
Personen handeln, 

7. juristische Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften, wenn ein Geschäftslei- 
ter des Kreditinstituts gesetzlicher Ver- 
treter oder Mitglied des Aufsichtsrats oder 
des Verwaltungsrats der juristischen Per- 
son oder Gesellschafter der Personenhan- 
delsgesellschaft ist, 

8. juristische Personen und Personenhandels- 
gesellschaften, wenn ein gesetzlicher Ver- 
treter der juristischen Person oder ein Ge- 
sellschafter der Personenhandelsgesell- 
schaft dem Aufsichtsrat oder dem Verwal- 
tungsrat des Kreditinstituts angehört, 

dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlus- 
ses sämtlicher Geschäftsleiter des Kreditinstituts 
und nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Auf- 
sichtsrats oder des Verwaltungsrats gewährt wer- 
den. Der Gewährung eines Kredits steht die Gestat- 
tung von Entnahmen gleich, die über die einem Ge- 
schäftsleiter oder einem Mitglied des Aufsichtsrats 
oder des Verwaltungsrats zustehenden Vergütungen 
hinausgehen, insbesondere auch die Gestattung der 
Entnahme von Vorschüssen auf Vergütungen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewäh- 
rung von Krediten an persönlich haftende Gesell- 
schafter, an Geschäftsführer, an Mitglieder des Vor- 
standes, an Mitglieder des Aufsichtsrats oder des 
Verwaltungsrats und an leitende Beamte und lei- 
tende Angestellte eines von dem Kreditinstitut ab- 
hängigen oder es beherrschenden Unternehmens 
sowie an Personen, die zu ihnen in der in Absatz 1 
Nr. 5 oder 6 bezeichneten Beziehung stehen. In die- 
sen Fällen muß die ausdrückliche Zustimmung des 
Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats von dem 
entsprechenden Organ des herrschenden Unterneh- 
mens erteilt sein. 

(3) Der Beschluß der Geschäftsleiter und der Be- 
schluß über die Zustimmung sind vor der Gewäh- 
rung des Kredits zu fassen. Die Beschlüsse müssen 
Bestimmungen über die Verzinsung und Rückzah- 
lung des Kredits enthalten. Sie sind aktenkundig zu 
machen. Ist die Gewährung eines Kredits nach Ab- 
satz 1 Nr. 7 oder 8 eilbedürftig, so genügt es, daß 
sämtliche Geschäftsleiter sowie der Aufsichtsrat 
oder der Verwaltungsrat der Kreditgewährung un- 
verzüglich nachträglich zustimmen. Die Zustimmung 
zu Krediten an die in Absatz 1 Nr. 1 bis 6 und 
Absatz 2 genannten Personen kann für bestimmte 
Kreditgeschäfte und Arten von Kreditgeschäften 
schon vor dem Beschluß der Geschäftsleiter, jedoch 
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nicht für länger als drei Monate im voraus erteilt 
werden. 

(4) Wird entgegen Absatz 1 Nr. 1 bis 6, Ab- 
satz 2 und Absatz 3 ein Kredit gewährt, so ist die- 
ser ohne Rücksicht auf entgegenstehende Verein- 
barungen sofort zurückzuzahlen, wenn nicht sämt- 
liche Geschäftsleiter sowie der Aufsichtsrat oder der 
Verwaltungsrat der Kreditgewährung nachträglich 
zustimmen. 

§ 15 

Anzeigepflicht 

Dem Bundesaufsichtsamt sind unverzüglich anzu- 
zeigen 

1. Kredite an Geschäftsleiter sowie leitende Be- 
amte und leitende Angestellte des Kreditinsti- 
tuts, wenn sie die Höhe der Gesamtbezüge 
(Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwands- 
entschädigungen, Versicherungsentgelte, Pro- 
visionen und Nebenleistungen jeder Art) für 
das letzte Geschäftsjahr überschreiten; für 
Geschäftsleiter, die unter Nummern 2 und 3 
fallen, gelten nur diese Vorschriften. Kredite 
an ehrenamtliche Geschäftsleiter sind nur 
unter den Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 
Satz 1 anzuzeigen; 

2. Kredite an Gesellschafter eines in der Rechts- 
form einer Personenhandelsgesellschaft betrie- 
benen Kreditinstituts, wenn sie ein Zehntel 
des für das letzte Geschäftsjahr festgestellten 
Kapitalanteiles übersteigen. Ist der ihnen aus 
dem letzten Geschäftsjahr zugeflossene Ge- 
winn zuzüglich etwaiger sonstiger Bezüge im 
Sinne der Nummer 1 höher, so ist dieser Be- 
trag für die Anzeigepflicht maßgebend; 

3. Entnahmen durch Inhaber und persönlich haf- 
tende Gesellschafter unter den in Nummer 2 
bezeichneten Voraussetzungen; bei persönlich 
haftenden Gesellschaftern sind Kredite und 
Entnahmen zusammenzurechnen; 

4. Kredite an Mitglieder des Aufsichtsrats oder 
des Verwaltungsrats des Kreditinstituts, wenn 
sie auch nach § 12 Abs. 1 Satz 1 anzuzeigen 
sind; 

5. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Nr. 5 genannten 
Personen unter den Voraussetzungen, unter 
denen ein Kredit an den bei dem Kreditinstitut 
tätigen Ehegatten oder Elternteil anzuzeigen 
wäre; 

6. Kredite an die in § 14 Abs. 1 Nr. 6 genannten 
Personen unter den Voraussetzungen, unter 
denen ein Kredit an die Person anzeigepflich- 
tig wäre, für deren Rechnung der Kreditneh- 
mer handelt; 

7. Kredite an juristische Personen und Personen- 
handelsgesellschaften, wenn der Inhaber oder 
ein Geschäftsleiter des Kreditinstituts gesetz- 
licher Vertreter der juristischen Person oder 
Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft 
ist; 

B. Kredite an die in § 14 Abs. 2 genannten Per- 
sonen, sofern sie unter entsprechender An- 


wendung der Nummern 1 bis 6 anzuzeigen 
wären. 

§ 16 

Haftungsbestimmung 

(1) Wird entgegen den Vorschriften des § 14 Kre- 
dit gewährt, so haften die Geschäftsleiter, die hier- 
bei ihre Pflichten verletzten, und die Mitglieder des 
Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats, die trotz 
Kenntnis gegen eine beabsichtigte Kreditgewährung 
pflichtwidrig nicht einschreiten, dem Kreditinstitut 
als Gesamtschuldner für den enstehenden Schaden; 
die Geschäftsleiter und die Mitglieder des Auf- 
sichtsrats oder des Verwaltungsrats haben nachzu- 
weisen, daß sie nicht schuldhaft gehandelt haben. 

(2) Der Ersatzanspruch des Kreditinstituts kann 
auch von den Gläubigern des Kreditinstituts gel- 
tend gemacht werden, soweit sie von diesem keine 
Befriedigung erlangen können. Den Gläubigern 
gegenüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen 
Verzicht oder Vergleich des Kreditinstituts noch, 
bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer juristi- 
schen Person, dadurch aufgehoben, daß die Kredit- 
gewährung auf einem Beschluß des obersten Organs 
des Kreditinstituts (Hauptversammlung, General- 
versammlung, Versammlung der Gesellschafter) 
beruht. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
fünf Jahren. 

§ 17 

Kreditunterlagen 

Von Kreditnehmern, denen Kredite von insgesamt 
mehr als zehntausend Deutsche Mark gewährt wer- 
den, hat das Kreditinstitut die Offenlegung ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere die 
Vorlage der Jahresabschlüsse, zu verlangen. Das 
Kreditinstitut kann hiervon absehen, wenn das Ver- 
langen nach Offenlegung im Hinblick auf die ge- 
stellten Sicherheiten oder auf die Mitverpflichteten 
offensichtlich unbegründet wäre. 

§ 18 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 12 bis 17 sind 
anzusehen 

1. Gelddarlehen aller Art; 

2. die Diskontierung von Wechseln und 
Schecks; 

3. die Stundung von Forderungen aus nicht 
bankmäßigen Handelsgeschäften, insbe- 
sondere Warengeschäften, von Kredit- 
instituten über die handelsübliche Frist 
hinaus; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstige Ge- 
währleistungen eines Kreditinstituts für 
andere; 

5. Beteiligungen eines Kreditinstituts an dem 
Unternehmen eines Kreditnehmers, wenn 
ihr Nennbetrag mindestens ein Viertel 
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des eingezahlten Kapitals des Unterneh- 
mens ausmacht. 

Zugunsten des Kreditinstituts bestehende Sicher- 
heiten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei dem 
Kreditinstitut bleiben außer Betracht. 

(2) Im Sinne der §§ 12 bis 17 gelten als ein Kre- 
ditnehmer 

1, alle demselben Konzern angehörenden 
sowie die durch Gewinn- und Verlust- 
ausgleich verbundenen Unternehmen; 

2. Personenhandelsgesellschaften und ihre 
persönlich haftenden Gesellschafter. 

§ 19 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 12 bis 17 gelten nicht für 

1. Kredite, die dem Bund, einem Sonder- 
vermögen des Bundes, einem Land, einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
gewährt werden; 

2. ungesicherte Forderungen an andere Kre- 
ditinstitute aus bei diesen unterhaltenen, 
nur der Geldanlage dienenden Guthaben, 
die spätestens in drei Monaten fällig 
sind; Forderungen eingetragener Genos- 
senschaften an ihre Zentralkassen, von 
Sparkassen an ihre Girozentralen sowie 
von Zentralkassen und Girozentralen an 
ihre Zentralkreditinstitute können später 
fällig gestellt sein; 

3. von anderen Kreditinstituten angekaufte 
Wechsel, die von einem Kreditinstitut an- 
genommen, indossiert oder als eigene 
Wechsel ausgestellt sind, eine Laufzeit 
von höchstens drei Monaten haben und 
am Geldmarkt üblicherweise gehandelt 
werden; 

4 . abgeschriebene Kredite. 

(2) Die §§ 12, 13, 14 Abs. 1 Nr. 7 und 8, § 15 
Nr. 7, §§ 16 und 17 gelten nicht für 

1. Kredite der in § 9 Abs. 2 Nr. 4 und 5 ge- 
nannten Kreditinstitute, die im Rahmen 
der gesetzlichen oder satzungsmäßigen 
Vorschriften entweder im Realkredit- 
geschäft oder an juristische Personen des 
Öffentlichen Rechts gewährt werden, wenn 
sie frühestens vier Jahre nach der Ent- 
stehung rückzahlbar sind oder einer 
regelmäßigen Tilgung unterliegen, die 
sich über mindestens vier Jahre erstreckt; 

2. Kredite von Hypothekenbanken, die den 
Erfordernissen der §§ 11 und 12 des 
Hypothekenbankgesetzes entsprechen, so- 
wie die in § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des 
Hypothekenbankgesetzes bezeichneten 
Darlehen; 

3. Kredite von Schiffspfandbriefbanken, die 
den Erfordernissen der §§ 10 und 11 des 
Schiffsbankgesetzes entsprechen. 

(3) § 13 gilt nicht für Kredite von Versicherungs- 
unternehmen, die den Vorschriften des § 68 Abs. 1 


Nr. 1 und Abs. 2 sowie des § 69 des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs- 
unternehmungen und Bausparkassen entsprechen. 

(4) § *12 gilt nicht für Kredite, soweit sie vom 
Bund, einem Sondervermögen des Bundes oder 
einem Land verbürgt oder von diesen in anderer 
Weise gesichert sind. 

3. Sparverkehr 
§ 20 

Spareinlagen 

(1) Spareinlagen sind Einlagen, die durch Aus- 
fertigung einer Urkunde, insbesondere eines Spar- 
buches, als solche gekennzeichnet sind. 

(2) Als Spareinlagen dürfen nur Beträge ange- 
nommen werden, die der Ansammlung oder Anlage 
von Vermögen dienen; Geldbeträge, die zur Ver- 
wendung im Geschäftsbetrieb oder für den Zah- 
lungsverkehr bestimmt sind, erfüllen diese Voraus- 
setzung nicht. Insbesondere dürfen Gehalts-, Pen- 
sions- und Rentenzahlungen nicht auf Sparkonten 
gutgeschrieben werden. Eine von vornherein be- 
fristete Annahme von Geldbeträgen als Sparein- 
lage ist unzulässig. 

(3) Geldbeträge von juristischen Personen und 
Personenhandeisgesellschaften dürfen nur dann 
als Spareinlagen angenommen werden, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 nachgewie- 
sen sind. Für Geldbeträge von Einrichtungen, die ge- 
meinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
dienen, bedarf es dieses Nachweises nicht. 

(4) Urkunden über Sparkonten dürfen ohne Ein- 
lage nicht ausgegeben werden. Die Urkunde ist 
dem Einleger auszuhändigen; sie darf nur in Aus- 
nahmefällen bei dem Kreditinstitut hinterlegt wer- 
den. Verfügungen über Spareinlagen dürfen nicht 
durch Überweisung oder Scheck und nur gegen 
Vorlegung der Urkunde zugelassen werden. Bei 
voller Rückzahlung der Einlage ist die Urkunde 
zurückzufordern. 

§ 21 

Kündigung und Rückzahlung 

(1) Die Kündigungsfrist für Spareinlagen beträgt 
drei Monate (gesetzliche Kündigungsfrist). Von 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist kön- 
nen ohne Kündigung bis zu eintausend Deutsche 
Mark für jedes Sparkonto innerhalb von dreißig 
Zinstagen zurückgefordert werden. 

(2) Für Spareinlagen kann eine längere Kündi- 
gungsfrist als die gesetzliche vereinbart werden; 
sie muß mindestens ein Jahr betragen. In diesem 
Fall ist die Kündigung frühestens sechs Monate 
nach der Einzahlung der Spareinlage zulässig. 

(3) Werden Spareinlagen ausnahmsweise vor- 
zeitig zurückgezahlt, so ist der zurückgezahlte Be- 
trag als Vorschuß zu verzinsen. Die Sollzinsen müs- 
sen die zu vergütenden Habenzinsen um minde- 
stens ein Viertel übersteigen. Die Berechnung von 
Vorschußzinsen kann im Falle einer wirtschaft- 
lichen Notlage des Berechtigten unterbleiben. 
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(4) Der jeweils geltende Zinssatz für Sparein- 
lagen ist durch Aushang im Kassenraum ersichtlich 
zu machen. 

4. Zinsen, Provisionen und Werbung 
§ 22 

(1) Zur Förderung einer gleichgewichtigen Wirt- 
schaftsentwicklung können durch Rechtsverordnung 
Anordnungen für die Kreditinstitute über die Be- 
dingungen erlassen werden, zu denen Kredite ge- 
währt und Einlagen entgegengenommen werden 
dürfen. Die Anordnungen sollen für die Sollzinsen, 
die Provisionen und die Habenzinsen Grenzen fest- 
setzen, die so zu bemessen sind, daß die kreditpoli- 
tischen Maßnahmen der Deutschen Bundesbank 
unterstützt werden und die gesamtwirtschaftliche 
Funktionsfähigkeit des Kreditgewerbes gewahrt 
bleibt. Die Rechtsverordnungen werden vom Bun- 
desminister für Wirtschaft im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank erlassen. Der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft kann diese Ermächtigung auf 
das Bundesaufsichtsamt mit der Maßgabe über- 
tragen, daß Rechtsverordnungen des Bundes- 
aufsichtsamtes nur im Einvernehmen mit der Deut- 
schen Bundesbank ergehen. Rechtsverordnungen 
des Bundesministers für Wirtschaft nach diesem 
Absatz können nur im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen erlassen werden. 

(2) Um Mißständen bei der Werbung der Kredit- 
institute zu begegnen, kann das Bundesaufsichts- 
amt bestimmte Artea der Werbung untersagen. 

(3) Die Spitzenverbände der Kreditinstitute kön- 
nen Vorschläge für die in Absatz 1 und 2 bezeich- 
neten Maßnahmen machen. Vor solchen Maßnah- 
men sind die Spitzenverbände der Kreditinstitute 
und, soweit sich die Maßnahme auf die Haben- 
zinsen oder auf die Werbung bezieht, auch die 
Deutsche Bundespost zu hören. 

5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute 
§ 23 

Anzeigen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt und der Deutschen Bundesbank unverzüg- 
lich anzuzeigen 

1. die Bestellung eines Geschäftsieiters unter 
Angabe der für die Beurteilung seiner Zu- 
verlässigkeit und fachlichen Eignung we- 
sentlichen Tatsachen, 

2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters, 

3. die Übernahme einer dauernden Beteili- 
gung an einem anderen Kreditinstitut, 

4. die Änderung der Rechtsform, soweit 
nicht bereits eine Erlaubnis nach § 31 
Abs. 1 erforderlich ist, 

5. Kapitalveränderungen, die in öffentliche 
Register eingetragen werden müssen. 


6. die Errichtung und die Schließung einer 
Zweigstelle, 

7. die Einstellung des Geschäftsbetriebes. 

(2) Hat ein Kreditinstitut die Absicht, sich mit 
einem anderen Kreditinstitut zu vereinigen, so hat 
es dies dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen 
Bundesbank rechtzeitig anzuzeigen. 

§ 24 

Monatsausweise 

(1) Die Kreditinstitute haben unverzüglich nach 
Ablauf eines jeden Monats der Deutschen Bundes- 
bank Monatsausweise einzureichen. Werden nach 
§ 18 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
monatliche Bilanzstatistiken durchgeführt, so gelten 
die hierzu einzureichenden Meldungen auch als 
Monatsausweise nach Satz 1. 

(2) Die Deutsche Bundesbank leitet die Monats- 
ausweise mit ihrer Stellungnahme auf Anfordern 
an das Bundesaufsichtsamt weiter. 

§ 25 

Bilanzvorlage 

Die Kreditinstitute haben der Deutschen Bundes- 
bank und dem Bundesaufsichtsamt die festgestellte 
Jahresbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung 
(Jahresabschluß) unverzüglich einzureichen; der 
Jahresabschluß ist zu erläutern. Sofern der Jahres- 
abschluß nach § 26 zu prüfen ist, muß er mit dem 
Prüfungsvermerk versehen sein. Der Bericht über 
die Prüfung des Jahresabschlusses (Prüfungsbericht) 
ist gleichfalls einzureichen; Kreditinstitute, die 
einem genossenschaftlichen Prüfungsverband ange- 
hören oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkas- 
sen- und Giroverbandes geprüft werden, haben den 
Prüfungsbericht nur auf Anforderung einzureichen. 

6. Prüfung des Jahresabschlusses und Depot- 
prüfung 

§ 26 

Prüfung des Jahresabschlusses 

(1) Der Jahresabschluß eines Kreditinstituts ist, 
bevor er festgestellt wird, unter Einbeziehung der 
Buchführung und des Geschäftsberichtes, soweit er 
den Jahresabschluß erläutert, durch einen oder 
mehrere Prüfer (Abschlußprüfer, genossenschaft- 
liche Prüfungsverbände, Prüfungsstellen eines Spar- 
kassen- und Giroverbandes) zu prüfen. Die Aufstel- 
lung und Prüfung des Jahresabschlusses ist, sofern 
sie nicht nach anderen Bestimmungen innerhalb 
einer kürzeren Frist zu erfolgen hat, innerhalb von 
fünf Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres vor- 
zunehmen. Die Sätze i und 2 gelten nicht für Kre- 
ditinstitute in der Rechtsform einer eingetragenen 
Genossenschaft, deren Bilanzsumme fünf Millionen 
Deutsche Mark nicht übersteigt; § 33 Abs. 3 des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften bleibt unberührt. 
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(2) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von ' 

Kreditinstituten in der Rechtsform der Einzelfirma, 
der offenen Handelsgesellschaft, der Kommandit- 
gesellschaft und der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung sind die §§ 135, 137 bis 141 und 211 Abs. 1, ^ 
3 bis 5 des Aktiengesetzes sinngemäß anzuwenden. 
Der Prüfer wird bei Personenhandelsgesellschaften 
von den Gesellschaftern, bei Gesellschaften mit be- | 
schränkter Haftung von der Gesellschafterversamm- I 
lung gewählt; bei Gesellschaften mit beschränkter j 
Haftung gilt § 136 Abs. 4 bis 6 des Aktiengesetzes j 
entsprechend. Der Prüfer soll vor Abschluß des Ge- 
schäftsjahres bestellt werden, auf das sich seine ; 
Prüfungstätigkeit erstreckt. i 

(3) Auf die Prüfung des Jahresabschlusses von | 
Kreditinstituten in der Rechtsform der eingetrage- | 
nen Genossenschaft sind die §§55 bis 62, 64, 64a 
und 64b des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und ^ 
Wirtschaftsgenossenschaften sowie § 135 Abs. 1 j 
Satz 2, §§ 140 und 144 Abs. 1 Satz 1 des Aktien- 
gesetzes sinngemäß anzuwenden; eine Bescheini- 
gung über die Prüfung des Jahresabschlusses ist 
nicht zum Genossenschaftsregister einzureichen. 

§ 27 ; 

Bestellung des Prüfers in besonderen Fällen 

(1) Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt den von ihnen bestellten Prüfer unver- ; 
züglich nach der Bestellung anzuzeigen. Das Bun- j 
desaufsichtsamt kann innerhalb eines Monats nach , 
Zugang der Anzeige die Bestellung eines anderen 
Prüfers verlangen, wenn dies zur Erreichung des 
Prüfungszwecks geboten ist. 

(2) Das Registergericht des Sitzes des Kredit- 
instituts hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes 
einen Prüfer zu bestellen, wenn 

1. die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 nicht 

unverzüglich nach Ablauf des Geschäfts- j 

Jahres erstattet wird; ' 

2. das Kreditinstitut dem Verlangen auf Be- | 

Stellung eines anderen Prüfers nach Ab- ' 
Satz 1 Satz 2 nicht unverzüglich nach- i 
kommt; I 

3. der gewählte Prüfer die Annahme des i 

Prüfungsauftrages abgelehnt hat, weg- | 
gefallen ist oder am rechtzeitigen Ab- | 
Schluß der Prüfung verhindert ist und das | 
Kreditinstitut nicht unverzüglich einen an- 
deren Prüfer bestellt hat. ; 

Die Bestellung durch das Gericht ist endgültig. § 136 1 

Abs. 5 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. Das j 
Registergericht kann auf Antrag des Bundesauf- 
sichtsamtes einen nach Satz 1 bestellten Prüfer ab- I 
berufen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kredit- I 
institute, die einem genossenschaftlichen Prüfungs- 
verband angeschlossen sind oder durch die Prü- 
fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes 
geprüft werden. 


§ 28 

Besondere Pflichten des Prüfers 

(1) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses und, 
soweit eine solche nach § 26 Abs. 1 Satz 3 nicht er- 
forderlich ist, bei der Prüfung nach § 53 des Geset- 
zes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften hat der Prüfer auch festzustellen, ob 
das Kreditinstitut die Anzeigepflichten nach § 12 
Abs. 1, § 13 Abs. 1, §§ 15 und 23 erfüllt hat; das 
Ergebnis ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 

(2) Der Prüfer hat dem Bundesaufsichtsamt und 
der Deutschen Bundesbank auf Verlangen den Prü- 
fungsbericht zu erläutern und Auskunft über die 
bei der Prüfung im Rahmen seiner Prüfungspflicht 
getroffenen Feststellungen zu erteilen. 

§ 29 

Depotprüfling 

(1) Bei Kreditinstituten, die das Effektengeschäft 
oder das Depotgeschäft betreiben, sind diese Ge- 
schäfte regelmäßig zu prüfen (Depotprüfung). 

(2) Das Bundesaufsichtsamt erläßt nähere Be- 
stimmungen über Art, Umfang und Zeitpunkt der 
Depotprüfung. Der Depotprüfer wird vom Bundes- 
aufsichtsarnt oder in dessen Auftrag von anderen 
Stellen bestellt. Durch seine Bestellung erlangt er 
Anspruch auf Vergütung nur gegen das Kreditinsti- 
tut. Das Bundesaufsichtsamt kann die Höhe der 
Vergütung bestimmen. 


7. Befreiungen 
§ 30 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
Anhörung der Deutschen Bundesbank durch Rechts- 
verordnung 

1. alle Kreditinstitute oder Arten oder Grup- 
pen von Kreditinstituten von der Pflicht 
zur Anzeige bestimmter Kredite und Tat- 
bestände nach § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, 
§§ 15 und 23 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 sowie 
Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Pflicht zur Einreichung von Mo- 
natsausweisen nach § 24 freisteilen, wenn 
die Angaben für die Aufsicht ohne Be- 
deutung sind; 

2. Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
von der Einhaltung der Vorschriften der 
§§ 11, 12 Abs. 3 und 4 sowie des § 25 
freisteilen, wenn die Eigenart des Ge- 
schäftsbetriebes dies rechtfertigt. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann einzelne Kre- 
ditinstitute von Verpflichtungen nach §§ 11, 12 
Abs. 1, 3 und 4, § 14 Abs. 1 Nr. 7 und 8 und Abs. 2, 
§§ 15, 23 Abs. 1 Nr. 1 bis 5, §§ 24, 25 und 29 frei- 
steilen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbe- 
sondere wegen der Art oder des Umfanges der 
betriebenen Geschäfte, angezeigt ist. 


11 



Drucksache 1114 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


DRITTER ABSCHNITT 

Vorschriften 

über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute 

1. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 

§ 31 

Erlaubnis 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Umfang betreiben will, bedarf der schriftlichen Er- 
laubnis des Bundesaufsichtsamtes. 

(2) Die Erlaubnis kann auf einzelne Bankge- 
schäfte beschränkt werden. Sie kann unter Auf- 
lagen erteilt werden. 

§ 32 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis darf nur versagt werden, 

1. wenn die zum Geschäftsbetrieb erforder- 
lichen Mittel, insbesondere ein ausreichen- 
des, haftendes Eigenkapital, im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nicht zur Ver- 
fügung stehen; 

2. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß ein Antragsteller oder eine 
der in § 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten 
Personen nicht zuverlässig ist; 

3. wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
ergibt, daß der Inhaber oder eine der in 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen 
nicht die zur Leitung des Kreditinstituts 
erforderliche fachliche Eignung hat und 
auch nicht eine andere Person nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 oder 3 als Geschäftsleiter 
anerkannt wird. 

(2) Die fachliche Eignung für die Leitung eines 
Kreditinstituts ist regelmäßig anzunehmen, wenn 
eine dreijährige leitende Tätigkeit bei einem Kre- 
ditinstitut von vergleichbarer Größe und Geschäfts- 
art nachgewiesen wird. 

§ 33 

Stellvertretung und Fortführung bei Todesfall 

(1) § 45 der Gewerbeordnung findet auf Kredit- 
institute keine Anwendung. 

(2) Nach dem Tode des Inhabers der Erlaubnis 
darf das Kreditinstitut ohne Erlaubnis für die Erben 
bis zur Dauer eines Jahres durch einen Stellver- 
treter fortgeführt werden, wenn dieser zuverlässig 
ist und die erforderliche fachliche Eignung hat. Der 
Stellvertreter ist unverzüglich nach dem Todesfall 
zu bestellen; er gilt als Geschäftsleiter. Das Bundes- 
aufsichtsamt kann die Frist nach Satz 1 aus beson- 
deren Gründen verlängern. 


I § 34 

* Erlöschen und Rücknahme der Erlaubnis 

I 

(1) Die Erlaubnis erlischt, wenn von ihr nicht 
innerhalb eines Jahres seit ihrer Erteilung Ge- 
brauch gemacht wird. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis 
zurücknehmen, 

1. wenn sie durch unrichtige oder unvoll- 
ständige Angaben, durch Täuschung, Dro- 
hung oder durch sonstige unlautere Mittel 
erwirkt worden ist; 

2. wenn der Geschäftsbetrieb, auf den sich 

! die Erlaubnis bezieht, ein Jahr lang nicht 

mehr ausgeübt worden ist; 

3. wenn ihm Tatsachen bekanntwerden, die 
die Versagung der Erlaubnis nach § 32 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 rechtfertigen würden; 

4. wenn Gefahr für die Sicherheit der einem 

I Kreditinstitut anvertrauten Vermögens- 

j werte besteht und die Gefahr nicht durch 

j andere Maßnahmen nach diesem Gesetz 

I abgewendet werden kann. 

I 

§ 35 

Abberufung von Geschäftsleitern 

(1) In dem Falle des § 34 Abs. 2 Nr. 3 kann das 
Bundesaufsichtsamt, statt die Erlaubnis zurückzu- 

i nehmen, die Abberufung von Geschäftsleitern ver- 
langen, auf deren Person sich die Tatsachen bezie- 
I hen, und bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
I einer juristischen Person diesen Geschäftsleitern 
I auch die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Abberufung 
eines Geschäftsleiters auch verlangen, wenn dieser 
vorsätzlich oder leichtfertig gegen die Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes, die zu seiner Durchführung 
erlassenen Verordnungen oder gegen Anordnungen 
des Bundesaufsichtsamtes verstoßen hat und trotz 
Verwarnung durch das Bundesaufsichtsamt dieses 
Verhalten fortsetzt. 

§ 36 

Verhinderung ungesetzlicher Geschäfte 

Werden Bankgeschäfte ohne die nach § 31 erfor- 
derliche Erlaubnis oder werden nach § 3 verbotene 
Geschäfte betrieben, so kann das Bundesaufsichts- 
amt gegen die Fortführung dieser Geschäfte ein- 
schreiten. 

' § 37 

I Folgen der Erlaubnisrücknahme 

(1) Nimmt das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis 
zurück, so kann es bei juristischen Personen und 
Personenhandelsgesellschaften bestimmen, daß das 
j Kreditinstitut abzuwickeln ist. Seine Entscheidung 
' wirkt wie ein Auflösungsbeschluß. Sie ist dem 
1 Registergericht mitzuteilen und von diesem in das 
' Handels- oder Genossenschaftsregister einzutragen. 

I Für die Abwicklung kann das Bundesaufsichtsamt 


12 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1114 


grundsätzliche Anordnungen treffen. Das Register- 
gericht hat auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes 
Abwickler zu bestellen, wenn die sonst zur Ab- 
wicklung berufenen Personen keine Gewähr für die 
ordnungsmäßige Abwicklung bieten. Gegen die 
Verfügung des Registergerichts findet die sofortige 
Beschwerde statt. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann die Rücknahme 
der Erlaubnis im Bundesanzeiger und in Tageszei- 
tungen bekanntmachen. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für juristische Personen 
des öffentlichen Rechts. 


2. Schutz der Bezeichnungen „Bank'' und 
„Sparkasse" 

§ 38 

Bezeichnungen „Bank" und „Bankier“ 

(1) Die Bezeichnung „Bank", „Bankier" oder eine 
Bezeichnung, in der das Wort „Bank" oder „Ban- 
kier" enthalten ist, dürfen, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, in der Firma, als 
Zusatz zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäfts- 
zwecks oder zu Werbezwecken nur führen 

1. die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden Unternehmen, die nach den 
bisherigen Vorschriften eine solche Be- 
zeichnung befugt geführt haben, 

2. Kreditinstitute, die eine Erlaubnis nach 
§ 31 besitzen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann bei Erteilung 
der Erlaubnis bestimmen, daß die in Absatz 1 
genannten Bezeichnungen nicht geführt werden 
dürfen, wenn Art oder Umfang der Geschäfte des 
Kreditinstituts nach der Verkehrsanschauung die 
Führung einer solchen Bezeichnung nicht rechtfer- 
tigen. 

§ 39 

Bezeichnung „Sparkasse" 

(1) Die Bezeichnung „Sparkasse" oder eine Be- 
zeichnung, in der das Wort „Sparkasse" enthalten 
ist, dürfen in der Firma, als Zusatz zur Firma, zur 
Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu Werbe- 
zwecken nur führen 

1. die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden Unternehmen, die nach den 
bisherigen Vorschriften eine solche Be- 
zeichnung befugt geführt haben; 

2. öffentlich-rechtliche Sparkassen, die eine 
Erlaubnis nach § 31 besitzen. 

(2) Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 
dürfen die Bezeichnung „Bausparkasse", eingetra- 
gene Genossenschaften, die einem Prüfungsverband 
angehören, die Bezeichnung „Spar- und Darlehns- 
kasse" führen. 


§ 40 

Ausnahmen 

Die §§ 38 und 39 gelten nicht für Unternehmen, 
die die Worte „Bank", „Bankier" oder „Sparkasse" 
in einem Zusammenhang führen, der den Anschein 
ausschließt, daß sie Bankgeschäfte betreiben. 

§ 41 

Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 

Das Bundesaufsichtsamt entscheidet in Zweifels- 
fällen, ob ein Unternehmen zur Führung der in 
§§ 38 und 39 genannten Bezeichnungen befugt ist. 
Es hat seine Entscheidungen dem Registergericht 
mitzuteilen. 

§ 42 

Registervorschriften 

(1) Soweit nach § 31 das Betreiben von Bank- 
geschäften einer Erlaubnis bedarf, dürfen Eintra- 
gungen in öffentliche Register nur vorgenommen 
werden, wenn dem Registergericht die Erlaubnis 
nachgewiesen ist. 

(2) Führt ein Unternehmen eine Firma oder 
einen Zusatz zur Firma, deren Gebrauch nach §§ 38 
bis 40 unzulässig ist, so hat das Registergericht die 
Firma oder den Zusatz zur Firma von Amts wegen 
zu löschen; § 142 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie 
§ 143 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten entspre- 
chend. Das Unternehmen ist zur Unterlassung des 
Gebrauchs der Firma oder des Zusatzes zur Firma 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten: § 140 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit gilt entsprechend. 

(3) Das Bundesaufsichtsamt ist berechtigt, in Ver- 
fahren des Registergerichts, die sich auf die Eintra- 
gung oder Änderung der Rechtsverhältnisse oder 
der Firma von Kreditinstituten beziehen, Anträge 
zu stellen und die nach dem Reichsgesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zulässigen Rechtsmittel einzulegen. 

3. Auskünfte und Prüfungen 

§ 43 

(1) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt 

1. von den Kreditinstituten und den Mitglie- 
dern ihrer Organe Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten sowie die Vor- 
legung der Bücher und Schriften zu ver- 
langen und die erforderlichen Prüfungen 
vorzunehmen; die Bediensteten des Bun- 
desaufsichtsamtes können hierzu die Ge- 
schäftsräume des Kreditinstituts betreten; 
das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes wird insoweit eingeschränkt; 

2. bei Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person zu den Haupt-, 
Gesellschafter-, General- und Vertreter- 
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Versammlungen sowie zu Sitzungen der 
Aufsichtsorgane Vertreter zu entsenden; 
diese können das Wort ergreifen; 

3. von Kreditinstituten in der Rechtsform 
einer juristischen Person die Einberufung 
der in Nummer 2 bezeichneten Versamm- 
lungen, die Anberaumung von Sitzungen 
der Verwaltungs- und Aufsichtsorgane so- 
wie die Ankündigung von Gegenständen 
zur Beschlußfassung zu verlangen; in die- 
sem Falle stehen ihm die in Nummer 2 
genannten Befugnisse auch für die Sitzun- 
gen der Verwaltungsorgane zu. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann Auskünfte über 
die Geschäftsangelegenheiten und die Vorlegung 
der Bücher und Schriften auch von einem Unterneh- 
men verlangen, bei dem Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß es Kreditinstitut ist oder nach § 3 
verbotene Geschäfte betreibt. 

(3) Die Befugnisse nach Absatz 1 Nr. 1 stehen 
auch den in § 7 Abs. 2 bezeichneten Personen und 
Einrichtungen im Rahmen ihres Auftrages zu. Die 
Befugnis, von den Kreditinstituten und ihren Orga- 
nen Auskünfte über Geschäftsangelegenheiten zu 
verlangen, steht auch der Deutschen Bundesbank 
zu, soweit sie nach diesem Gesetz tätig wird. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 


4. Maßnahmen in besonderen Fällen 

§ 44 

Maßnahmen bei unzureichendem Eigenkapital 
oder unzureichender Liquidität 

(1) Entspricht das haftende Eigenkapital eines 
Kreditinstituts nicht den Anforderungen des § 9 
Abs. 1 Satz 1 und wird der Mangel nicht innerhalb 
einer vom Bundesaufsichtsamt zu bestimmenden 
Frist behoben, so kann das Bundesaufsichtsamt Ent- 
nahmen durch die Inhaber oder Gesellschafter so- 
wie die Ausschüttung von Gewinnen untersagen 
oder beschränken. Beschlüsse über die Gewinnaus- 
schüttung sind insoweit nichtig, als sie einer solchen 
Anordnung widersprechen. 

(2) Entspricht die Anlage der einem Kreditinsti- 
tut anvertrauten Gelder nicht den Anforderungen 
des § 10 Satz 1 und wird der Mangel nicht inner- 
halb einer vom Bundesaufsichtsamt zu bestimmen- 
den Frist behoben, so kann das Bundesaufsichtsamt 
dem Kreditinstitut untersagen, verfügbare Mittel in 
Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und Beteiligun- 
gen anzulegen sowie Kredite {§ 18 Abs. 1) zu ge- 
währen. Es kann ferner die in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Maßnahmen treffen; Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 


§ 45 

Maßnahmen bei Gefahr 

(1) Besteht Gefahr für die Sicherheit der einem 
Kreditinstitut anvertrauten Vermögenswerte, so 
kann das Bundesaufsichtsamt zur Abwendung die- 
ser Gefahr einstweilige Maßnahmen treffen. Es 
kann insbesondere Anweisungen für die Geschäfts- 
führung des Kreditinstituts erlassen, die Annahme 
von Einlagen und die Gewährung von Krediten 
(§ 18 Abs. 1) verbieten oder begrenzen, Inhabern 
und Geschäftsleitern die Ausübung ihrer Tätigkeit 
untersagen oder beschränken und Aufsichtsperso- 
nen bestellen. 

(2) Soweit nach anderen Rechtsvorschriften in 
Fällen, in denen die erforderlichen gesetzlichen 
Vertreter fehlen, oder bei Kreditinstituten, die von 
einem Einzelkaufmann betrieben werden, der Inha- 
ber weggefallen oder verhindert ist, auf Antrag 
eines Beteiligten das Gericht eine vertretungsbe- 
rechtigte Person bestellen kann, steht unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 das An- 
tragsrecht auch dem Bundesaufsichtsamt zu. 

§ 46 

Moratorium, Einstellung des Bank- und Börsen- 
verkehrs 

(1) Treten durch wirtschaftliche Schwierigkeiten 
bei Kreditinstituten schwerwiegende Gefahren für 
die Gesamtwirtschaft, insbesondere für die geord- 
nete Durchführung des allgemeinen Zahlungsver- 
kehrs, ein, so kann die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung 

1. einem Kreditinstitut einen Aufschub für 
die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten ge- 
währen und anordnen, daß während der 
Dauer des Aufschubs Zwangsvollstreckun- 
gen, Arreste und einstweilige Verfügun- 
gen gegen das Kreditinstitut sowie das 
Vergleichsverfahren oder der Konkurs 
über das Vermögen des Kreditinstituts 
nicht zulässig sind; 

2. anordnen, daß die Kreditinstitute für den 
Verkehr mit ihrer Kundschaft vorüber- 
gehend geschlossen bleiben und im Kun- 
denverkehr Zahlungen und Überweisun- 
gen weder leisten noch entgegennehmen 
dürfen; sie kann diese Anordnung auf 
Arten oder Gruppen von Kreditinstituten 
sowie auf bestimmte Bankgeschäfte be- 
schränken; 

3. anordnen, daß die Wertpapierbörsen vor- 
übergehend geschlossen bleiben. 

(2) Vor den Maßnahmen nach Absatz 1 hat die 
Bundesregierung die Deutsche Bundesbank zu hören. 

(3) Trifft die Bundesregierung Maßnahmen nach 
Absatz 1, so hat sie durch Rechtsverordnung die 
Rechtsfolgen zu bestimmen, die sich hierdurch für 
Fristen und Termine auf dem Gebiet des bürger- 
lichen Rechts, des Handels-, Wechsel-, Scheck- und 
Verfahrensrechts sowie des Steuerrechts ergeben. 
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§ 47 

Wiederaufnahme des Bank- und Börsenverkehrs 

(1) Die Bundesregierung kann nach Anhörung 
der Deutschen Bundesbank für die Zeit nach einer 
vorübergehenden Schließung der Kreditinstitute und 
Wertpapierbörsen gemäß § 46 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
durch Rechtsverordnung Vorschriften für die Wie- 
deraufnahme des Zahlungs- und Überweisungsver- 
kehrs sowie des Börsenverkehrs erlassen. Sie kann 
hierbei insbesondere bestimmen, daß die Auszah- 
lung von Guthaben zeitweiligen Beschränkungen 
unterliegt. Für Geldbeträge, die nach einer vorüber- 
gehenden Schließung der Kreditinstitute angenom- 
men werden, dürfen solche Beschränkungen nicht 
angeordnet werden. 

(2) Die nach Absatz 1 sowie die nach § 46 Abs. 1 
erlassenen Rechtsverordnungen treten, wenn sie 
nicht vorher aufgehoben worden sind, drei Monate 
nach ihrer Verkündung außer Kraft. 

5. Zwangsmittel, Kosten und Gebühren 
§ 48 

Zwangsmittel 

Das Bundesaufsichtsamt kann die Befolgung der 
Verfügungen, die es innerhalb seiner gesetzlichen 
Befugnisse trifft, mit Zwangsmitteln nach den Be- 
stimmungen des Verwaltungsvollstreckungsgeset- 
zes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. 1 S. 157) 
durchsetzen. Es kann Zwangsmittel auch gegen 
Kreditinstitute anwenden, die juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind. 

§ 49 

Kosten und Gebühren 

(1) Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes sind 
dem Bund von den Kreditinstituten zu erstatten, so- 
weit sie nicht durch Gebühren oder durch besondere 
Erstattung nach Absatz 3 gedeckt sind. Die Kosten 
werden anteilig auf die einzelnen Kreditinstitute 
nach Maßgabe ihres Geschäftsumfanges um- 
gelegt und vom Bundesaufsichtsamt nach den Vor- 
schriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
beigetrieben. Das Nähere über die Erhebung der 
Umlage und über die Beitreibung bestimmt der 
Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann für Entschei- 
dungen auf Grund der §§ 31, 33 Abs. 2 und §§ 34 
bis 36 Gebühren in Höhe von einhundert bis zehn- 
tausend Deutsche Mark festsetzen. Die Höhe der 
Gebühr soll sich im Einzelfalle nach dem für die Ent- 
scheidung erforderlichen Arbeitsaufwand und nach 
dem Geschäftsumfang des betroffenen Unterneh- 
mens richten. 

(3) Die Kosten, die dem Bund durch eine Be- 
kanntmachung nach § 37 Abs. 2, durch eine auf 
Grund von § 43 Abs. 1 Nr. 1 vorgenommene Prü- 
fung oder durch die Bestellung einer Aufsichts- 
person entstehen, sind von dem betroffenen Unter- 


nehmen gesondert zu erstatten und auf Verlangen 
des Bundesaufsichtsamtes vorzuschießen. 

6. Strafen und Geldbußen 

§ 50 

Verbotene Geschäfte, Handeln ohne Erlaubnis 

(1) Wer vorsätzlich 

1. Geschäfte betreibt, die nach § 3 verboten 
sind, oder 

2. Bankgeschäfte ohne die nach § 31 erfor- 
derliche Erlaubnis betreibt, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 bezeich- 
neten Handlungen begeht, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

§ 51 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 8 begründete 
Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer die- 
ser Strafen bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag des Verletzten ein. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Ver- 
mögensvorteil zu verschaffen oder jemanden zu 
schädigen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei 
Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 

§ 52 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 43 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 oder 3 eine Auskunft 
nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig 
oder unrichtig erteilt, die Bücher oder 
Schriften nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig vorlegt oder die Ausübung der 
in § 43 Abs. 1 Nr. 1, 2 und Nr. 3 zweiter 
Halbsatz und Abs. 3 Satz 1 bezeichneten 
Befugnisse nicht duldet, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vor- 

schrift einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung, sofern diese 
ausdrücklich auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, oder einer auf Grund des § 22 
Abs. 2, des § 31 Abs. 2 Satz 2, des § 43 

Abs. 1 Nr. 3 erster Halbsatz, der §§ 44 

oder 45 Abs. 1 erlassenen vollziehbaren 
Verfügung zuwiderhandelt, 

3. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht 

zur Anzeige nach § 12 Abs. 1 Satz 1 und 
2, § 13 Abs. 1, §§ 15, 23 Abs. 1 oder § 27 
Abs. 1 Satz 1 oder der Pflicht zur Einrei- 
chung von Monatsausweisen nach § 24 so- 
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wie des Jahresabschlusses und des Prü- 
fungsberichtes nach § 25 nicht, nicht recht- 
zeitig oder nicht vollständig nachkommt 
oder in einer solchen Anzeige oder in 
einem Monatsausweis unrichtige Angaben 
macht, 

4. vorsätzlich den Vorschriften des § 20 
Abs. 4 Satz 1 oder 3 oder des § 21 Abs. 3 
zuwiderhandelt, 

5. vorsätzlich seine Tätigkeit als Inhaber 
oder Geschäftsleiter eines Kreditinstituts 
trotz Untersagung durch das Bundesauf- 
sichtsamt nach § 35 Abs. 1 oder § 45 Abs. 1 
Satz 2 fortsetzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit Geldbuße bis zu fünfzig- 
tausend Deutsche Mark, wenn sie leichtfertig oder 
fahrlässig begangen ist, mit Geldbuße bis zu fünf- 
undzwanzigtausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

§ 53 

Handeln für einen anderen 

Die Strafdrohungen des § 50 und die Bußgelddro- 
hungen des § 52 gelten auch für denjenigen, der 
als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Organs einer juristischen Person oder sonst 
als Vertreter eines anderen handelt. 

§ 54 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Wird im Betrieb eines Kreditinstituts eine in 
§ 50 mit Strafe oder in § 52 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung begangen, so kann 
gegen den Inhaber oder gegen den Geschäftsleiter 
des Kreditinstituts eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf- 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hier- 
auf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt bei vorsätzlicher Auf- 
sichtspflichtverletzung bis zu fünfzigtausend Deut- 
sche Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünfundzwanzigtausend Deutsche Mark. 

§ 55 

Geldbußen gegen Kreditinstitute 

(1) Begeht ein Geschäftsleiter eines Kreditinsti- 
tuts in der Rechtsform einer juristischen Person 
oder einer Personenhandelsgesellschaft eine in § 50 
mit Strafe oder in den §§ 52 oder 54 mit Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann eine Geldbuße auch 
gegen das Kreditinstitut festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt, wenn die Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit vorsätzlich begangen ist, bis 
zu fünfzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahr- 
lässig begangen ist, bis zu fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark. 

§ 56 

Zuständigkeit und Verjährung 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 


desaufsichtsamt für das Kreditwesen. Es nimmt auch 
die Befugnisse der obersten Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten wahr. 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

7. Sondervorschriften 
§ 57 

Sonderaufsicht 

(1) Soweit Kreditinstitute einer staatlichen Son- 
deraufsicht unterliegen, bleibt diese neben der Auf- 
sicht des Bundesaufsichtsamtes bestehen. Bevor das 
Bundesaufsichtsamt gegenüber solchen Kreditinsti- 
tuten seine Befugnisse nach §§ 31, 34, 35, 44 oder 
45 ausübt, soll es sich mit der Aufsichtsbehörde ins 
Benehmen setzen. 

(2) Die Zulassungs- und Aufsichtsrechte auf 
Grund des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffs- 
bankgesetzes gehen auf das Bundesaufsichtsamt 
über. 

§ 58 

Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute 

(1) Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelten im Sinne 
dieses Gesetzes als Kreditinstitute? die §§ 9, 11, 12, 
14 bis 16, 23 Abs. 1 Nr. 3 bis 6, Abs. 2, §§ 25 bis 
28, 33, 37, 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3, § 44 Abs. 1 und 
§ 55 sind auf sie nicht anzuwenden. Das Bundes- 
aufsichtsamt kann verlangen, daß solche Zweigstel- 
len ihm und der Deutschen Bundesbank jährliche 
Vermögensübersichten einreichen, die von einem 
Prüfer geprüft sind. 

(2) Der Leiter der Zweigstelle gilt als Geschäfts- 
leiter. Er hat dem Bundesaufsichtsamt und der Deut- 
schen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen, wenn 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine weitere 
Zweigstelle des Kreditinstituts errichtet wird. 

(3) Unterhält ein ausländisches Kreditinstitut im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes mehrere Zweigstel- 
len, so gelten diese zusammen als ein Kreditinstitut. 
Dem Bundesaufsichtsamt ist ein mit den erforder- 
lichen Befugnissen für sämtliche Zweigstellen aus- 
gestatteter Zweigsteiienleiter zu benennen, der als 
Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes angesehen 
werden soll? die übrigen Zweigstellenleiter gelten 
nicht als Geschäftsleiter. 


VIERTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 59 

Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

Bei bestehenden Kreditinstituten gilt die Erlaub- 
nis nach § 31 insoweit als erteilt, als bei Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes nach den bisherigen Vorschrif- 
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ten Bankgeschäfte betrieben werden durften. Die in 
§ 34 Abs. 1 genannte Frist beginnt mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zu laufen. 

§ 60 

überleitungsbestimmungen 

(1) Die auf dem Gebiet des Kreditwesens be- 
stehenden Rechtsvorschriften sowie die auf Grund 
der bisherigen Vorschriften erlassenen Anordnun- 
gen bleiben aufrechterhalten, soweit ihnen nicht 
Vorschriften dieses Gesetzes entgegenstehen. Vor- 
schriften, die für die geschäftliche Betätigung be- 
stimmter Arten von Kreditinstituten strengere An- 
forderungen stellen als dieses Gesetz, bleiben un- 
berührt. 

(2) Aufgaben und Befugnisse, die in Rechtsvor- 
schriften des Bundes der Bankaufsichtsbehörde zu- 
gewiesen sind, gehen auf das Bundesaufsichtsamh 
über. 

(3) Die Zuständigkeiten der Länder für die Aner- 
kennung als verlagertes Geldinstitut nach der Fünf- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz, für die Bestätigung der Umstel- 
lungsrechnung und der Altbankenrechnung sowie 
für die Aufgaben und Befugnisse nach den Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzen und dem Bereinigungs- 
gesetz für deutsche Auslandsbonds bleiben unbe- 
rührt. 

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für die Deutsche Reichsbank und die Deutsche Gold- 
diskontbank. Die Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden und die Deutsche Verrechnungs- 
kasse sind nicht Kreditinstitute im Sinne dieses Ge- 
setzes. 

§ 61 

Aufhebung und Änderung von Reditsvorsdiriften 

(1) Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. das Gesetz über das Kreditwesen vom 
25. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1955); 

2. die Verordnung zur Änderung des Ge- 
setzes über das Kreditwesen vom 23. 
Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1047); 

3. die Verordnung zur Änderung des Ge- 
setzes über das Kreditwesen vom 18. 
September 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 211); 

4. die Erste Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 9. Februar 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 205); 

5. die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung und Ergänzung des Reichsgesetzes 
über das Kreditwesen vom 27. Juli 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1050); 

6. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 30. Juni 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 540); 


7. die Vierte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen — Werksparkassen — 
vom 31. Mai 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 608); 

8. die Fünfte Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über das 
Kreditwesen vom 9. Mai 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 768); 

9. § 3 der Verordnung des Reichspräsiden- 
ten über die Spar- und Girokassen so- 
wie die kommunalen Giroverbände und 
kommunalen Kreditinstitute vom 5. Au- 
gust 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 429); 

10. § 5 Abs. 2 bis 4, § 9 des Artikels 1 und 
§ 2 des Artikels 2 des Fünften Teils Ka- 
pitel I der Dritten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von 
Wirtschaft und Finanzen und zur Be- 
kämpfung politischer Ausschreitungen 
vom 6. Oktober 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 537); 

11. das Gesetz über Zwecksparunterneh- 
mungen vom 17. Mai 1933 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 269): 

12. die Durchführungs- und Ergänzungs Ver- 
ordnung über Zwecksparunternehmungen 
vom 2. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 
351); 

13. die Zweite Durchführungs- und Ergän- 
zungsverordnung über Zwecksparunter- 
nehmungen vom 10. Oktober 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 725); 

14. die Dritte Durchführungs- und Ergän- 
zungsverordnung Über Zwecksparunter- 
nehmungen vom 28. Mai 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 465); 

15. das Gesetz über die Auflösung der 
Zwecksparunternehmungen vom 13. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1457); 

16. die Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Auf- 
lösung der Zwecksparunternehmungen 
vom 12. März 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 162); 

17. die Durchführungs- und Ergänzungsver- 
ordnung zum Gesetz über die Auflösung 
der Zwecksparunternehmungen vom 

18. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1121); 

18. das Gesetz gegen Mißbrauch des bar- 
geldlosen Zahlungsverkehrs vom 3. Juli 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 593); 

19. die Verordnung über die Börsen-, Hypo- 
thekenbank- und Schiffspfandbriefbank- 
aufsicht vom 28. September 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 863); 

20. das Gesetz über Staatsbanken vom 
18. Oktober 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 
1247); 
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21. Artikel 2 des Gesetzes über die Prüfung 
von Jahresabschlüssen vom 3. Juni 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 607); 

22. die Verordnung über die Prüfung der 
Jahresabschlüsse von Kreditinstituten 
vom 7. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 
763); 

23. die Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Bank- und Sparkassen- 
wesens vom 5. Dezember 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2413); 

24. die Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Bank- und Sparkassenwesens 
vom 31. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl. 
1941 I S. 19); 

im Land Bayern; 

25. das Gesetz Nr. 54 über das Kreditwesen 
vom 27. September 1946 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1947 Nr. 1 
S. 11); 

im ehemaligen Land Württemberg-Baden; 

26. das Gesetz Nr. 50 über die Beaufsichti- 
gung von Kreditinstituten vom 31. Ja- 
nuar 1946 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden Nr. 5 S. 41 
und Amtsblatt des Landesbezirks Baden 
Nr. 8 Sp. 146); 

27. die Verordnung Nr. 546 des Finanzmini- 
steriums zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 50 über die Beaufsichtigrung von 
Kreditinstituten vom 3. November 1949 
(Regierungsblatt der Regierung Würt- 
temberg-Baden Nr. 25 S. 220 und Amts- 
blatt des Landesbezirks Baden Nr. 26 
Sp. 660); 

28. die Verordnung Nr. 53 des Finanzmini- 
steriums über die Regelung der Verzin- 
sung von Kundenguthaben bei Kredit- 
instituten vom 15. Februar 1946 (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden Nr. 10 S. 154 und Amtsblatt des 
Landesbezirks Baden Nr. 11 Sp. 243); 

29. die Verordnung Nr. 525 des Finanzmini- 
steriums über die Regelung der Verzin- 
sung von Kundenguthaben bei Kredit- 
instituten vom 2. Juli 1948 (Regierungs- 
blatt der Regierung Württemberg-Baden 
Nr. 13 S. 96' und Amtsblatt des Landes- 
bezirks Baden Nr. 17 Sp. 294); 


im ehemaligen Land Württemberg-Ho- 
henzollern: 

30. die Rechtsanordnung über Änderungen 
auf dem Gebiet des Kreditwesens vom 
12. März 1946 (Amtsblatt des Staats- 
sekretariats für das französisch besetzte 
Gebiet Württembergs und Hohenzollerns 
Nr. 3 S. 23); 

31. die Rechtsanordnung über die Beaufsich- 
tigung von Kreditinstituten vom 12. März 
1946 (Amtsblatt des Staatssekretariats 
für das französisch besetzte Gebiet Würt- 
tembergs und Hohenzollerns Nr. 3 S. 23); 

im ehemaligen Land Baden: 

32. die Rechtsanordnung über die Beaufsich- 
tigung von Kreditinstituten vom 4. Sep- 
tember 1946 (Amtsblatt der Landesver- 
waltung Baden — Französisches Besat- 
zungsgebiet — Nr. 17 S. 105). 

(2) § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz wird dahin ge- 
ändert, daß in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 an die 
Stelle der Worte „die Bank deutscher Länder" die 
Worte „das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwe- 
sen" treten und in Absatz 1 Satz 2 die Worte „der 
Bank deutscher Länder" durch die Worte „des Bun- 
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen" ersetzt wer- 
den. 

§ 62 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin mit der Maß- 
gabe, daß § 34 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf Berliner Alt- 
banken anzuwenden ist. Rechtsverordnungen, .die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 63 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an. 

§ 64 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden vierten Monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Gesetzgebungszuständigkeit — Gesetzgebungs- 
verfahren 

Die Gesetzgebungsbefugnis für den vorliegenden 
Entwurf liegt beim Bund. Soweit der Entwurf mate- 
rielles Recht für die Geschäftstätigkeit der Kredit- 
institute setzt, ergibt sich die Gesetzgebungszustän- 
digkeit aus Artikel 74 Nr. 11 GG i. V. mit Artikel 
72 Abs. 1 GG. Das Bedürfnis nach bundesgesetz- 
licher Regelung im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 
Nr. 1 und 3 GG ist gegeben. Soweit der Entwurf die 
Errichtung einer Bundesoberbehörde und deren Ver- 
waltungsverfahren zum Gegenstand hat, beruht die 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes auf Arti- | 
kel 87 Abs. 3 Satz 1 GG. | 

Der Entwurf bedarf nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates nach Artikel 84 Abs. 1 GG, da die Ausfüh- 
rung des Gesetzes ausschließlich einer Bundesober- 
behörde in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Bundesbank übertragen wird, die eine bundesun- 
mittelbare juristische Person des öffentlichen Rechts 
ist. Er enthält keine Vorschriften über das Verfah- 
ren einer landeseigenen Verwaltung. ! 

II. Notwendigkeit der gesetzlichen Regelung für das | 
Kreditwesen 

In einem auf marktwirtschaftlichen Prinzipien beru- 
henden Wirtschaftssystem muß sich die unterneh- 
merische Initiative frei entfalten können. Eingriffe 
in diese Freiheit sind nur dann gerechtfertigt, wenn 
sie aus übergeordneten gesamtwirtschaftlichen 
Gründen geboten sind. Diese Notwendigkeit ist im 
Kreditwesen aus währungspolitischen und ord- 
nungspolitischen Gründen gegeben. 

Die wesentliche volkswirtschaftliche Aufgabe des 
Kreditapparates ist es, die verfügbaren Gelder als 
Einlagen zu sammeln und die Wirtschaft mit Kre- 
diten zu versorgen. Die bankgeschäftliche Betäti- 
gung hat unmittelbare Auswirkungen auf die Wäh- 
rung, weil durch die Gewährung von Krediten 
Buchgeld geschaffen und dementsprechend das 
Geldvolumen erhöht werden kann. Da die Stabilität 
des Geldes auf einem ausgeglichenen Verhältnis 
seiner Menge zum Warenangebot beruht, muß die 
Notenbank, die die Währung zu manipulieren hat, 
die Möglichkeit haben, das Kreditvolumen zu steu- 
ern und zu diesem Zweck auf die Geschäfte der 
Kreditinstitute einzuwirken. Das Bundesbankgesetz 
verleiht der Deutschen Bundesbank die hierzu erfor- 
derlichen Befugnisse. 

Nur ein reibungslos funktionierender Kreditapparat 
kann seine Aufgaben erfüllen. Neben die währungs- 
politischen Befugnisse, die die Notenbank unter 
dem Gesichtspunkt einer quantitativen Einfluß- 
nahme ausübt, muß die Möglichkeit einer qualitati- 
ven Einwirkung auf die Kreditinstitute treten, wenn 
die allgemeine Ordnung im Kreditwesen gewährlei- 


stet sein soll. Solche ordnungspolitischen Befug- 
nisse, deren Handhabung Aufgabe des Staates ist, 
sind wegen der Bedeutung, die die Gesundheit des 
Kreditgewerbes für die Gemeinschaft hat, und we- 
gen der Eigenart der bankgeschäftlichen Tätigkeit 
unentbehrlich. Dies ergibt sich aus folgendem: 

1. Die Funktion der Einlagensammlung und der 
Kreditversorgung gibt dem Kreditgewerbe in- 
nerhalb der Volkswirtschaft eine zentrale Stel- 
lung. Ernstere Schwierigkeiten im Kreditwesen 
bleiben deshalb erfahrungsgemäß nicht auf die- 
sen Bereich beschränkt, sondern wirken sich 
stets auch auf weitere Wirtschaftszweige aus. 
Zahlungsstockungen, mangelhafte Kreditversor- 
gung und unerwarteter Entzug von Krediten, die 
unvermeidlich Folgen solcher Funktionsstörun- 
gen sind, verursachen zwangsläufig schwere 
Schäden nicht nur im Kundenkreis der betreffen- 
den Kreditinstitute, sondern darüber hinaus auch 
in weiteren Teilen der Wirtschaft. Wie die 
Erfahrungen der Bankenkrise von 1931 gezeigt 
haben, kann der Zusammenbruch eines Groß- 
instituts das Wirtschaftsgefüge eines ganzen 
Landes in schwere Gefahr bringen. Das reibungs- 
lose Arbeiten des Kreditapparats ist deshalb 
eine entscheidende Voraussetzung für die Funk- 
tionsfähigkeit der Gesamtwirtschaft. 

2. Ausgedehnte Schwierigkeiten bei Kreditinstitu- 
ten können insbesondere die Folge einer um sich 
greifenden Vertrauenskrise sein. Wie kaum ein 
anderer Wirtschaftszweig hat das Kreditgewerbe 
für seine Tätigkeit das uneingeschränkte Ver- 
trauen der Öffentlichkeit in die Sicherheit und in 
das solide Geschäftsgebaren des gesamten Ge- 
werbes zur Voraussetzung. Wenn sich nicht 
jeder einzelne Gläubiger eines Kreditinstituts 
darauf verlassen kann, daß seine Gelder von 
diesem sicher angelegt und termingerecht zu- 
rückgezahlt werden, schwindet die Bereitschaft 
des Publikums, seine Mittel dem Kreditapperat 
anzuvertrauen. Führen Schwierigkeiten eines 
Kreditinstituts zu Verlusten der Einleger, so 
kann dadurch leicht auch das Vertrauen in die 
anderen Kreditinstitute beeinträchtigt werden, 
weil solche Vorkommnisse der Öffentlichkeit die 
mögliche Gefährdung von Bankeinlagen vor 
Augen führen. Schon in Zeiten einer gesunden 
Wirtschaftsentwicklung hat deshalb die Zah- 
lungseinstellung eines größeren Kreditinstituts 
häufig eine fühlbare Beunruhigung zur Folge. 
Bei absteigender Konjunktur wird das Publikum 
besonders empfindlich auf Bankinsolvenzen rea- 
gieren. Ausgedehnte Abhebungen der Einleger 
bringen dann besondere Gefahren für die Ge- 
samtwirtschaft mit sich. Die Liquidität der Kre- 
ditinstitute wird in Zeiten allgemeiner Geschäfts- 
schrumpfung durch das Einfrieren von Krediten 
und durch das Ausbleiben fälliger Schuldner- 
zahlungen ohnehin angespannt sein. Der Entzug 
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von Einlagen vermehrt diese Anspannung, 
zwingt die Kreditinstitute zur Rückforderung der 
herausgelegten Kredite und gefährdet möglicher- 
weise die fristgerechte Erfüllung laufender Ver- 
bindlichkeiten. Jede Minderung des allgemeinen 
Vertrauens in das Kreditgwerbe wird in solchen 
Situationen die Krisenlage erheblich verschär- 
fen. Dies tritt vor allem dann ein, wenn eine 
sich ausbreitende Zahlungsunfähigkeit im Kredit- 
gewerbe den gefürchteten allgemeinen „Run" 
auf die Bankschalter auslöst, der in jedem Fall 
zu schweren volkswirtschaftlichen Schäden führt. 

Gegenüber diesen Gefahren, die der Allgemein- 
heit von Störungen im Kreditwesen drohen, kann 
der Staat nicht untätig bleiben. Durch gesetz- 
liche Vorschriften für eine gesunde Struktur und 
ein solides Geschäftsgebaren der Kreditinstitute 
und durch deren laufende Überwachung muß er 
dazu beitragen, daß im Kreditgewerbe Verhält- 
nisse herrschen, die das Vertrauen der Öffent- 
lichkeit verdienen und daß die Kreditinstitute 
einer etwa eintretenden wirtschaftlichen Depres- 
sion gegenüber möglichst krisenfest bleiben. 
Hierzu bedarf der Staat gesetzlicher Grundlagen. 

In der Bundesrepublik beruht die Bankenaufsicht 
zur Zeit auf dem aus dem Jahre 1934 stammen- 
den Gesetz über das Kreditwesen, das 1939 und 
1944 — vorwiegend in organisatorischer Hin- 
sicht — geändert wurde. Die Grundgedanken 
dieses Gesetzes haben zwar auch heute noch 
weitgehend Gültigkeit. Wichtige Vorschriften 
sind jedoch durch die staatsrechtliche Umwäl- 
zung überholt und decken sich nicht mit der ver- 
änderten Wirtschaftsauffassung. Die organisato- 
rischen Bestimmungen entsprechen nicht mehr 
den heutigen Erfordernissen. Ferner ist eine 
Anpassung an die durch das Bundesbankgesetz 
geschaffene Rechtslage notwendig, da die Noten- 
bank maßgeblich an der Bankenaufsicht beteiligt 
werden muß. Schließlich wird die Anwendbar- 
keit des geltenden Gesetzes auch dadurch be- 
einträchtigt, daß es durch Ergänzungen und Aus- 
nahmebestimmungen, die in zahlreichen Durch- 
führungsverordnungen und Bekanntmachungen 
verstreut sind, außerordentlich unübersichtlich 
geworden ist. Aus diesen Gründen muß es durch 
ein neues Gesetz abgelöst werden. 

III. Grundsätze der Neuregelung 

Der Entwurf sieht sein Ziel darin, die Funktions- 
fähigkeit des Kreditapparates zu wahren und die 
Gläubiger der Kreditinstitute nach Möglichkeit vor 
Verlusten zu schützen. Er sucht diesen Gesetzes- 
zweck in einer Weise zu verwirklichen, die der 
Freiheit zur geschäftlichen Betätigung den größt- 
möglichen Spielraum läßt und die darauf verzichtet, 
auf die geschäftspolitischen Entschließungen der 
Kreditinstitute und auf die Gestaltung des einzelnen 
Bankgeschäftes Einfluß zu nehmen. Deshalb stellt 
der Entwurf nur allgemeine gesetzliche Ordnungs- 
vorschriften für die innere Struktur der Kreditin- 
stitute, insbesondere für die Kapitalausstattung und 
die Liquidität, und für eine solide Geschäfts- 
führimg auf, wobei er vorsieht, daß die Beach- 


tung dieser Vorschriften durch eine besondere 
Aufsichtsbehörde laufend überwacht wird. Die 
gesetzliche Regelung soll die Ordnung im Kredit- 
wesen sichern, dazu beitragen, die Krisenanfällig- 
keit der Kreditinstitute zu vermindern und insbe- 
sondere die Gefahren ausschließen, die sich aus einer 
Verletzung der gesetzlich verankerten allgemein- 
gültigen Bankregeln ergeben können. Die ständige 
Beobachtung des gesamten Kreditgewerbes schafft 
die Möglichkeit, nicht nur gefährliche Momente bei 
dem einzelnen Kreditinstitut, sondern auch volks- 
wirtschaftlich bedenkliche allgemeine Tendenzen im 
Kreditwesen frühzeitig zu erkennen, so daß wirk- 
same Maßnahmen zur Abwendung der daraus dro- 
henden Gefahren getroffen werden können. 
Allerdings kann durch die staatliche Bank enauf sicht 
der Zusammenbruch eines Kreditinstituts nicht in 
jedem Fall ausgeschlossen werden. Dies würde, 
wenn es überhaupt erreichbar sein sollte, so starke 
Eingriffe in die Betätigungsfreiheit der Kreditin- 
stitute erfordern, daß die privatwirtschaftliche Ini- 
tiative in diesem Wirtschaftszweig weitgehend zum 
Erliegen käme, was in einem marktwirtschaftlichen 
System keineswegs in Kauf genommen werden 
kann. Außerdem sind der Wirksamkeit jeder Banken- 
aufsicht auch dadurch gewisse Grenzen gesetzt, daß 
sie der loyalen Mitwirkung der beaufsichtigten Un- 
ternehmen bedarf. Unredliches Verhalten von In- 
habern oder Geschäftsleitern, insbesondere unrich- 
tige Anzeigen und Auskünfte, können Schwierig- 
keiten bei einem Kreditinstitut längere Zeit ver- 
schleiern und damit die erforderlichen Maßnahmen 
der Bankaufsichtsbehörde verzögern. 

IV, Zentralisierung der Bankenaufsidit 

Nach dem Entwurf soll das Gesetz ausschließlich in 
bundeseigener Verwaltung ausgeführt werden. Zu 
diesem Zweck wird das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen als selbständige Bundesoberbehörde er- 
richtet (§ 5). Dies ist verfassungsrechtlich zulässig, 
da nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG für Angelegen- 
heiten, für die dem Bund die Gesetzgebung zusteht 
(hierzu vgl. oben unter I. erster Absatz), selbstän- 
dige Bundesoberbehörden errichtet werden können. 

Die zentrale Beaufsichtigung der Kreditinstitute ist 
zweckmäßiger und sinnvoller als eine dezentrale 
Bankenaufsicht, weil sie der organischen Einheit 
des Kreditapparates entspricht, die notwendige Ein- 
heitlichkeit der Verwaltungspraxis gewährleistet 
und weil nur bei ihr die gebotene Zusammenarbeit 
mit der Bundesbank (hierzu vgl. unten V.und VL 1.) 
voll zur Wirkung kommt. 

Dem Wesen des Kreditgewerbes wird nur eine Be- 
trachtungsweise gerecht, die nicht allein von dem 
einzelnen Kreditinstitut ausgeht, sondern ebenso 
die Gesamtheit der Kreditinstitute und ihre gegen- 
seitigen Beziehungen berücksichtigt. Denn in viel 
stärkerem Maße als andere Wirtschaftszweige bil- 
det das Kreditgewerbe innerhalb der Volkswirt- 
schaft einen alle seine Glieder umfassenden ge- 
schlossenen Organismus. Die wirtschaftlichen Ver- 
flechtungen der Kreditinstitute untereinander ge- 
ben diesem Gewerbe einen überregionalen ein- 
heitlichen Charakter. Dies wird insbesondere beim 
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bargeldlosen Zahlungsverkehr sichtbar, der eine 
organische Verbindung zwischen den einzelnen 
Kreditinstituten schafft, auf Grund deren die Kre- 
ditschöpfung im Bankapparat ermöglicht wird. 
Erst in ihrer Gesamtheit, als „Kreditapparat", erlan- 
gen die Kreditinstitute als Träger des Geldverkehrs 
ihre besondere Bedeutung für die Währungsord- 
nung. Demgemäß sind die währungspolitischen 
Maßnahmen der Notenbank nicht auf das einzelne, 
sondern auf alle Kreditinstitute gerichtet. Innerhalb 
des Kreditapparates ist die Mehrzahl aller Institute, 
die Sparkassen und Kreditgenossenschaften, durch 
organisatorische Zusammenfassung, insbesondere 
durch eigene Liquiditätszüge über regionale Geld- 
ausgleichsstellen mit überregionalen Spitzeninsti- 
tuten, besonders eng miteinander verbunden. Diese 
Institute und ihre regionalen und zentralen Aus- 
gleichsstellen müssen zusammen als einheitliche, 
sich über das ganze Bundesgebiet erstreckende 
Organismen gesehen werden. Besonders deutlich 
zeigt sich die Einheit des Kreditgewerbes in der be- 
reits oben in II. 2. dargelegten Tatsache, daß die 
Erhaltung des Vertrauens in jedes einzelne Kredit- 
institut für das Gewerbe in seiner Gesamtheit le- 
bensnotwendig ist. 

Dieser organischen Geschlossenheit des Kreditge- 
werbes wird eine dezentrale Bankenaufsicht nicht 
gerecht; einer regionalen Aufsichtsbehörde fehlt 
der umfassende Überblick über das gesamte Kredit- 
gewerbe und seine überregionalen Verflechtungen, 
so daß sie ihre Maßnahmen nur unter dem be- 
grenzten Blickwinkel ihres Zuständigkeitsgebietes 
treffen kann. Dieser Nachteil beeinträchtigt auch 
die wirksame Beaufsichtigung der überregionalen 
Großinstitute, die im Kreditapparat zunehmende 
Bedeutung gewonnen haben. Ihnen muß eine Be- 
hörde mit entsprechendem Gewicht gegenüberste- 
hen, deren Zuständigkeitsbereich sich mit dem Nie- 
derlassungsgebiet der Institute deckt und die die 
Verhältnisse im ganzen Bundesgebiet berücksichtigt. 
Wichtige allgemeine Maßnahmen der Bankaufsichts^ 
behörde können nur wirksam werden, wenn sie ein- 
heitlich für das gesamte Kreditgewerbe getroffen 
werden können. Hierzu gehören insbesondere die 
Aufstellung von Grundsätzen für das Eigenkapital 
und die Liquidität (§§ 9 und 10) sowie die Rege- 
lung der Konditionen und der Werbung (§ 22). An- 
ordnungen über die Konditionen sollen zwar aus 
den unten unter B. zu § 22 näher dargelegten Grün- 
den durch Rechtsverordnung erlassen werden, zu 
der nach Artikel 80 GG das Bundesaufsichtsamt 
nicht unmittelbar ermächtigt werden kann. Jedoch 
sieht der Entwurf die Delegierung der Verordnungs- 
ermächtigung auf das Bundesaufsichtsamt vor, um 
dessen auf dem dauernden Kontakt mit dem Kre- 
ditgewerbe beruhende besondere Sachkenntnis für 
diese wichtige Maßnahme nutzbar zu machen; bei 
einem dezentralen Aufsichtssystem wäre der bun- 
deseinheitliche Erlaß von Anordnungen über die 
Konditionen durch die für die Bankenaufsicht zu- 
ständigen Behörden nicht möglich. Ferner ist bei 
den im Entwurf vorgesehenen Rechtsverordnungen 
des Bundeswirtschaftsministers oder der Bundes- 
regierung die sachverständige Mitwirkung der 
Bankaufsichtsbehörde geboten. Diese Mitwirkung 
wäre bei einer dezentralen Aufsichtsorganisation 


besonders dann erheblich erschwert, wenn — wie 
in Krisenfällen — die Wirksamkeit einer Maß- 
nahme wesentlich davon abhängt, daß sie schnell 
getroffen wird. 

Auch soweit der Entwurf Einzelmaßnahmen ge- 
genüber den Kreditinstituten vorsieht, ist eine ein- 
heitliche Verwaltungspraxis im ganzen Bundes- 
gebiet erforderlich. Diese wird vor allem dadurch 
gewährleistet, daß der zuständigen Behörde das 
gesamte Erkenntnismaterial und entsprechende 
Vergleichsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, was 
bei einer Zentralinstanz stets, bei regionalen Be- 
hörden dagegen nur beschränkt der Fall sein kann. 
Da die Vielfalt der Bankenstruktur und die dyna- 
mische Fortentwicklung des Wirtschaftslebens es 
ausschließen, alle denkbaren Tatbestände im Ge- 
setz zu regeln, räumt der Entwurf der Bankauf- 
sichtsbehörde einen weiten Ermessensspielraum 
ein. Die Ausübung des Ermessens darf sich nur an 
den mit dem Gesetz verfolgten Zielen orientieren. 
Diese müssen aber, wenn nicht die Verwirklichung 
des Gesetzeszweckes beeinträchtigt werden soll, 
einheitlich für den gesamten Geltungsbereich des 
Gesetzes gesehen werden. Besonders klar zeigt sich 
dies bei der Aufgabe der Bankaufsichtsbehörde. 
Mißständen im Kreditwesen entgegenzuwirken (§ 6 
Abs. 2), der eine erhebliche gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung zukommt. Die hierzu erforderliche um- 
fassende Beobachtung des gesamten Kreditgewer- 
bes und die vorbeugenden Gegenmaßnahmen 
setzen in besonderem Maße eine einheitliche Beur- 
teilung der wirtschaftlichen Vorgänge voraus, die 
nur bei einer Zentralbehörde gegeben ist. 

Da somit die volle Wirksamkeit der Bankenauf- 
sicht von der Einheitlichkeit der Verwaltungs- 
praxis abhängt, sprechen grundsätzliche und prak- 
tische Überlegungen dafür, den Aufsichtsapparat 
zentral zu organisieren. Dementsprechend wurde im 
Deutschen Reich die Bankenaufsicht seit ihrer Ein- 
führung im Jahre 1931 zunächst durch einen 
Reichskommissar (1931 bis 1939), später durch das 
Reichsaufsichtsamt für das Kreditwesen (1939 bis 
1944) und nach dessen Auflösung bis zum Zusam- 
menbruch durch den Reichswirtschaft'sminister in 
Zusammenarbeit mit der Reichsbank zentral aus- 
geübt. Erst seit dem Wegfall der Reichsinstanzen 
im Jahre 1945 fungieren die zehn Länderregierun- 
gen — zur Zeit die Wirtschaftsminister, in Bremen 
der Senator für die Finanzen — als Bankaufsichts- 
behörden. Es erwies sich bald, daß die Bankenauf- 
sicht ohne einheitliche Handhabung ihrer Aufgabe 
nicht gerecht werden kann. Bereits 1948 führte diese 
Einsicht zur Bildung des „Sonderausschusses Ban- 
kenaufsicht", in dem die Länder ihre Verwaltungs- 
praxis koordinieren. Diese Koordinierung wird 
nicht in einer nur gelegentlichen Fühlungnahme, 
wie sie auch auf anderen Sachgebieten üblich ist, 
sondern in einer laufenden und eingehenden Ab- 
stimmung aller wesentlichen Aufsichtsmaßnahnien 
durchgeführt. Sie findet in regelmäßigen Beratun- 
gen des Sonderausschusses und zusätzlichen Sitzun- 
gen seiner sieben Unterausschüsse und Arbeits- 
stäbe statt. Die Notwendigkeit einer so umfang- 
reichen und intensiven Koordinierung beweist, daß 
es sich bei der Bankenaufsicht ihrem Wesen nach 
um eine zentrale Aufgabe handelt. Trotz des er- 
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heblichen Koordinierungsaufwandes ist aber bei 
dem jetzigen Verfahren die Einheitlichkeit jeden- 
falls rechtlich und institutionell nicht gewährleistet. 
Dem Sonderausschuß fehlt eine staatsrechtliche 
Grundlage, so daß seine Beschlüsse keine bindende 
Wirkung haben, sondern nur Empfehlungen dar- 
stellen. Abweichende Maßnahmen einzelner Län- 
der sind daher nicht ausgeschlossen. Dieser Mangel 
kann aus verfassungsrechtlichen Gründen gesetzlich 
nicht behoben werden. Auf jeden Fall muß bei dem 
dezentralen Aufsichtssystem die Einheitlichkeit mit 
einer beträchtlichen Schwerfälligkeit der Verwal- 
tung erkauft werden. Bei allen Fragen von all- 
gemeiner Bedeutung wird nämlich die einzelne Auf- 
sichtsbehörde ihre Entscheidung zurückstellen, bis 
der Sonderausschuß — gegebenenfalls nach vor- 
heriger Beratung in einem Unterausschuß oder Ar- 
beitsstab — über die Sache beschlossen hat. Der- 
artige Verzögerungen sind einö zwangsläufige 
Folge des Koordinierungsverfahrens. Sie können 
nur durch eine zentrale Organisation der Banken- 
aufsicht vermieden werden. 

Die große Zahl der im Bundesgebiet (einschließlich 
Saarland) und in Berlin (West) arbeitenden Kredit- 
institute — reichlich 13 300 — steht einer zentralen 
Ausübung der Bankenaufsicht nicht entgegen. Eine 
bis ins einzelne gehende staatliche Überwachung 
jedes dieserKreditinstitute ist undurchführbar, gleich- 
gültig ob die Banken auf sicht bei einer Bunde sb eh örde 
oder bei den Ländern liegt. Sie ist auch nicht erfor- 
derlich; denn die 870 Sparkassen und rund 11720 
Kreditgenossenschaften, also die weit überwiegende 
Zahl aller Kreditinstitute, werden bereits nach Spe- 
zialvorschriften durch öffentliche oder staatlich be- 
aufsichtigte Prüfungsorgane überwacht. Sie unter- 
liegen dadurch bereits einer Kontrolle, die sich in ge- 
wissem Umfang auch auf die Einhaltung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes erstreckt. Außerdem ver- 
fügen die genannten Sparten in ihren regionalen 
Girozentralen und Zentralkassen sowie in deren 
Spitzeninstituten, der Deutschen Girozentrale und 
der Deutschen Genossenschaftskasse, über eigene 
Geldausgleichseinrichtungen, die dem einzelnen In- 
stitut notfalls Hilfe leisten können. In diesen Be- 
reichen sind somit schon gewisse Sicherungen vor- 
handen, die die Aufgaben der Bankenaufsicht er- 
leichtern. Bei einer helfenden und vermittelnden 
Mitwirkung der Verbandsorganisationen ist es des- 
halb möglich, von einer zentralen Stelle aus eine 
wirksame Aufsicht über die Vielzahl der genannten 
Institute durchzuführen. Daß diese zentrale Aufsicht 
wegen der engen überregionalen Verflechtungen 
gerade dieser Sparten des Kreditgewerbes nötig ist, 
wurde bereits dargelegt. 

Während nicht nur die genannten Kreditinstitute, 
sondern auch die sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Kreditanstalten und die privaten Realkreditinstitute 
zusätzlich zur allgemeinen Bankenaufsicht über- 
wacht werden, unterliegen die Kreditbanken und 
die übrigen privaten Kreditinstitute allein der Auf- 
sicht nach diesem Gesetz. Da ihnen ein organi- 
sationsmäßiger Rückhalt fehlt, werden bei ihnen 
eintretende Schwierigkeiten häufig nicht durch 
Selbsthilfemaßnahmen des Gewerbes gemildert 


werden. Diese Institute müssen deshalb besonders 
eingehend beaufsichtigt werden. Auch eine solche 
Einzelaufsicht ist, da es sich nur um rund 650 
Institute handelt, unschwer zentral durchzuführen. 
In dieser Zahl ist ein wesentlicher Teil der Groß- 
institute von überregionaler Bedeutung enthalten, 
die wegen ihres gesamtwirtschaftlichen Gewichtes 

— unabhängig von ihrer Rechtsform oder einer 
Sonderaufsicht — im Rahmen der allgemeinen 
Bankenaufsicht ohnehin sehr intensiv beobachtet 
werden müssen, weil Störungen bei ihnen sich mit 
großer Wahrscheinlichkeit auf wesentliche weitere 
Teile der Wirtschaft auswirken werden. Die Bedeu- 
tung der größeren Institute für das gesamte Wirt- 
schaftsleben wird daraus ersichtlich, daß sich vom 
gesamten Bilanzvolumen des Kreditgewerbes rund 
80 V. H. bei den reichlich 300 Kreditinstituten kon- 
zentrieren, deren Bilanzsumme jeweils 50 Millio- 
nen DM übersteigt. Aus den oben erwähnten Grün- 
den ist eine wirksame Beaufsichtigung der Groß- 
institute nur zu erwarten, wenn sie von einer zen- 
tralen Behörde ausgeübt wird. 

Die zentrale Bankenaufsicht im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) ist somit nicht nur praktisch durch- 
führbar, sondern — vor allem bei der vorgesehenen 
Mitwirkung der Bundesbank — auch zweckmäßiger 
als das dezentrale Aufsichtssystem. Hierfür spricht 
nicht nur die Tatsache, daß vor 1945 die Bankauf- 
sichtsinstanzen des Reichs mehr als 25 000 Kredit- 
institute mit anerkanntem Erfolg zentral überwacht 
haben, sondern auch der Umstand, daß im Ausland 

— mit Ausnahme der Vereinigten Staaten, in denen 
Sonderverhältnisse vorliegen — der Aufsichtsap- 
parat durchweg zentral organisiert ist. 


V. Mitwirkung der Deutschen Bundesbank bei der 
Bankenaufsicht 

Die Bankenaufsicht kann nur wirksam sein, wenn 
die Aufsichtsbehörde bei ihrer Tätigkeit eng mit 
der Notenbank zusammenarbeitet, weil die Aufga- 
bengebiete beider Stellen sich vielfach berühren. 
So können Anordnungen, die unter dem Gesichts- 
punkt der Gesunderhaltung des Kreditapparates 
und der Sicherung der Institutsgläubiger getroffen 
werden, z. B. erhöhte Anforderungen an das Eigen- 
kapital und die Liquidität, mit ihrem strukturellen 
Effekt bei den einzelnen Instituten zugleich das ge- 
samte Kreditpotential des Bankapparates wesent- 
lich beeinflussen; andererseits wirken sich die kre- 
ditpolitischen Maßnahmen der Notenbank fast 
immer auf die Liquidität und Rentabilität der In- 
stitute aus und sind daher bankaufsichtlich von er- 
heblicher Bedeutung. Ohne gegenseitige Abstim- 
mung der Maßnahmen besteht die Gefahr eines 
Gegeneinanderarbeitens von Bankenaufsicht und 
Notenbank. Um dies zu vermeiden, stellt der Ent- 
wurf in § 7 den Grundsatz der engen Zusammen- 
arbeit beider Stellen auf. Er räumt der Bundesbank 
eine starke Beteiligung bei der Durchführung des 
Gesetzes ein, zumal eine solche auch aus verwal- 
tungsökonomischen Gründen zweckmäßig ist. Zu- 
gleich grenzt er die Zuständigkeiten zwischen der 
Bankaufsichtsbehörde und der Notenbank klar ab. 
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die durch die Änderungsverordnung von 1944 im 
geltenden Recht bedenklich verwischt worden 
waren. 

Die Zusammenarbeit zwischen Staat und Notenbank 
vollzieht sich nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die hoheitlichen Aufgaben liegen beim Bundes- 
aufsichtsamt. 

2. Soweit das Bundesaufsichtsamt allgemeine Re- | 
gelungen für die Kreditinstitute trifft, deren In- : 
halt das Aufgabengebiet der Bundesbank be- 
rührt, ist es an das Einvernehmen der Bundes- 
bank gebunden. Dadurch wird ausgeschlossen, 
daß generelle bankaufsichtliche Maßnahmen in 
einen Widerspruch zur Kreditpolitik der Bundes- 
bank geraten. 

3. Bei der materiellen Bankenaufsicht, d. h. der 

Beobachtung der inneren Struktur der Kreditin- 
stitute, führt die Bundesbank die routinemäßige 
Überwachung auf Grund der einzureichenden 
Kreditmeldungen, Monatsausweise und Bilanzen 
durch. Die Sichtung und vorbereitende Bear- 
beitung des anfallenden Materials im Zweig- 
stellennetz der Bundesbank ist besonders zweck- 
mäßig, weil hierbei deren Unterlagen für die 
Zwecke der Bankenaufsicht nutzbar gemacht 
werden. Werden bei einem Kreditinstitut be- 
denkliche Momente festgestellt, so unterrichtet 
die Bundesbank das Bundesaufsichtsamt, das 
nun die erforderlichen Maßnahmen treffen 
kann. ‘ 

4. Bei dem Erlaß von Rechtsverordnungen zur 
Durchführung des Gesetzes ist die Bundesbank | 
in dem verfassungsrechtlich zulässigen Maß ein- ; 
geschaltet, damit auch diese staatlichen Maß- , 
nahmen mit den Auffassungen der Notenbank 
koordiniert werden. 

Eine solche Zusammenarbeit des Bundesaufsichts- ; 
amtes mit der Bundesbank wird die Beaufsichti- ‘ 
gung der Kreditinstitute, und zwar auch der klei- : 
neren, besonders wirkungsvoll gestalten. Die Ein- 
schaltung des weit verästelten Zweigstellennetzes 
der Bundesbank stellt eine Ortsnähe her, die auch 
bei einem dezentralen Aufsichtssystem nicht über- 
troffen werden kann. Sie vermeidet unnötige Dop- 
pelarbeit, entlastet das Bundesaufsichtsamt von der 
Sichtung des Einzelmaterials und wirkt als Filter, 
durch den nur die b ank aufs ichtl ich bedeutsamen 
Fälle an die Aufsichtsbehörde gelangen. Das Bun- : 
desaufsichtsamt kann sich daher auf die intensive 
Überwachung derjenigen Institute konzentrieren, . 
bei denen Mängel oder bedenkliche Entwicklungen ' 
festgestellt worden sind, oder die aus den oben I 
dargelegten Gründen eine laufende unmittelbare 
Einzelbeobachtung erfordern. Diese Zusammenar- 
beit steigert die Wirksamkeit der Bankenaufsicht 
auch dadurch, daß die Unterlagen, die von den Kre- 
ditinstituten geliefert werden, durch das eigene ; 
Material der Bundesbank angereichert und in ihrem | 
Erkenntniswert verbessert werden. Andererseits er- ' 
schließt die vorbereitende Bearbeitung der laufen- | 
den Meldungen auch der Bundesbank zusätzlich Er- 
kenntnisquellen für ihre eigenen Aufgaben. | 


VI. Vorsdiriften für die Geschäftsführung der 
Kreditinstitute 

Die allgemeinen Prinzipien für eine ordnungsmä- 
ßige Geschäftsführung finden im Zweiten Abschnitt 
des Entwurfs ihren Ausdruck in Strukturnormen 
für die Eigenkapitalausstattung und die Liquidität, 
Vorschriften für eine sinnvolle Kreditgebarung, 
Sonderbestimmungen für den Sparverkehr sowie in 
Regelungen für die Konditionen und die Werbung. 

1. Strukturnormen 

Grundlegende Voraussetzungen für die innere Ge- 
sundheit eines Kreditinstituts sind neben einer 
soliden Anlagepolitik ein angemessenes haftendes 
Eigenkapital und eine ausreichende Liquidität. Das 
geltende Kreditwesengesetz enthält hierfür nur 
Rahmenvorschriften, die niemals ausgefüllt wor- 
den sind. Die seit 1951 angewandten Kreditricht- 
sätze der Bank deutscher Länder haben die hier 
bestehende Lücke zwar tatsächlich in gewissem 
Sinne geschlossen. Sie konnten jedoch nur eine 
Notlösung sein. Da Eigenkapital- und Liquiditäts- 
bestimmungen Ordnungsvorschriften für die Kredit- 
institute sind, ist ihr Erlaß nicht Sache der Noten- 
bank, sondern Hoheitsaufgabe des Staates. Der 
Notenbank ist dabei jedoch ein maßgebliches Mit- 
wirkungsrecht einzuräumen, da sie ein begrün- 
detes eigenes Interesse an der Regelung dieser 
Materien hat. 

Die Verschiedenheiten in der Geschäftsstruktur der 
einzelnen Sparten des Kreditgewerbes und das Er- 
fordernis einer möglichst elastischen Regelung 
machen es unmöglich, die Anforderungen an das 
Eigenkapital und die Liquidität gesetzlich ab- 
schließend zu regeln. Dies gilt nicht nur für die 
Festlegung konkreter Mindestnormen im Gesetz 
selbst, sondern auch für die Aufstellung von Rah- 
menvorschriften, die durch Rechtsverordnungen 
auszufüllen wären; denn auch in diesem Falle 
müßten zumindest die Bilanzpositionen gesetzlich 
festgelegt werden, aus deren Verhältnis sich er- 
gibt, ob die Eigenkapitalausstattung und die Liqui- 
dität ausreichend sind. Besonderen Schwierigkeiten 
v/ürde hierbei insbesondere die Aufzählung der 
liquiden Mittel begegnen, weil der tatsächliche 
Liquiditätswert bestimmter Anlagen Schwankungen 
unterliegen kann. Der Entwurf beschränkt sich des- 
halb darauf, für das Eigenkapital und die Liqui- 
dität allgemeine Programmsätze aufzustellen und 
sieht ein Verfahren vor, durch das diese all- 
gemeinen Anforderungen in zweckmäßiger Weise 
konkretisiert werden (§§ 9 und 10). Ob bei einem 
Kreditinstitut das Eigenkapital als angemessen und 
die Zahlungsbereitschaft als ausreichend angesehen 
werden kann, bemißt sich im Regelfall nach Grund- 
sätzen, die das Bundesaufsichtsamt im Einver- 
nehmen mit der Bundesbank aufstellt und die im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen sind. Diese 
Grundsätze sind weder Rechtsnormen noch Verwal- 
tungsakte. An ihre Nichtbeachtung werden daher 
keine unmittelbaren Rechtsfolgen geknüpft. Mit 
ihnen gibt das Bundesaufsichtsamt lediglich be- 
kannt, wie es sein verwaltungsmäßiges Ermessen 
ausüben wird, wenn es die Frage der Eigen- 
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kapitalausstattung oder der Liquidität eines Kredit- 
instituts beurteilt. Die Grundsätze sollen die Er- 
fahrungen festlegen, die sich im Kreditgewerbe und 
bei der Bankenaufsicht für eine angemessene 
Eigenkapitalausstattung und Liquiditätshaltung im 
Laufe der Zeit herausgebildet haben. Hält ein Kre- 
ditinstitut sie nicht ein, so wird dies dem Bundes- 
aufsiditsamt Veranlassung geben, das Kreditinstitut 
besonders zu beobachten. Werden die in den Grund- 
sätzen enthaltenen Mindestanforderungen erheb- 
lich unterschritten, so begründet dies die Ver- 
mutung, daß das Kreditinstitut nicht das für die 
Sicherheit seiner Einlagen erforderliche Eigen- 
kapital hat oder daß seine Liquidität zu gering ist. 
Weist das Kreditinstitut nicht nach, daß bei ihm 
Sonderverhältnisse vorliegen, die geringere An- 
forderungen an das Eigenkapital oder die Liqui- 
dität rechtfertigen und behebt es den Mangel nicht 
in einer angemessenen Frist, kann das Bundesauf- 
sichtsamt die in § 44 vorgesehenen Maßnahmen 
ergreifen. Die Wirksamkeit der Grundsätze wird 
dadurch verstärkt, daß die Bundesbank ihre Re- 
finanzierungshilfe von der Beachtung der Grund- 
sätze abhängig machen wird. 

Um die Erfahrungen des Kreditgewerbes nutzbar 
zu machen und um sicherzustellen, daß die Grund- 
sätze die Erfordernisse der Praxis berücksichtigen, 
schreibt der Entwurf die Anhörung der Spitzen- 
verbände der Kreditinstitute vor. 

Die Kreditrichtsätze der Bundesbank werden zur 
Zeit in Zusammenarbeit mit dem Bundeswirtschafts- 
ministerium neu gefaßt. Sie sollen so ausgestaltet 
werden, daß sie als Grundsätze des Aufsichtsamtes 
übernommen werden können. Dadurch wird die 
Voraussetzung geschaffen, daß nach Inkrafttreten 
des Gesetzes alsbald die Anforderungen an das 
Eigenkapital und die Liquidität der Kreditinstitute 
nach §§ 9 und 10 festgelegt werden können, ohne 
daß es hierzu langwieriger neuer Untersuchungen 
bedarf. Die Regelung vereinheitlicht die Anforde- 
rungen des Bundesaufsichtsamtes und der Bundes- 
bank und erleichtert es dadurch sowohl den Auf- 
sichtsinstanzen als auch den Kreditinstituten, die 
Einhaltung der Bestimmungen laufend zu über- 
wachen. Die Elastizität des Verfahrens erlaubt es, 
die Besonderheiten der einzelnen Sparten des Kre- 
ditgewerbes zu berücksichtigen und gegegebenen- 
falls nicht nur die Verhältniszahlen, sondern auch 
den Aufbau der Grundsätze zu ändern oder zu er- 
gänzen. 

2. Kreditgebarung 

Gefahren für die einem Kreditinstitut anvertrauten 
Gelder entstehen in erster Linie durch Verluste im 
Kreditgeschäft. Zehrt ein solcher Kreditverlust das 
Eigenkapital auf, so gefährden etwaige weitere 
Verluste die Einlagen unmittelbar. Eine wirksame 
Einlagensicherung muß daher auf der Kreditseite 
ansetzen. Um Kreditverluste, die bei keinem Kre- 
ditinstitut mit Sicherheit ausgeschlossen werden 
können, in tragbaren Grenzen zu halten, stellt der 
Entwurf einige kreditpolitische Grundsätze auf, 
deren Befolgung die Risiken aus dem Kreditgeschäft 


weitgehend mindert, ohne daß nachhaltig in die 
Geschäftspolitik des einzelnen Kreditinstituts ein- 
gegriffen wird. 

Ein wichtiges Erfordernis solider Kreditgebarung 
ist die angemessene Kreditstreuung. Hohe Einzel- 
kredite sind für das Kreditinstitut und damit für 
die Einlagen besonders gefährlich, weil der Ausfall 
oder das Einfrieren eines einzigen solchen Kredits 
das Institut in ernsthafte Schwierigkeiten bringen 
kann. Die Ursache der Bankinsolvenzen, die in den 
letzten Jahren aufgetreten sind, lag fast immer in 
der unverhältnismäßigen Höhe einzelner Kredite 
und in der ungenügenden Streuung der Kredite 
überhaupt. Das Risiko verringert sich, wenn anstatt 
eines einzelnen Großkredits mehrere kleinere Kre- 
dite an verschiedene Kreditnehmer gewährt werden. 
Der Entwurf macht deshalb in § 12 die Gewährung 
von Großkrediten, d. h. von Krediten, die 15 v. H. 
des haftenden Eigenkapitals des Kreditinstituts 
übersteigen, von der Zustimmung der gesamten Ge- 
schäftsleitung abhängig und verlangt von einer 
bestimmten Höhe an die Anzeige solcher Kredite. 
Er setzt weiter Grenzen fest, die der einzelne Groß- 
kredit und die Summe dieser Kredite nicht über- 
steigen sollen. 

Kreditverluste haben häufig ihre Ursache darin, daß 
bei der Kreditgewährung die erforderliche Sorgfalt 
vernachlässigt wird. Diese Gefahr ist besonders 
groß, wenn zwischen Kreditinstitut und Kreditneh- 
mer enge personelle Beziehungen bestehen. § 14 
knüpft deshalb die Gewährung solcher Kredite an 
erschwerende Voraussetzungen. Für derartige Kre- 
dite wird die Verantwortung der Geschäftsleitung 
und der Aufsichtsorgane besonders herausgestellt 
und durch entsprechende Anzeigepflichten gesichert, 

3. Sparverkehr 

Die Bestimmungen über den Sparverkehr (§§ 20, 21) 
sollen den besonderen Charakter der Spareinlagen 
als längerfristig verfügbare Gelder hervorheben. 
Diesem Zweck dienen die Vorschriften, die nur die 
Anlage bestimmter Gelder auf Sparkonten zulassen, 
sowie gewisse gesetzliche Erschwerungen für die 
Verfügung über Spareinlagen. Das Kontensparen 
hat sich historisch als die Sparform der natürlichen 
Personen entwickelt, die auf Sparkonten Gelder 
für die Wechselfälle des Lebens ansammelten. Das 
Wesen der Spareinlage besteht darin, daß sie, un- 
abhängig von der Möglichkeit, das Geld verhältnis- 
mäßig kurzfristig abheben zu können, auf unbe- 
stimmte Zeit auf dem Sparkonto verbleibt und in 
der Regel nur bei besonderem Bedarf über sie ver- 
fügt wird. Gelder von Wirtschaftsunternehmen und 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts haben 
diesen Charakter nur in Ausnahmefällen. Auch 
heute noch stammt sowohl der Kontenzahl als auch 
dem Betrage nach der weitaus größte Teil aller 
Spareinlagen von Privatpersonen. Sowohl für die 
volkswirtschaftliche Kapitalbildung als auch für die 
Eigentumsbildung der breiten Volksschichten ist die 
Ansammlung von Sparkapital von großer Bedeu- 
tung. Um die Sparfreudigkeit der genannten Kreise 
zu erhalten und anzuregen, muß der Zins für Spar- 
einlagen möglichst stabil und auf einer attraktiven 
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Höhe gehalten werden. Dies ist auch wirtsdiaftlidi 
gerechtfertigt, da Spareinlagen erfahrungsgemäß er- 
heblich länger stehen bleiben als Termingelder mit 
vergleichbarer Kündigungsfrist. Um zu verhindern, 
daß Gelder, bei denen die genannten Voraussetzun- 
gen für eine höhere und stabile Verzinsung nicht 
vorliegen, insbesondere Dispositionsgelder von 
Wirtschaftsunternehmen und Kassenreserven der 
öffentlichen Hand, auf Sparkonten fließen, strebt 
der Entwurf an, diese Einlagearten möglichst wirk- 
sam voneinander abzugrenzen. 

4, Konditionen und Werbung 

Der Staat kann die Aufgaben, die ihm zur Erhal- 
tung eines funktionsfähigen Kreditwesens gestellt 
sind, nur dann wirksam erfüllen, wenn die unter 

VI. 1. bis 3. dargestellten Regelungen und die be- 
sonderen Aufsichtsbefugnisse (hierzu vgl. unten 

VII. ) durch die Möglichkeit ergänzt werden, auf die 
Konditionen und die Werbemethoden der Kredit- 
institute Einfluß zu nehmen. Sowohl aus allge- 
meinen wirtschaftspolitischen Gründen wie auch zur 
Verstärkung der sonst im Gesetz vorgesehenen 
prophylaktischen Vorkehrungen kann es erforder- 
lich werden, in die Bemessung der Zinsen und Pro- 
visionen sowie in die Werbung der Kreditinstitute 
einzugreifen, selbst wenn hiermit echte Wett- 
bewerbsbeschränkungen verbunden sind. Der Ent- 
wurf folgt in § 22 insoweit dem geltenden Gesetz 
in einer den heutigen verfassungsrechtlichen Gege- 
benheiten angepaßten Weise und mit Beschränkung 
auf die Maßnahmen, die zur Erreichung des Geset- 
zeszweckes notwendig sind. 

Falls das wirtschaftspolitische Ziel einer gleich- 
gewichtigen Wirtschaftsentwicklung eine Zins- und 
Konditionenregelung erforderlich macht, soll die 
Zinsregelung gleichzeitig die kreditpolitischen Maß- 
nahmen der Bundesbank unterstützen. Dadurch soll 
gewährleistet werden, daß die Absichten der Noten- 
bank beim letzten Kreditnehmer sofort voll durch- 
schlagen. Auf diesen Effekt kann es entscheidend 
ankommen, denn die Bundesbank reguliert mit 
ihren währungspolitischen Instrumenten in erster 
Linie das Kreditvolumen, kann jedoch die Kredit- 
kosten nur mittelbar beeinflussen. 

Das wirtschaftspolitische Ziel einer Zinsregelung 
kann insbesondere dadurch erreicht werden, daß die 
Sollzinsen an den Diskontsatz gekoppelt werden. 
Soll die Zinsregelung auch dem Schutz der kleine- 
ren Kreditnehmer gegen eine unangemessene 
Kostenbelastung dienen, so wird sie für die Kredit- 
kosten eine Obergrenze festsetzen, wie das gegen- 
wärtig der Fall ist. Eine Regelung in Form eines 
Mindestsatzes für die Sollzinsen kann angezeigt 
sein, wenn die konjunkturelle Lage eine Beschrän- 
kung der Kreditaufnahme durch rigorose Verteue- 
rung des Kredits erfordert. 

Auch die Habenzinsregelung kann allein oder zu- 
sammen mit einer entsprechenden Sollzinsregelung 
zur Unterstützung kreditpolitischer Maßnahmen 
dienen. Da die Habenzinsen als Geldbeschaffungs- 
kosten sich auf die Höhe der Sollzinsen auswirken, 
wird ihre Manipulierung mittelbar die Kreditkosten 
beeinflussen. Zweck einer Habenzinsregelung kann 


auch sein, zu verhindern, daß eine einschneidende 
Beschränkung der Sollzinsen die Rentabilität der 
Kreditinstitute zu stark mindert. In Zeiten einer 
starken Liquiditätsanspannung mit verschärftem 
Konkurrenzkampf um die Einlagen kann die Fest- 
setzung von Höchstsätzen für die Habenzinsen dazu 
beitragen, einen übersteigerten Wettbewerb zwi- 
schen den Kreditinstituten zu verhindern, der ge- 
eignet wäre, die gesamtwirtschaftliche Funktions- 
fähigkeit des Kreditapparates zu gefährden und das 
Vertrauen der Öffentlichkeit in die Kreditinstitute 
zu erschüttern. Die Eigenverantwortung der Kredit- 
institute macht staatliche Eingriffe in die Haben- 
zinsgestaltung nicht entbehrlich, da die Kredit- 
institute erfahrungsgemäß unter dem Druck: des 
Marktes gesamtwirtschaftliche Belange nicht immer 
ausreichend berücksichtigen. 

Die besondere Vertrauensempfindlichkeit des Kre- 
ditgewerbes macht es ferner nötig, daß die Kredit- 
institute sich bei ihrer Werbung die der Natur ihres 
Geschäftes angemessene Zurückhaltung auferlegen. 
Zwar eröffnet das Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen auch dem Kreditgewerbe die Mög- 
lichkeit, selbst Wettbewerbsregeln aufzustellen, die 
nach Billigung durch die Kartellbehörde in das Re- 
gister für Wettbewerbsregeln eingetragen werden 
können. Wegen der gesamtwirtschaftlichen Bedeu- 
tung, die einwandfreien Werbemethoden für das 
Ansehen des Kreditgewerbes in der Öffentlichkeit 
zukommt, muß jedoch auch der Aufsichtsbehörde 
die Befugnis gegeben werden, gegen Mißstände in 
der Werbung einzuschreiten. 

Da die Zins- und Provisionsregelung sich unmittel- 
bar auf die Rentabilität der Kreditinstitute auswirkt 
und die Zulässigkeit von Werbemethoden nicht 
ohne Berücksichtigung der Berufsauffassung des 
Kreditgewerbes beurteilt werden kann, sieht der 
Entwurf vor, daß die Spitzenverbände vor dem Er- 
laß von Anordnungen nach § 22 angehört werden 
müssen und daß sie selbst hierzu Vorschläge ma- 
chen können. 

Welche Maßnahmen zur Regelung der Konditionen 
oder der Werbung getroffen werden, ist weitgehend 
eine Ermessensfrage. Die Anordnungen müssen je- 
doch immer der gesamtwirtschaftlichen Zielsetzung 
des § 22 dienen. 

VII. Aufgaben und Befugnisse des 
Bundesaufsichtsamtes 

Der Entwurf überträgt die Durchführung des Gesetzes 
dem Bundesaufsichtsamt (§6). Dieses übt unter Mitwir- 
kung der Deutschen Bundesbank die Aufsicht über 
die dem Gesetz unterworfenen Kreditinstitute aus. 
Soweit eine staatliche Sonderaufsicht über Kredit- 
institute besteht, bleiben nach § 57 die entsprechen- 
den materiellen Vorschriften und vorbehaltlich des 
§ 57 Abs. 2 auch die Aufsichtszuständigkeiten erhal- 
ten. Dies hat besondere Bedeutung für öffentlich- 
rechtliche Kreditinstitute unter Anstaltsaufsicht. All- 
gemeine Bankenaufsicht und Anstaltsaufsicht haben 
unterschiedliche Zielsetzung, Die Bankenaufsicht 
soll durch vorbeugende Überwachung allgemein das 
Entstehen von Schäden im Kreditwesen und von 
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Verlusten der Institutsgläubiger verhindern, also 
vorwiegend gefahrenabwehrend wirken. Demge- 
genüber soll die Anstaltsaufsicht auch fördernd auf 
die ihr unterliegenden Institute einwirken, um 
sicherzustellen, daß diese den öffentlichen Aufgaben 
dienen, zu deren Erfüllung sie errichtet wurden. 
Die Übernahme der Anstaltsaufsicht durch das Bun- 
desaufsichtsamt würde dieses daher in eine Kol- 
lision zu seiner Pflicht der gleichen Behandlung ' 
aller Kreditinstitute bringen. Soweit die Anstalts- 
aufsicht auf Landesrecht beruht, verbietet sich ihre : 
Übertragung auf das Bundesaufsichtsamt schon aus ' 
rechtlichen Gründen. Die Ausübung der Sonder- 
aufsicht über private Kreditinstitute (Hypotheken- ^ 
banken, Schiffspfandbriefbanken und Investment- 
gesellschaften) durch die für die allgemeine Bank- 
aufsicht zuständige Behörde führt dagegen zu j 
keiner Pflichtenkollision, weil die Zielsetzung die- 1 
ser Sonderaufsicht den Zielen der allgemeinen Ban- i 
kenaufsicht entspricht. 

Die Aiifsichtsaufgaben des Bundesaufsichtsamtes 
liegen im wesentlichen in drei Bereichen, nämlich : 
in der Vorsorge für die organisatorische Ordnung ; 
im Kreditgewerbe, in der laufenden Überwachung 
der inneren Struktur und der Geschäftstätigkeit der 
Kreditinstitute und schließlich in der Bekämpfung 
von Mißständen und Schäden im Kreditwesen. 
Hierzu überträgt der Entwurf dem Bundesaufsichts- ' 
amt die notwendigen Befugnisse: 

1. Organisatorische Befugnisse 

Der Betrieb eines Kreditinstituts ist nach § 31 nur , 
mit staatlicher Erlaubnis zulässig. Der Gesetzes- 
zweck verlangt, daß nur solche Unternehmen Bank- , 
geschäfte betreiben dürfen, die personell und finan- 
ziell die Gewähr für eine ordnungsmäßige Ge- 
schäftsführung bieten. Das Erlaubnisverfahren er- | 
möglicht es, das Eindringen ungeeigneter Personen j 
oder unzulänglich fundierter Unternehmen in das i 
Kreditgewerbe zu verhindern. Durch die Rücknahme 1 
der Erlaubnis und das Verlangen auf Abberufung j 
von Geschäftsleitern kann die weitere Betätigung 1 
solcher Personen oder Unternehmen unterbunden 
werden (§§ 34, 35). Besondere Anzeigepflichten 
(§ 23) sichern die ausreichende Unterrichtung des 
Bundesaufsichtsamtes über organisatorische Ver- 
änderungen bei den Kreditinstituten. 

Der Erhaltung des öffentlichen Vertrauens in die 
Kreditinstitute dient auch der gesetzliche Schutz der 
Bezeichnung „Bank", „Bankier" und „Sparkasse" 
(§§ 38 und 39). Indem der Entwurf den Gebrauch 
dieser Bezeichnungen grundsätzlich den unter der 
gesetzlichen Aufsicht stehenden Kreditinstituten 
vorbehält, verhindert er, daß das Standesansehen 
des Kreditgewerbes für zweifelhafte Geschäfte an- 
derer Unternehmen mißbraucht und dadurch beein- 
trächtigt wird. Die Durchsetzung dieser Vorschriften 
richtet sich nach Firmenrecht, jedoch sind dem Bun- 
desaufsichtsamt ausreichende Mitwirkungsbefug- 
nisse eingeräumt. 

2. Befugnisse bei der laufenden Überwachung 

Das Bundesaufsichtsamt kann seine Aufgaben nur 
erfüllen, wenn sichergestellt ist, daß es ausreichen- 


’ den Einblick in die Struktur und die laufende Ge- 
schäftstätigkeit der Kreditinstitute erlangt. Zu die- 
sem Zweck verpflichtet der Entwurf die Kreditin- 
stitute zur Erstattung von Meldungen über Groß-, 
Millionen- und Organkredite (§§ 12 bis 16) sowie 
zur Vorlage von Monatsausweisen (§ 24) und Jah- 
resabschlüssen (§ 25). Der Aussagewert der Jahres- 
abschlüsse wird durch Vorschriften über die Pflicht 
zur jährlichen Abschlußprüfung (§§ 26 bis 28) ge- 
sichert. Dieses Material, bei dessen Auswertung die 
Bundesbank in starkem Maße eingeschaltet ist, bil- 
det die Grundlage für die Beurteilung der einzelnen 
Kreditinstitute durch das Bundesaufsichtsamt. Dieses 
kann sich darüber hinaus durch Anforderung zu- 
sätzlicher Auskünfte und durch besondere Prüfun- 
gen weitere Unterlagen für seine Tätigkeit ver- 
schaffen (§ 43). 

3. Eingriffsbefugnisse 

Gibt die innere Struktur oder die Geschäftsführung 
eines Kreditinstituts zu Bedenken Anlaß, so kann 
das Bundesaufsichtsamt die erforderlichen Gegen- 
maßnahmen treffen. Entspricht das Eigenkapital oder 
die Liquidität nicht den Erfordernissen der §§ 9 oder 
10, so ist das Bundesaufsichtsamt befugt, die Aus- 
schüttung von Gewinnen oder die Anlegung ver- 
fügbarer Mittel in bestimmten Aktiven zu verbieten 
(§ 44). Besteht eine akute Gefahr für die Sicherheit 
der Einlagen, so kann es darüber hinaus dem Kre- 
ditinstitut Anweisungen für seine Geschäftsführung 
erteilen, die Annahme von Einlagen und die Gewäh- 
rung von Krediten untersagen sowie auf die Stellung 
der Inhaber oder Geschäftsleiter des Kreditinstituts 
Einfluß nehmen (§45). Als äußerste Maßnahme kann 
es die Erlaubnis zurücknehmen und dadurch dem 
Kreditinstitut die Fortführung von Bankgeschäften 
unmöglich machen. 

Der Einhaltung des Gesetzes und der Anordnungen 
des Bundesaufsichtsamtes dienen Zwangsmittel 
(§ 48), Strafvorschriften (§§ 50 und 51) sowie Buß- 
geldvorschriften (§§ 52 bis 56). Auch den Vorschrif- 
ten des Entwurfs, die nicht direkt vollziehbar sind 
oder deren Verletzung nicht mit Strafe oder Geld- 
buße bedroht ist, kommt eine erhebliche rechtliche 
Bedeutung zu. Nachhaltige Zuwiderhandlungen 
können dem Bundesaufsichtsamt Veranlassung ge- 
ben, die Abberufung der schuldigen Geschäftsleiter 
nach § 35 Abs. 2 zu verlangen oder zu prüfen, ob 
deren Zuverlässigkeit noch gegeben ist. Die Nicht- 
beachtung gesetzlicher Vorschriften kann auch zivil- 
rechtliche Schadenersatzansprüche gegen die be- 
treffenden Geschäftsleiter auslösen. Diese Rechts- 
folgen sind geeignet, den genannten Vorschriften 
Geltung zu verschaffen. 

VIII. Maßnahmen in Krisenfällen 

Die Erfahrungen des Jahres 1931 haben gezeigt, daß 
Bankenkrisen ohne schnelles staatliches Eingreifen 
nicht behoben werden können. Der Gesetzeszweck 
rechtfertigt es, daß der Entwurf auch für solche Si- 
tuationen Vorsorge trifft, um sicherzustellen, daß 
der Bundesregierung notfalls die erforderlichen Er- 
mächtigungen zur Verfügung stehen, ohne daß es 
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eines besonderen gesetzgeberischen Aktes bedarf, j 
Demgemäß ermächtigt § 46 die Bundesregierung, in ; 
Krisenfällen einzelnen Kreditinstituten Zahlungs- ' 
aufschub zu gewähren oder die allgemeine Einstei- j 
lung des Bank- und Börsenverkehrs anzuordnen. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Durch das Gesetz sollen nur Bankbetriebe von 
einer gewissen Größe erfaßt werden, weil allein 
diese für den mit dem Gesetz verfolgten Zweck be- 
deutsam sind. Absatz 1 beschränkt deshalb den 
Begriff des Kreditinstituts auf Unternehmen, deren 
Geschäftsumfang eine kaufmännische Organisation 
erfordert. Eine bestimmte Rechtsform wird für Kre- 
ditinstitute nicht vorausgesetzt, so daß z. B. auch 
öffentliche Einrichtungen Kreditinstitute sein kön- 
nen. An die Eigenschaft als Kreditinstitut werden 
weitreichende Rechtsfolgen geknüpft. Der zugrunde , 
liegende Begriff des Bankgeschäfts muß daher durch 
eine erschöpfende Aufzählung klar abgegrenzt 
werden. Da sich aber neue Arten der bankgeschäft- 
lichen Betätigung herausbilden können, deren 
Überwachung geboten ist, ermächtigt Absatz 1 
Satz 3 den Bundeswirtschaftsminister, solche Ge- 
schäfte durch Rechtsverordnung als Bankgeschäfte 
zu bezeichnen. Die Kreditinstitutseigenschaft setzt 
nicht voraus, daß die in Absatz 1 Satz 2 genann- 
ten Bankgeschäfte nebeneinander oder als alleiniger ; 
Geschäftszweig betrieben werden; der Betrieb auch 
nur einer Art dieser Geschäfte in dem genannten ! 
Umfang genügt ebenso wie der Betrieb von Bank- j 
geschütten neben anderen Geschäftsarten. 

Für die Einhaltung der den Kreditinstituten nach ! 
dem Gesetz auferlegten Verpflichtungen sind bei 
Einzelfirmen grundsätzlich die Inhaber, bei Kredit- 
instituten in anderen Rechtsformen die Geschäfts- 
leiter verantwortlich. Absatz 2 Satz 1 legt für die- j 
ses Gesetz den Begriff des Geschäftsleiters fest. I 
Aus Zweckmäßigkeitsgründen läßt der Entwurf zu, 
daß ausnahmsweise auch andere als die in Satz 1 
genannten Personen, wenn sie entsprechende zivil- 
rechtliche Befugnisse haben, als Geschäftsleiter an- 
erkannt werden können, und erstreckt diese Mög- 
lichkeit auf Einzelfirmen. Die Anerkennung „ge- 
korener" Geschäftsleiter ist auf Ausnahmefälle be- 
schränkt, weil grundsätzlich nur diejenigen Per- 
sonen für die Einhaltung dieses Gesetzes verant- 
wortlich sein sollen, die auch die interne Verant- 
wortung für die Geschäfte des Kreditinstituts 
tragen. Ein Rechtsanspruch auf Anerkennung eines 
Geschäftsleiters besteht daher nicht. Ausnahme- 
fälle liegen insbesondere dann vor, wenn der 
Inhaber oder der einzige Geschäftsleiter eines 
Kreditinstituts schwer erkrankt oder sonstwie län- 
gere Zeit verhindert ist. Die Anerkennung einer | 
Person als Geschäftsleiter kann schon mit der Er- 
laubniserteilung verbunden werden. Von dieser i 
Möglichkeit wird insbesondere dann Gebrauch ge- 
macht werden, wenn der Inhaber eines Kreditinsti- 
tuts stirbt und sein Erbe minderjährig oder in einem i 
anderen Beruf tätig ist. Das Bundesaufsichtsamt i 
kann die Einsetzung eines solchen Geschäftsleiters ; 


nicht unmittelbar erzwingen. Ist sie für die ord- 
nungsmäßige Geschäftsführung des Kreditinstituts 
nötig, wird es jedoch häufig möglich sein, die ver- 
antwortlichen Personen hierzu zu veranlassen, 
insbesondere dann, wenn die Voraussetzungen für 
die Rücknahme der Erlaubnis gegeben sind. Da der 
„gekorene" Geschäftsleiter im Interesse und auf 
Antrag des Kreditinstituts anerkannt wird, ist die 
Anerkennung zurückzunehmen, wenn das Kredit- 
institut dies wünscht. Mit der Anerkennung tref- 
fen auch den „gekorenen" Geschäftsleiter die be- 
sonderen Pflichten dieses Gesetzes. Die Geschäfts- 
leitereigenschaft darf ihm daher nur so lange be- 
lassen werden, als er damit einverstanden ist. Die 
Anerkennung kann ferner zurückgenommen wer- 
den, wenn sich später herausstellt, daß der Ge- 
schäftsleiter nicht zuverlässig oder fachlich nicht 
geeignet ist; dies wird durch den Hinweis auf § 34 
Abs. 2 Nr. 3 klargestellt. 

Zu § 2 

Die Anwendung der für Kreditinstitute geltenden 
Vorschriften des Gesetzes ist bei gewissen Einrich- 
tungen und Unternehmen, die die Merkmale des 
§ 1 Abs. 1 erfüllen, aus besonderen Gründen nicht 
angebracht. Diese Einrichtungen und Unternehmen 
werden durch § 2 in dem gebotenen Umfang von 
diesen Vorschriften freigestellt. Sie unterliegen je- 
doch den Vorschriften, die eine Kreditinstitutseigen- 
schaft nicht voraussetzen, wie z. B. § 3. 

Die Deutsche Bundesbank ist die Währungs- und 
Notenbank des Bundes. Sie wirkt bei der Durchfüh- 
rung der Bankenaufsicht mit. Diese Stellung ver- 
bietet es, sie als Kreditinstitut im Sinne dieses Ge- 
setzes zu behandeln. 

Die Deutsche Bundespost betreibt mit der Postspar- 
kasse und dem Postscheckdienst Bankgeschäfte im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 8. Auch diese 
Dienstzweige gehören zu den Hoheitsaufgaben der 
Bundespost. Es geht daher nicht an, sie der Aufsicht 
durch eine Bundesoberbehörde zu unterstellen. An- 
dererseits müssen die Anordnungen über die Kon- 
ditionen und die Werbung (§ 22) materiell auch für 
die Geldverkehrseinrichtungen der Post gelten, da 
sonst Störungen im Zinsgefüge und Schwierigkeiten 
im Wettbewerb zwischen der Bundespost und an- 
deren Kreditinstituten entstehen könnten. Die 
Rechtsverordnungen nach § 22 Abs. 1 haben auch 
der Post gegenüber unmittelbar bindende Wirkung. 
Dagegen können die Anordnungen nach § 22 Abs. 2 
nach allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grund- 
sätzen der Post gegenüber nicht als Verwaltungs- 
akte des Bundesaufsichtsamtes gelten. Absatz 2 
Satz 1 ist vielmehr als Verpflichtung der Postver- 
waltung zu verstehen, diesen Anordnungen in 
ihrem Bereich Geltung zu verschaffen. Für den 
Erfolg von Maßnahmen, die die Bundesregierung 
nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 und § 47 zur Behebung 
von krisenhaften Zuständen trifft, wird es in der 
Regel von entscheidender Bedeutung sein, daß sie 
die gesamte Kreditwirtschaft erfassen. Absatz 2 
Satz 1 stellt daher sicher, daß auch die Geldver- 
kehrseinrichtungen der Bundespost in sie einbe- 
zogen werden. Schließlich müssen die Vorschriften 
über den Sparverkehr (§§ 20 und 21), die aus den 
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unter VI. 3. des Allgemeinen Teils genannten Grün- 
den ihren Zweck nur erfüllen können, wenn sie für 
alle Kreditinstitute gelten, auch auf die Postspar- 
kassen angewandt werden. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau wurde durch | 
Gesetz zur Durchführung besonderer im öffentlichen 1 
Interesse liegender Finanzierungsaufgaben errichtet. ! 
Die Annahme von Einlagen ist ihr gesetzlich ver- 
boten. Sie übt ihre Tätigkeit unter staatlicher Son- 
deraufsicht und in enger Zusammenarbeit mit den 
zuständigen staatlichen Stellen aus. Ihre Unterstel- 
lung unter die Bankenaufsicht ist daher nicht erfor- 
derlich, zumal wichtige Vorschriften des Entwurfs 
auf ihre gesetzlich eng begrenzten Geschäfte nicht 
anwendbar sind. Eine allgemeine Einstellung des 
Bankverkehrs muß jedoch aus den obengenannten 
Gründen auch für dieses Institut gelten (Absatz 2 
Satz 2 erster Halbsatz), 

Das typische Geschäft der Versicherungsunterneh- 
men ist die Übernahme von Risiken für andere 
sowie die Anlage der Prämieneinnahmen nach den 
Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
wonach auch Kredite gewährt werden können. 
Damit erfüllen diese Unternehmen die Merkmale 
des § 1 Abs. 1 Nr. 7 und Nr. 2. Gleichwohl ist ihre 
Freistellung von diesem Gesetz gerechtfertigt, weil 
sie speziellen gesetzlichen Vorschriften unterliegen, 
deren Einhaltung von einer besonderen Aufsichts- 
behörde überwacht wird. Soweit sie jedoch Bank- 
geschäfte betreiben, die nicht zu ihren eigentüm- ! 
liehen Geschäften gehören, z. B. die Annahme von ; 
Einlagen, müssen sie im Interesse einer umfassen- | 
den und einheitlichen Überwachung der Bank- ' 
geschälte der Aufsicht nach diesem Gesetz unter- | 
worfen werden (Absatz 3). Um die Wirksamkeit der j 
sogenannten Evidenzzentrale zu verbessern, ist es 
geboten, auch die Millionenkredite der Versiehe- j 
rungsunternehmen in die Meldepflicht nach § 13 j 
einzubeziehen (Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz). 

Die Tätigkeit der Bausparkassen erfüllt die Merk- 
male des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2. Die privaten Bau- 
sparkassen unterstehen seit 1931 der Versicherungs- 
aufsicht (§§ 112 ff. des Versicherungsaufsichts- t 

gesetzes), die öffentlich-rechtlichen Bausparkassen 
nur einer Anstaltsaufsicht durch die zuständigen 
Landesbehörden. Obwohl dieser Zustand vorwie- 
gend historisch zu erklären ist, ändert der Entwurf 
ihn nicht, da sich aus ihm bislang keine besonderen 
Schwierigkeiten ergeben haben. Die Bausparkassen 
werden daher von diesem Gesetz freigestellt, so- 
weit sie nicht Bankgeschäfte betreiben, die keine 
typischen Bausparkassengeschäfte sind, z. B. die 
Annahme von Depositen. Es wird geprüft, ob im 
Zusammenhang mit einer Neuregelung des mate- 
riellen Rechts für alle Bausparkassen deren Unter- 
stellung unter eine einheitliche Aufsicht zweck- 
mäßig ist. 

Nummer 6 stellt die anerkannten gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen frei. Einige typische Ge- 
schäfte dieser Unternehmen, z. B. die Vor- und Zwi- 
schenfinanzierung betreuter Bauvorhaben Dritter, 
sind Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1. Jedoch 1 
genügt für sie die Aufsicht nach dem Wohnungs- i 
gemeinnützigkeitsgesetz. Gleiches gilt von den in 
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Nummer 7 freigestellten Unternehmen, die als 
Organe der staatlichen Wohnungspolitik anerkannt 
sind. Diese unterliegen aber dem Gesetz in vollem 
Umfang, wenn sie überwiegend Bankgeschäfte be- 
treiben. Die Einschränkung ist erforderlich, weil 
einige der genannten Unternehmen die für sie 
typischen Bankgeschäfte nicht nur als Neben- 
geschäfte vornehmen, sondern normale Kreditin- 
stitute mit dem für diese üblichen Geschäftskreis 
sind. Auf die nach Nummern 6 und 7 nicht als 
Kreditinstitute geltenden Unternehmen findet die- 
ses Gesetz nach Absatz 3 insoweit Anwendung, als 
sie Bankgeschäfte betreiben, die für sie nicht eigen- 
tümlich sind. Hierzu gehört die von einigen Woh- 
nungsunternehmen betriebene Annahme von Depo- 
siten. 

Pfandleihunternehmen betreiben das Kreditgeschäft. 
Da die umgesetzten Beträge gering sind, die Tätig- 
keit auf bestimmte Kleingeschäfte beschränkt ist 
und die Unternehmen der Aufsicht nach § 34 Abs. 1 
der Gewerbeordnung und nach landesrechtlichen 
Vorschriften unterliegen, ist eine zusätzliche Über- 
wachung nach diesem Gesetz entbehrlich. Dies gilt 
jedoch nur, soweit die Pfandleiher das für sie 
typische Kreditgeschäft gegen Faustpfand betreiben, 
bei dem sich der Geschäftsumfang erfahrungsgemäß 
in gewissen Grenzen hält, weil die Bestellung eines 
Pfandrechts grundsätzlich die Übergabe der Pfands 
Sache erfordert. Dagegen würde die Kreditgewäh- 
rung gegen Sicherungsübereignung, die z. B. die 
Beleihung ganzer Warenlager ermöglicht, den histo- 
risch gewachsenen Rahmen des Pfandleihgewerbes 
sprengen. Soweit Pfandleihunternehmen solche Ge- 
schäfte betreiben, unterliegen sie diesem Gesetz. 
Soweit noch Absatz 2 auf die dort bezeichneten 
Einrichtungen und Unternehmen einzelne Vor- 
schriften des Entwurfs anzuwenden sind, gelten die 
korrespondierenden Bußgeldvorschriften nicht. 
Auch die Auskunfts- und Prüfungsbefugnisse nach 
§ 43 sowie der Verwaltungszwang nach § 48 sind 
gegenüber den genannten Stellen insoweit nicht 
anwendbar. Dies rechtfertigt sich bei der Deut- 
schen Bundespost und der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau aus ihrer öffentlichen Stellung, bei den 
Versicherungsunternehmen aus den besonderen 
Eingriffsmöglichkeiten der Versicherungsaufsichts- 
behörden. 

Die umfassende Begriffsbestimmung des § 1 Abs. 1 
hat zur Folge, daß auch Unternehmen unter das 
Gesetz fallen können, deren Beaufsichtigung nach 
dem Gesetzeszweck nicht erforderlich ist. Absatz 4 
ermächtigt das Bundesaufsichtsamt daher, solche 
Unternehmen von den Vorschriften des Gesetzes 
freizustellen, die besondere Anforderungen an die 
Kreditinstitute stellen oder zulassen. Die Bestim- 
mung unterscheidet sich von speziellen Freistel- 
lungsmöglichkeiten des Entwurfs dadurch, daß sie 
nur eine generelle Befreiung zuläßt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift verbietet Geschäfte, bei denen die 
Sicherheit der Einlagen in besonderem Maße ge- 
fährdet ist, die eine Gefahr für den Bestand der 
Währung darstellen oder die gegen die guten Sitten 
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verstoßen. In allen Fällen wird die Geschäftsmäßig- 
keit, d. h. die Absicht der wiederholten Vornahme 
der bezeichneten Geschäfte, vorausgesetzt. Dies er- 
gibt sich in Nummern 1 bis 3 aus den Worten „Der 
Betrieb des . . . geschäfts", in Nummer 4 aus dem 
Ausdruck „geschäftsmäßig". Ein Verstoß gegen die 
Verbote ist nach § 50 Abs. 1 Nr. 1 und § 53 mit 
Strafe bedroht. 

Der typische Fall einer Werksparkasse (Nummer 1) 
liegt vor, wenn ein Wirtschaftsunternehmen Spar- 
gelder seiner Arbeitnehmer annimmt und im eige- 
nen Betrieb anlegt. Diese Gelder sind somit allen 
wirtschaftlichen Risiken des Betriebes unmittelbar 
ausgesetzt und daher stärker gefährdet als Einlagen 
bei Kreditinstituten. Ein weiteres schwerwiegendes 
Bedenken gegen die Werksparkassen ergibt sich aus 
der Tatsache, daß bei einem Zusammenbruch des 
Unternehmens der Arbeitnehmer nicht nur seinen 
Arbeitsplatz, sondern zugleich seine Ersparnisse ver- 
liert, auf die er in einem solchen Falle besonders 
angewiesen ist. Da in der Vergangenheit derartige 
Mißstände in erheblichem Umfange aufgetreten wa- 
ren, schrieb § 27 des geltenden Kreditwesengesetzes 
die Auflösung der bestehenden Werksparkassen bis 
zum 31. Dezember 1940 vor. Wegen der geschilder- 
ten Gefahren muß das Wiedererstehen solcher Ein- 
richtungen für die Zukunft unterbunden werden. 
Kreditinstitute, bei denen diese Gefahren durch die 
materiellen Vorschriften dieses Gesetzes und durch 
die staatliche Aufsicht weitgehend ausgeschlossen 
sind, sollen jedoch nicht gehindert werden, Ein- 
lagen ihrer Bediensteten anzunehmen; das Verbot 
gilt deshalb nicht, wenn das Unternehmen andere 
Bankgeschäfte betreibt, die den Umfang der Werk- 
sparkasse übersteigen. 

Auch Nummer 2 enthält keine sachliche Neuerung, 
sondern dient der Gesetzesbereinigung. Mobiliar- 
zwecksparunternehmen wurden durch das Gesetz 
über die Auflösung von Zwecksparunternehmen 
vom 13. Dezember 1935 (RGBl. I S. 465) verboten, 
weil sich in der Praxis auch bei ihnen erhebliche 
Mißstände, insbesondere bei den Wartezeiten, er- 
geben hatten. Um die verschiedenen Vorschriften 
auf dem Gebiet des Zwecksparwesens ohne Ände- 
rung des materiellen Rechtszustandes aufheben zu 
können (§ 61 Abs. 1 Nr. 11 bis 17), wird das Verbot 
solcher Unternehmen übernommen. 

Nummer 3 verbietet Unternehmen, die unter miß- 
bräuchlicher Ausnutzung der Möglichkeiten des bar- 
geldlosen Zahlungsverkehrs Kredite gewähren. Der- 
artige Einrichtungen sind bereits jetzt nach dem Ge- 
setz gegen Mißbrauch des bargeldlosen Zahlungs- 
verkehrs vom 3. Juli 1934 (RGBl. I S. 593) unzu- 
lässig, das im Interesse der Gesetzesbereinigung 
durch § 61 Abs. 1 Nr. 18 aufgehoben und sachlich 
durch Nummer 3 ersetzt wird. Ihre besonderen 
volkswirtschaftlichen Gefahren liegen in der hohen 
Kreditkapazität, die sich aus dem Ausschluß oder 
der Erschwerung der Barabhebung ergibt. Im Ge- 
gensatz zu den normalen Kreditinstituten brauchen 
diese Unternehmen nämlich für ihre Verpflichtungen 
keine liquiden Mittel bereit zu halten und können, 
da sie einen besonders hohen Expansiomskoeffi- 
zienten haben, in weit höherem Maße als die an- 


deren Kreditinstitute zur Ausdehnung des Geldvolu- 
mens und damit zu einer Störung der finanziellen 
Stabilität der Volkswirtschaft beitragen. Währungs- 
politische Gefahren können zwar auch von der Kre- 
ditexpansion bei anderen Kreditinstituten ausgehen. 
Diesen Gefahren kann die Notenbank jedoch mit 
ihren kreditpolitischen Mitteln weitgehend begeg- 
nen. Die in Nummer 3 genannten Unternehmen, bei 
denen kein nennenswerter Refinanzierungsbedarf 
entsteht, sind dagegen kaum auf die Notenbank an- 
gewiesen, so daß deren kreditpolitische Maßnahmen, 
mit Ausnahme der Mindestreservevorschriften, 
ihnen gegenüber nicht hinreichend wirksam werden. 
Die Mindestreservevorschriften bieten keine Ge- 
währ dafür, daß diese besonderen währungspoliti- 
schen Gefahren neutralisiert werden können. Denn 
die Reservesätze sind auf Kreditinstitute mit dem 
üblichen Geschäft zugeschnitten und reichen nicht 
aus, um einer durch Liquiditätserfordernisse nicht in 
Grenzen gehaltenen Kreditexpansion in gleichem 
Maße entgegenwirken zu können, wie dies bei nor- 
malen Kreditinstituten möglich ist. Aus diesen all- 
gemeinwirtschaftlichen Gründen muß deshalb auch 
weiterhin das Entstehen derartiger Einrichtungen 
verhindert werden. 

Nummer 4 soll den organisierten Austausch von 
Wechsel Verpflichtungen unterbinden, der in letzter 
Zeit zu erheblichen Mißständen geführt hat. Er 
vollzieht sich in der Regel in folgender Weise: Der 
kreditsuchende Interessent reicht dem Vermittler 
Wechselakzepte im Betrage des gewünschten Kre- 
dits ein und erhält dafür in gleicher Höhe Akzepte 
anderer Interessenten, die er als Aussteller unter- 
zeichnet. Er muß versuchen, die Wechsel durch Wei- 
tergabe an seine Gläubiger oder durch Diskontie- 
rung zu verwerten, — Die besondere Gefährlichkeit 
dieses Systems für den Kreditsucher liegt darin, daß 
er möglicherweise zweimal in Höhe der Kredit- 
summe in Anspruch genommen wird. Denn er haftet 
nicht nur aus seinem eigenen Akzept, sondern im 
Regreßwege nochmals, wenn das Akzept, das er als 
Aussteller unterzeichnet hat, nicht eingelöst wird. 
Diese Gefahr ist groß, wie die Praxis erwiesen hat. 
Da der einzelne Teilnehmer seine Tauschpartner in 
der Regel nicht kennt, kann er deren Bonität nicht 
prüfen. Diese Prüfung wäre hier aber besonders 
notwendig, weil Personen, die sich auf ein solches 
Finanzierungssystem einlassen, in der Regel für ein 
Kreditinstitut nicht kreditwürdig sind. Deshalb kann 
auch eine Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Tauschpartner durch den Vermittler die geschil- 
derten Gefahren nicht wesentlich mindern. Der so 
organisierte Akzeptaustausch ist daher vom Bundes- 
gerichtshof mit Recht für sittenwidrig erklärt wor- 
den (Urteil vom 28. April 1958 — II ZR 197/57 — 
BGHZ 27 S. 172). Mit diesem Tauschsystem sind 
auch ällgemeinwirtschaftliche Gefahren verbunden. 
Da die vermittelten Akzepte Finanzwechsel sind, die 
Kreditinstitute in der Regel aber nur Warenwechsel 
ankaufen, werden die Inhaber der im Tauschwege 
erlangten Wechsel häufig deren wirklichen Charak- 
ter verschweigen. Der Umlauf so zweifelhafter Pa- 
piere würde eine Unsicherheit in den Wechselver- 
kehr bringen, die das Vertrauen in den Wechsel als 
Finanzierungsinstrument beeinträchtigen kann. 
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Um Umgehungen zu verhindern, bezieht sich das 
Verbot der Nummer 4 nicht nur auf Akzepte, son- 
dern auf Wechselverpflichtungen schlechthin; ver- i 
boten ist ferner nicht nur die Vermittlung des Aus- 
tausches von Wechselverpflichtungen, sondern auch 
der organisierte Austausch selbst, bei dem der Ver- 
mittler im eigenen Namen als Tauschpartner auf- | 
tritt. 

Das Verbot gilt nicht, wenn der Vermittler oder 
Organisator des Tausches die volle Haftung für 
die Einlösung der Wechselverbindlichkeit über- 
nimmt. In diesem Fall sind die Gefahren, die in der 
Möglichkeit der doppelten Inanspruchnahme liegen, 
für den Kreditsucher weniger groß, weil er gegen 
den Vermittler Rückgriff nehmen kann und weil 
dieser als Kreditinstitut im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 7 der Aufsicht unterliegt. 

Zu § 4 

Bei jeder konkreten Maßnahme gegenüber einem 
Unternehmen muß das Bundesaufsichtsamt als Vor- 
frage prüfen, ob das Unternehmen den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes unterliegt. § 4 eröffnet dem 
Bundesaufsichtsamt darüber hinaus die Möglich- 
keit, in Zweifelsfällen über diese Frage abstrakt zu 
entscheiden. Ist z. B. eine die Kreditinstitutseigen- 
schaft feststellcnde Entscheidung durch Ablauf der 
Anfechtungsfrist oder durch verwaltungsgerichtliche 
Bestätigung rechtskräftig geworden, so kann das 
Unternehmen gegenüber späteren Einzelmaßnahmen 
des Bundesaufsichtsamtes nicht mehr mit Erfolg gel- 
tend machen, es sei kein Kreditinstitut. Die Ent- 
scheidungsbefugnis des Bundesaufsichtsamtes be- 
zieht sich auch darauf, ob ein Unternehmen nach ■ 
§ 2 Abs. 3 nur für einen Teil seiner Geschäfte | 
Kreditinstitut ist oder ob es nach § 3 verbotene 
Geschäfte betreibt. 

Die Kreditinstitutseigenschaft eines Unternehmens 
kann auch in anderen Verwaltungsbereichen von Be- 
deutung sein, soweit für Kreditinstitute besondere 
öffentlich-rechtliche Pflichten oder Vergünstigungen 
gelten. Nach allgemeinen Verwaltungsgrundsätzen 
könnte die zuständige Verwaltungsbehörde selbst 
hierüber entscheiden. Um die einheitliche Behand- 
lung eines Unternehmens im Hinblick auf seine 
Kreditinstitutseigenschaft sicherzustellen, bestimmt 
Satz 2, daß eine Entscheidung des Bundesaufsichts- 
amtes andere Verwaltungsbehörden bindet Diese 
Wirkung haben nicht nur abstrakte Entscheidungen, 
die die Kreditinstitutseigenschaft nach Satz 1 gene- 
rell feststellen oder verneinen, sondern auch Ent- 
scheidungen, bei denen sie als Vorfrage geprüft 
wurde. i 

Solange das Bundesaufsichtsamt nicht festgestellt 
hat, ob ein Unternehmen diesem Gesetz unterliegt, 
können andere Verwaltungsbehörden über diese 
Frage selbständig befinden. Einer späteren abwei- 
chenden Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 
müssen sie jedoch folgen. 

Zu § 5 

Absatz 1 schreibt die Errichtung des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Kreditwesen vor und regelt 
seine staatsrechtliche Stellung. Da der Entwurf eine 


enge Zusammenarbeit der für die Bankenaufsicht 
zuständigen Behörde mit der Notenbank voraus- 
setzt, die nur bei räumlicher Nähe beider Stellen 
voll wirksam werden kann, muß das Bundesauf- 
sichtsamt seinen Sitz am gleichen Ort haben wie 
die Deutsche Bundesbank. Um auch personell die 
Voraussetzungen für eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit beider Stellen zu schaffen, sieht Absatz 2 
vor, daß der Vorschlag der Bundesregierung zur 
Ernennung des Präsidenten und des Vizepräsiden- 
ten des Bundesaufsichtsamtes mit der Bundesbank 
abzustimmen ist. 

Zu § 6 

Um Funktionsstörungen im Kreditwesen vorzubeu- 
gen, hat das Bundesaufsichtsamt durch eine lau- 
fende Aufsicht dafür zu sorgen, daß die Kredit- 
institute das Gesetz beachten. Es kann diese Auf- 
gabe nur erfüllen, wenn ihm die erforderlichen 
Eingriffsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Ab- 
satz 1 gibt dem Bundesaufsichtsamt mit dieser Ver- 
pflichtung zugleich eine Rechtsgrundlage für ent- 
sprechende Verwaltungsakte. Diese allgemeine Er- 
mächtigung tritt neben die besonderen Ermächti- 
gungen in einzelnen Vorschriften des Entwurfs, so- 
weit sich nicht, wie z. B. bei § 44, aus deren Inhalt 
oder aus den Umständen ergibt, daß die Spezial- 
ermächtigung andere Maßnahmen ausschließen soll. 
Das Aufsichtsamt muß neben der Aufsicht über die 
Einhaltung der einzelnen Vorschriften die all- 
gemeine Entwicklung im Kreditwesen laufend über- 
wachen, um Tendenzen, die dem Gesetzeszweck zu- 
widerlaufen, rechtzeitig erkennen und ihnen ent- 
gegenwirken zu können (Absatz 2). Kann das Bun- 
desaufsichtsamt einen solchen Mißstand nicht durch 
Einwirkung auf die Kreditinstitute oder durch be- 
sondere Anordnungen nach diesem Gesetz ab- 
wenden, so wird es Maßnahmen der Bundesregie- 
rung oder des Gesetzgebers anzuregen haben. 

Zu § 7 

Absatz 1 legt den Grundsatz einer engen Zusam- 
menarbeit zwischen dem Bundesaufsichtsamt und 
der Deutschen Bundesbank als gesetzliche Ver- 
pflichtung fest. Durch Satz 3 wird klargestellt, daß 
die Bundesbank im Rahmen dieser Vorschrift auch 
dem Bundesaufsichtsamt Tatsachen mitteilen kann, 
die sie bei ihren statistischen Erhebungen erfahren 
hat. Im übrigen wird auf V. des Allgemeinen Teils 
Bezug genommen. 

Das Bundesaufsichtsamt soll seine umfangreichen 
Aufgaben nach diesem Gesetz mit einem verhält- 
nismäßig klein gehaltenen Mitarbeiterstab erfüllen 
(vgl. Begründung zu § 49). Absatz 2 gibt ihm des- 
halb die Ermächtigung, für bestimmte Angelegen- 
heiten Hilfsorgane heranzuziehen; ein solcher Auf- 
trag setzt die Bereitschaft zu seiner Übernahme 
voraus. Den Hilfsorganen dürfen lediglich tech- 
nische Aufgaben, vor allem Prüfungen, dagegen 
keine hoheitlichen Funktionen übertragen werden. 
Ais Hilfsorgane kommen vornehmlich Wirtschafts- 
prüfer in Betracht, ebenso die Verbände der Spar- 
kassen und Genossenschaften, deren Mitwirkung 
insbesondere in gutachtlichen Stellungnahmen und 
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in der Vorprüfung von Anzeigen bestehen wird. ■ 
Die Pflicht der Behörden, das Bundesaufsichtsamt | 
im Wege der Amtshilfe bei seiner Tätigkeit zu un- 
terstützen, ergibt sich aus Artikel 35 GG; sie 
brauchte deshalb nicht nochmals ausgesprochen zu 
werden. 

Für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Inhaber 
und Geschäftsleiter von Kreditinstituten ist neben 
der Kenntnis von gerichtlichen Strafverfahren auch 
wichtig zu wissen, ob diese Personen beruflich oder 
privat in Steuerstrafverfahren verwickelt sind oder 
ob im Betrieb des von ihnen geleiteten Kreditinsti- 
tuts durch andere Personen Steuerverfehlungen be- 
gangen worden sind. Bisher stand entsprechenden 
Mitteilungen der Steuerbehörden an die Bankauf- 
sichtsbehörde das Steuergeheimnis des § 22 der 
Reichsabgabenordnung entgegen. Absatz 3 stellt 
klar, daß derartige Mitteilungen befugt sind. 

Zu § 8 

Die mit der Bankenaufsicht befaßten Personen er- | 
langen einen umfassenden Einblick in die inneren j 
Verhältnisse der Kreditinstitute. Um sicherzustel- ' 
len, daß von dieser dienstlich erlangten Kenntnis | 
kein unzulässiger Gebrauch gemacht wird, stellt | 
§ 8 deshalb für die genannten Personen eine 
Schweigepflicht und ein Verwertungsverbot auf, | 
die nach § 51 unter Strafschutz stehen. Die Vor- | 
Schrift schützt nicht nur die Geschäfts- oder Be- 
triebsgeheimnisse des Kreditinstituts, sondern auch 
private Angelegenheiten von Inhabern, Geschäfts- 
leitern oder Bediensteten des Instituts sowie ge- 
schäftliche oder private Geheimnisse der Bank- 
kunden. Die Geheimhaltung muß objektiv im Inter- 
esse des Betroffenen liegen und von diesem auch | 
gewollt sein. Untersagt sind die unbefugte Weiter- 
gabe der geheimzuhaltenden Tatsachen an Dritte 
sowie die Verwertung, die eine Weitergabe an 
Dritte nicht voraussetzt. Die Offenbarung ist befugt, 
wenn sie aus höherwertigen Interessen gerecht- 
fertigt oder geboten ist. — Die Verbote des § 8 
gelten auch für Personen, die durch dienstliche Be- 
richterstattung von den geheimzuhaltenden Tat- I 
Sachen Kenntnis erlangen, insbesondere für An- | 
gehörige übergeordneter Behörden. ' 

Zu § 9 

Wegen der Grundgedanken dieser Vorschrift wird 
auf VI. 1. des Allgemeinen Teils Bezug genommen. 

Bei der Konstruktion der Grundsätze nach Absatz 1 
Satz 2 ist das Bundesaufsichtsamt frei. Die Grund- 
sätze können als Bezugsgröße für das Eigenkapital 
somit entweder Passivposten (z. B. die Gesamtver- 
bindlichkeiten) oder Aktivposten (z. B. gewisse 
Ausleihungen) vorsehen. 

Absatz 2 stellt klar, welche Bilanzposten der Pas- 
sivseite bei den verschiedenen Rechtsformen der 
Kreditinstitute als haftendes Eigenkapital anzu- 
sehen sind. Die Definition knüpft im wesentlichen 
an die bisher geltende Regelung an, klärt aber 
einige in der Praxis aufgetretene Zweifelsfragen. 
Da beim Einzelbankier außergeschäftliche Verbind- 
lichkeiten unmittelbar auch das dem Kreditinstitut 
gewidmete Vermögen berühren können, schreibt 


Nummer l vor, daß ein Schuldenüberhang beim 
freien Vermögen des Inhabers abzusetzen ist; bei 
persönlich haftenden Gesellschaftern von Personen- 
handelsgesellschaften brauchte ein solcher Abzug 
nicht vorgesehen zu werden, da dort der Zugriff 
der Privatgläubiger auf den Geschäftsanteil nur 
durch Pfändung des Auseinandersetzungsanspruchs 
verwirklicht werden kann. Als Sparkasse firmie- 
rende Kreditinstitute werden vereinzelt in der 
Rechtsform von Kapitalgesellschaften betrieben; das 
haftende Eigenkapital dieser Unternehmen berech- 
net sich nach Nummer 2. Unter Nummer 4 fallen 
die öffentlich-rechtlichen Sparkassen sowie die Ver- 
eins- und Stiftungssparkassen, die durch Landes- 
recht als öffentliche Sparkassen anerkannt sind. 

Während bei Einzelbankiers, Personenhandels- 
gesellschaften und Kapitalgesellschaften der im Ge- 
schäftsbetrieb verbleibende Gewinn im Jahresab- 
schluß als Kapital oder Rücklagen ausgewiesen 
wird, sind bei Sparkassen, öffentlich-rechtlichen 
Kreditanstalten und Kreditgenossenschaften bereits 
beschlossene Zuweisungen zu den Rücklagen oder 
den Geschäftsguthaben häufig in der Bilanz noch 
als Reingewinn ausgewiesen. Absatz 3 Satz 1 stellt 
klar, daß dieser Teil des Reingewinns entspre- 
chend seinem wirtschaftlichen Charakter als haf- 
tendes Eigenkapital zu behandeln ist. 

Da Absatz 3 Satz 2 als Rücklagen die von dem 
Kreditinstitut als solche ausgewiesenen Passivpo- 
sten anerkennt, ist es möglich, daß Beträge als 
Rücklagen bezeichnet werden, die noch nicht als Ge- 
winn versteuert sind. Die in ihnen enthaltene, in 
ihrer Höhe ungewisse Steuerschuld verbietet es, 
diese Posten dem haftenden Eigenkapital zuzurech- 
nen. 

Zu § 10 

Auf VI. 1. des Allgemeinen Teils wird Bezug ge- 
nommen. 

Ebenso wie im Falle des § 9 ist das Bundesaufsichts- 
amt auch bei der Ausgestaltung der Liquiditäts- 
grundsätze nicht gebunden. Diese können beispiels- 
weise vorsehen, daß ein bestimmter Hundertsatz 
der Verbindlichkeiten durch liquide Mittel gedeckt 
sein muß oder daß die Anlagen des Kreditinstituts 
in schwer liquidisierbären Werten einen bestimm- 
ten Hundertsatz der Verbindlichkeiten nicht über- 
schreiten dürfen. 

Zu § 11 

Die Vorschrift ist eine Ausgestaltung des in § 10 
Satz 1 ausgesprochenen Prinzips für bestimmte An- 
lagen. Da Grundstücke, Gebäude, Schiffe und Be- 
teiligungen in der Regel schwer verwertbar sind 
und die Mittel, die in solchen Werten angelegt 
werden, infolgedessen einen geringen Liquiditäts- 
grad haben, begrenzt § 11 den zulässigen Gesamt- 
umfang der genannten Anlagen auf die Höhe des 
haftenden Eigenkapitals. 

Die Zweifel, die bisher bei der Anwendung des § 17 
Abs. 2 des geltenden Kreditwesengesetzes aufge- 
treten sind, werden dadurch ausgeräumt, daß nur 
dauernde Anlagen unter die Vorschrift fallen. 
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Daher ist z. B, die vorübergehende Übernahme 
eines Grundstücks zur Rettung eines hypothekarisch 
gesicherten Kredits für die Relation des Satzes 1 
ohne Bedeutung. Sie kann aber eine Daueranlage 
werden, wenn das Kreditinstitut die Absicht einer 
nur vorübergehenden Übernahme ändert. Diese 
Änderung ist zu vermuten, wenn das Kreditinstitut 
solche Grundstücke ohne zwingenden Grund län- 
gere Zeit behält. 

Gebäude sind in der Regel wesentliche Bestandteile 
von Grundstücken und damit durch diesen Begriff 
schon erfaßt. Da sie aber ausnahmsweise auch im 
Verhältnis zu dem Grundstück, auf dem sie errich- 
tet sind, eine selbständige Sache sein können, muß- 
ten sie besonders erwähnt werden. 

Unter die Vorschrift fallen nur solche Schiffe, die im 
Schiffsregister eingetragen sind. 

Die Form der Beteiligung (Übernahme von Anteils- 
papieren oder Eintritt als Gesellschafter) und ihre 
Höhe sind für die Anwendung der Vorschrift zwar 
grundsätzlich ohne Bedeutung. Jedoch wird der Be- 
sitz von Anteilspapieren nur dann als Beteiligung 
angesehen werden können, wenn zusätzliche Um- 
stände, z. B. enge wirtschaftliche Beziehungen, Ver- 
tretung im Aufsichtsrat oder die Höhe des Anteils 
auf den Beteiligungscharakter hindeuten. Die ge- 
setzliche Vermutung in § 131 A. 11. Nr. 6 des Aktien- 
gesetzes kann auch hier zur Auslegung des Begriffs 
„Beteiligung'' herangezogen werden. 

Um im Einzelfall unbillige Härten auszuschließen, 
gibt Satz 2 dem Bundesaufsichtsamt die Befugnis, 
vorübergehende Ausnahmen von der Relation des 
Satzes 1 zuzulassen. Darüber hinaus können Arten 
oder Gruppen von Kreditinstituten nach § 30 Abs. 1 
Nr. 2, einzelne Institute nach § 30 Abs. 2 dauernd 
von § 11 freigestellt werden, wenn das nach der 
Eigenart oder dem Umfang der betriebenen Ge- 
schäfte angezeigt ist. 

Zu § 12 

Wegen der, Zielsetzung der Vorschrift wird auf 
VI. 2. zweiter Absatz des Allgemeinen Teils ver- 
wiesen. 

Der Entwurf bezeichnet Kredite, die 15 v. H. des 
haftenden Eigenkapitals übersteigen, als Groß- 
kredite. Hierbei sind alle Kredite an denselben 
Kreditnehmer zusammenzurechnen. Bürgschaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen für an- 
dere sowie Kredite aus der Diskontierung bundes- 
bankfähiger Wechsel sind nach Absatz 5 bei der 
Errechnung der Großkredite nur zur Hälfte anzu- 
setzen, da ihnen ein geringeres wirtschaftliches 
Risiko innewohnt als anderen Krediten. 

§ 12 verbietet die Gewährung von Großkrediten 
nicht, sucht aber das mit ihnen verbundene erhöhte 
Risiko durch Ordnungsvorschriften zu verringern. 

Die in Absatz 1 vorgeschriebene Anzeige von Groß- 
krediten soll der Bundesbank und dem Bundesauf- 
sichtsamt einen Einblick in die Kreditpolitik und die 
Risikolage der Kreditinstitute vermitteln. Zur Er- 
leichterung der Praxis sind Kredite bis zu 20 000 
Deutsche Mark ganz und Krediterhöhungen dann 
von der Anzeigepflicht freigestellt, wenn die Erhö- 


hung nicht mehr als 20 v. H. des zuletzt angezeigten 
Kreditbetrages ausmacht. Die Anzeigen sind der 
Bundesbank einzureichen, weil diese auf Grund 
ihres eigenen Erkenntnismaterials in der Lage ist, 
die Qualität des Kredits zu beurteilen. Zweifelsfra- 
gen kann die Bundesbank nach § 43 Abs. 3 selbst 
klären. Das Bundesaufsichtsamt kann auf die Wei- 
terleitung bestimmter, nicht aber aller Anzeigen 
verzichten; es wird von dieser Befugnis Gebrauch 
machen, soweit die Anzeigen nur geringere Bedeu- 
tung für die Bankenaufsicht haben. Die jährlichen 
Sammelanzeigen (Satz 4) sollen die Übersicht über 
die Großkredite erleichtern; das Bundesaufsichtsamt 
kann auch anordnen, daß sie der Bundesbank ein- 
zureichen sind. Um zu vermeiden, daß Anzeigen 
ohne jeden bankaufsichtlichen Wert überhaupt er- 
stattet werden müssen, eröffnet § 30 Befreiungs- 
möglichkeiten. 

Da der volle Ausfall eines Großkredits in jedem 
Fall einen beträchtlichen Teil der haftenden Mittel 
aufzehren und somit die Gesundheit des kreditge- 
benden Instituts fühlbar verschlechtern würde, dür- 
fen nach Absatz 2 Großkredite nur unter der Ver- 
antwortung der gesamten Geschäftsleitung gewährt 
werden. Ihnen muß deshalb ein einstimmiger Be- 
schluß sämtlicher Geschäftsleiter zugrunde liegen, 
der grundsätzlich vor der Kreditgewährung zu fas- 
sen ist. Die Nichtbeachtung dieser Vorschrift berührt 
die zivilrechtliche Gültigkeit des Rechtsgeschäftes 
nicht und unterliegt auch keiner unmittelbaren 
öffentlich-rechtlichen Sanktion. Nachhaltige Ver- 
stöße gegen Absatz 2 können aber Anlaß zu Maß- 
nahmen gegen Geschäftsleiter nach § 35 Abs. 2 
geben. 

Die Vorschriften der Absätze 3 und 4, die den An- 
teil der Großkredite am Gesamtkreditvolumen des 
Kreditinstituts sowie die Höhe des einzelnen Groß- 
kredits begrenzen, legen den Grundsatz einer an- 
gemessenen Kreditstreuung ausdrücklich fest. Als 
Sollvorschriften haben sie zwar keine zwingende 
Wirkung, so daß die bezeichneten Grenzen ohne 
unmittelbare Sanktion überschritten werden kön- 
nen. Starre Normen würden den wirtschaftlichen 
Erfordernissen nicht in allen Fällen entsprechen und 
die Möglichkeit von Ausnahmegenehmigungen nötig 
machen. Die Entscheidung über Ausnahmeanträge 
würde aber dem Bundesaufsichtsamt eine Mitver- 
antwortung für geschäftspoiitische Maßnahmen des 
Kreditinstituts aufbürden, die es nicht übernehmen 
kann und die den grundlegenden Absichten des 
Entwurfs zuwiderlaufen würde. Die elastische For- 
mulierung der Absätze 3 und 4 vermeidet diese 
Folge, ohne auszuschließen, daß das Bundesauf- 
sichtsamt in begründeten Fällen Überschreitungen 
der genannten Grenzen aufsichtsmäßig berücksich- 
tigt. Solche Überschreitungen können nämlich auch 
in anderem Zusammenhang erhebliche Bedeutung 
erlangen. Ist z. B. zu entscheiden, ob ein Kredit- 
institut noch die Gewähr für die Sicherheit der ihm 
anvertrauten Vermögenswerte bietet, so werden 
Verletzungen der Grundsätze des § 12 erschwerend 
ins Gewicht fallen. Um den Erfordernissen des Wirt- 
schaftslebens gerecht zu werden, sieht der Entwurf 
in § 30 vor, generelle oder individuelle Freistellun- 
gen von den Absätzen 3 und 4 auszusprechen. Das 
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kann insbesondere Bedeutung haben für Zentral- 
kreditinstitute, für bestimmte öffentlich-rechtliche 
Kreditanstalten, für Kreditgenossenschaften und für 
Institute, die vorwiegend gewisse Import- und Ex- 
portgeschäfte finanzieren. Die in § 19 bezeichneten 
Kredite sind im Falle des Absatzes 3 bei der Be- 
rechnung der Großkredite abzusetzen, nicht aber 
bei der Feststellung des gesamten Kreditvolumens. 
Für die Relation des Absatzes 3 scheiden zugesagte 
Kredite aus, weil sie bilanzmäßig grundsätzlich 
nicht in Erscheinung treten. 

Absatz 6 stellt die Zusage von Kreditrahmenkon- 
tingenten im Teilzahlungsfinanzierungsgeschäft in 
bezug auf die Absätze 1 und 2 der Kreditgewährung 
gleich. Im sogenannten B- und C-Geschäft räumt 
das finanzierende Institut dem Händler Rahmen- 
kontingente ein, innerhalb deren es Teilzahlungs- 
verkäufe des Händlers finanziert. Der Händler muß 
hierbei in der Regel dem Kreditinstiut gegenüber als 
Bürge oder Mitschuldner für die Erfüllung der Kre- 
ditverpflichtungen der Käufer einstehen. Kreditneh- 
mer bleibt rechtlich zwar allein der Käufer. Wirt- 
schaftlich ist jedoch auch der Händler als Kredit- 
nehmer anzusehen, weil seine Bonität für die Ge- 
währung des einzelnen Kaufkredits ebenso maß- 
gebend ist wie die des Käufers, der ohne die Mit- 
haftiing des Händlers den Kredit nicht erlangen 
würde. Diese tatsächliche Stellung des Händlers 
rechtfertigt es, die Zusage von Rahmenkontingen- 
ten im Teilzahlungsgeschäft der Zusage eines Kre- 
dits jedenfalls insoweit gleichzustellen, als die Ein- 
blicksmöglichkeit der Bankaufsichtsorgane und die 
Gesamtverantwortung der Geschäftsleitung in Be- 
tracht kommen. 

Zu § 13 

Die zentrale Erfassung aller Kredite, die eine Mil- 
lion Deutsche Mark übersteigen, in einer Evidenz- 
zentrale ermöglicht es, die mehrfache Verschuldung 
eines Kreditnehmers mit Millionenkrediten festzu- 
stellen. Sie dient dem Interesse der Kreditinstitute 
und dem Interesse der Stellen, die mit der Banken- 
aufsicht befaßt sind, in gleicher Weise. Während 
sie diesen einen zusätzlichen Einblick in die Kredit- 
politik gerade der größeren Kreditinstitute und eine 
Übersicht über die Struktur und die Verteilung der 
Kredite in der gesamten Wirtschaft ermöglicht, er- 
langen die beteiligten Kreditinstitute durch die Be- 
nachrichtigung nach Absatz 2 zusätzliche Angaben 
über die Verschuldung ihrer Kreditnehmer, so daß 
sie deren Angaben über ihre wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse kontrollieren können. Zugleich wirkt die 
Vorschrift sich bei den Kreditnehmern dahin aus, 
daß diese bei Aufnahme von Krediten bereits be- 
stehende Millionenverschuldungen nicht verschwei- 
gen werden. Da bei Konsortial- und Metakrediten 
von über einer Million Deutsche Mark jedes betei- 
ligte Kreditinstitut seinen Anteil melden muß (Ab- 
satz 1 Satz 2), ist sichergestellt, daß auch in Fällen, 
in denen der Anteil des einzelnen Konsorten unter 
einer Million Deutsche Mark liegt, die Verschul- 
dung des Kreditnehmers erfaßt wird. Außerdem 
wird allen beteiligten Kreditinstituten die Verschul- 
dung ihrer Kreditnehmer bekannt, was nicht ge- 
währleistet wäre, wenn die Rückmeldung nur der 


Konsortialführerin zugehen würde. Die Führung der 
Evidenzzentrale bei der Bundesbank hat sich be- 
währt und wird deshalb beibehalten. Die entspre- 
chende Anwendung des § 12 Abs. 1 Satz 3 stellt 
sicher, daß die Kreditanzeigen dem Bundesaufsichts- 
amt in dem für seine Aufgaben notwendigen Um- 
fang zugeleitet werden. Bei der Benachrichtigung 
der beteiligten Kreditinstitute sind Bürgsdiaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen sowie 
das Diskontobligo des Kreditnehmers gesondert auf- 
zuführen, um ein genaueres Bild vom tatsächlichen 
Gewicht der Verschuldung des Kreditnehmers zu 
geben (Absatz 2 Satz 2). 

Zu § 14 

Die Vorschrift soll den Gefahren entgegenwirken, 
die sich bei der Kreditgewährung an eng mit dem 
Kreditinstitut verbundene Personen oder Unter- 
nehmen ergeben können, ohne jedoch derartige 
Kredite zu verbieten. Die Erfordernisse der einstim- 
migen Beschlußfassung sämtlicher Geschäftsleiter 
und der ausdrücklichen Zustimmung des Kontroll- 
organs — ergänzt durch die Anzeigepflicht nach 
§ 15 und die Schadenersatzpflicht nach § 16 — sind 
geeignet, Mißbräuche bei der Gewährung von 
Organkrediten zu verhindern. 

Daß die Kredite an Geschäftsleiter (Absatz 1 Nr. 1) 
unter die Regelung fallen müssen, bedarf keiner 
besonderen Begründung. Nummer 2 erfaßt neben 
den Kommanditisten diejenigen persönlich haften- 
den Gesellschafter von Personenhandelsgesellschaif- 
ten, die von der Geschäftsführung oder Vertre- 
tungsmacht ausgeschlossen sind und deshalb nicht 
unter den Geschäftsleiterbegriff des § 1 Abs. 2 
Satz 1 fallen. Zwar besteht bei ihnen nicht die Ge- 
fahr der Interessenkollision bei der Gewährung 
eines Kredits, ihre Verbindung zur Geschäftsleitung 
ist jedoch in der Regel so eng, daß sachfremde Er- 
wägungen bei der Kreditgewährung nicht aus- 
geschlossen sind. Da die Mitglieder der Kontroll- 
organe die Geschäftsleitung beaufsichtigen und in 
der Regel auch bestellen, ist bei einer Kreditgewäh- 
rung an sie zu besorgen, daß ein Einfluß auf die 
Geschäftsleiter ausgeübt wird, der zur Vernach- 
lässigung der banküblichen Sorgfalt führen kann 
(Nummer 3). Mitglieder von Beiräten und ähnlichen 
freiwilligen Beratungsgremien sind — auch wenn 
diese sich Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat nen- 
nen — in Nummer 3 nicht erfaßt. Leitende Beamte 
und leitende Angestellte haben oft selbst die Be- 
fugnis zur Kreditgewährung, zumindest aber ver- 
hältnismäßig engen Kontakt mit den für die Kredit- 
gewährung zuständigen Geschäftsleitern oder Be- 
diensteten. Auch bei ihnen ist deshalb die Kolli- 
sion eigener Interessen mit denen des Kredit- 
instituts zu befürchten. Für den Begrff des leiten- 
den Beamten und leitenden Angestellten ist die 
Definition in dem korrespondierenden § 80 des 
Aktiengesetzes entsprechend heranzuziehen. Durch 
die Nummern 5 und 6 sollen Umgehungen der vor- 
her genannten Bestimmungen verhindert werden. 
Die Nummern 7 und 8 betreffen Kredite an Unter- 
nehmen, die mit dem Kreditinstitut personell ver- 
flochten sind. Gehört ein Geschäftsleiter eines Kre- 
ditinstituts einem Verwaltungs- oder Kontrollorgan 
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eines andern Unternehmens an, so ist er auch an 
der Entwicklung dieses Unternehmens interessiert. 
Dieses Interesse kann im Einzelfall, z. B. bei einem 
ehrenamtlichen Vorstandsmitglied eines Kredit- 
instituts, das hauptberuflich Vorstandsmitglied 
eines anderen Unternehmens ist, die Sorge für die 
Geschäfte des Kreditinstituts überwiegen. Im Fall 
der Nummer 7 besteht die Verflechtung darin, daß 
ein Geschäftsleiter des Kreditinstituts der Geschäfts- 
leitung oder dem Aufsichtsorgan des Kreditnehmers 
angehört. Dagegen gehört im Fall der Nummer 8 
ein Mitglied der Geschäftsleitung des Kreditneh- 
mers dem Aufsichtsorgan des Kreditinstituts an; 
die Zugehörigkeit zur Geschäftsleitung des Kredit- 
instituts fällt schon unter Nummer 7. Nicht erfaßt 
ist der Fall, daß Kreditinstitut und Kreditnehmer 
lediglich dadurch verbunden sind, daß dieselbe Per- 
son dem Aufsichtsrat oder dem Verwaltungsrat bei- 
der Unternehmen angehört. Hier ist die Gefahr un- 
sachlicher Einflußnahme wegen der weniger engen 
Verbindung zu dem Unternehmen geringer. Der 
Einzelbankier ist in Nummer 7 nicht aufgeführt, da 
bei ihm Geschäftsleiterbeschluß und Zustimmung 
des Aufsichtsorgans nicht in Betracht kommen. In 
Nummer 8 brauchte die Kreditgewährung an einen 
Einzelkaufmann, der dem Kontrollorgan des Kredit- 
instituts angehört, nicht erwähnt zu werden, weil 
sie schon durch Nummer 3 erfaßt ist. 

Satz 2 stellt klar, daß die Gestattung von Entnah- 
men über die laufenden Bezüge hinaus als Kredite 
zu betrachten sind. 

Beherrscht ein Unternehmen wirtschaftlich ein an- 
deres, so bilden trotz rechtlicher Selbständigkeit 
beide Unternehmen wirtschaftlich eine Einheit, nach 
§ 15 Abs. 2 des Aktiengesetzes einen Konzern. Mit- 
glieder der Geschäftsleitung oder des Aufsichts- 
organs oder leitende Bedienstete eines Unterneh- 
mens, das von dem kreditgewährenden Kredit- 
institut abhängt oder es beherrscht, sind deshalb in 
bezug auf eine Kreditgewährung nicht anders zu 
behandeln, als wenn sie ihre Funktion bei dem Kre- 
ditinstitut ausüben würden. Absatz 2 Satz 2 berück- 
sichtigt das wirtschaftliche Übergewicht des herr- 
schenden Unternehmens. 

Das Erfordernis des einstimmigen Geschäftsleiter- 
beschlusses und der Zustimmung des Aufsichts- 
organs, die nicht unbedingt einstimmig sein muß, 
hat nur dann volle Wirkung, wenn die Beschlüsse 
vor der Kreditgewährung gefaßt werden; Absatz 3 
schreibt daher grundsätzlich vorherige Beschluß- 
fassung vor. Bei den Krediten an die in Absatz 1 
Nr. 7 und 8 genannten Unternehmen kann dieser 
Grundsatz nicht immer verwirklicht werden, weil 
diese Kredite im üblichen Geschäftsverkehr gewährt 
werden und die vorherige Herbeiführung der in Ab- 
satz 1 verlangten Beschlüsse mitunter den geord- 
neten Geschäftsablauf stören würde. Satz 4 läßt 
deshalb in diesen Fällen zu, daß bei Eilbedürftigkeit 
des Geschäfts die Beschlüsse unverzüglich nach der 
Kreditgewährung gefaßt werden. Diesem Erforder- 
nis ist genügt, wenn die betreffenden Organe bei 
der nächsten turnusmäßigen Sitzung beschließen. — 
Der Entwurf geht davon aus, daß der Zustimmungs- 
beschluß des Kontrollorgans nach dem Geschäfts- 


leiterbeschluß gefaßt wird; die Zustimmung ist also 
grundsätzlich Genehmigung, nicht Einwilligung. 
Hiervon macht Absatz 3 letzter Satz eine Ausnahme; 
danach sind für die Kreditgewährung insbesondere 
an Personen, die bei dem Kreditinstitut tätig sind, 
Vorratsbeschlüsse des Kontrollorgans zulässig. Es 
würde solche Kredite unnötig erschweren, wenn das 
Kontrollorgan hier in jedem Einzelfall einen Zu- 
stimmungsbeschluß fassen müßte. Um das Kontroll- 
organ laufend an seine Verantwortung auch für der- 
artige Kredite zu erinnern, läßt der Entwurf diese 
Vorratsbeschlüsse jedoch nur für längstens drei 
Monate im voraus zu. 

Bei Verstößen gegen Absätze 1 bis 3 ist das Rechts- 
geschäft nicht unwirksam. Um das Gewicht der Vor- 
schrift zu verstärken, bestimmt jedoch Absatz 4, daß 
der Kredit sofort zurückzuzahlen ist. Durch nachträg- 
liche Beschlußfassung kann die zivilrechtliche Folge 
abgewendet, nicht aber der öffentlich-rechtliche Ver- 
stoß geheilt werden. Bei Krediten an personenver- 
bundene Unternehmen (Absatz 1 Nr. 7 und 8) ent- 
fällt aus Gründen der Verkehrssicherheit die Pflicht 
zur sofortigen Rückzahlung eines unter Verletzung 
der Absätze 1 bis 3 gewährten Kredits. Da es sich 
hier um Kredite im üblichen Geschäftsverkehr han- 
delt, muß sich der Kreditnehmer, der nicht so eng 
mit dem Kreditinstitut verbunden ist wie die in 
Absatz 1 Nr. 1 bis 6 bzw. Absatz 2 genannten Per- 
sonen, darauf verlassen können, daß die internen 
Voraussetzungen für die Kreditgewährung bei dem 
Kreditinstitut erfüllt sind. — Der Pflicht zur Rück- 
zahlung des Kredits entspricht die Verpflichtung des 
Kreditinstituts, einen solchen Kredit zurückzufor- 
dern. 

Zu § 15 

Die Pflicht zur Anzeige größerer Organkredite soll 
zur Erhöhung der Sorgfalt bei der Gewährung sol- 
cher Kredite beitragen und etwaige Mißbräuche auf 
diesem Gebiet erkennbar werden lassen. Nicht alle 
Organkredite sind anzuzeigen; die Anzeigepflicht 
besteht vielmehr nur in einem Teil der Fälle des 
§ 14. — Da ehrenamtliche Geschäftsleiter keine oder 
keine ins Gewicht fallende Vergütung erhalten, 
mußte für sie eine andere Bezugsgröße gefunden 
werden, als der sonst bei Geschäftsleitem vorge- 
sehene Jahresbezug. Nummer 1 macht sie daher nur 
dann anzeigepflichtig, wenn sie Großkredite im 
Sinne des § 12 Abs. 1 sind. Kredite unter 20 000 
Deutsche Mark an ehrenamtliche Geschäftsleiter 
sind daher auch nach § 15 nicht anzuzeigen. Die 
gleiche Grenze gilt nach Nummer 4 auch für Mit- 
glieder des Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats. 
Da die Vergütung der Mitglieder dieser Kontroll- 
organe erheblich geringer ist als die Besoldung der 
Geschäftsleiter, konnte sie für die Meldepflicht 
nicht zugrunde gelegt werden, weil sonst schon ver- 
hältnismäßig kleine Kredite anzuzeigen wären. Die 
zweite Alternative der Nummer 2 berücksichtigt die 
Tatsache, daß Juniorpartner in Personenhandelsge- 
sellschaften häufig nur eine geringe Kapitaleinlage 
haben und ihnen als Entgelt für ihre Arbeitsleistung 
ein vom Ertrag des Kreditinstituts unabhängiges 
Mindesteinkommen gewährleistet wird. Nummer 3 
erweitert den Kreis der in § 14 genannten Kredit- 
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nehmer um den Einzelbankier, für den zwar die nach 
§ 14 vorgesehenen Beschlüsse nicht in Betracht kom- 
men, dessen Entnahmen aber angezeigt werden 
können und sollen. Aus dem gleichen Grunde erfaßt 
Nummer 7, anders als der korrespondierende § 14 
Abs. 1 Nr. 7, den Fall, daß der Inhaber des Kredit- 
instituts Gesellschafter oder gesetzlicher Vertreter 
des kreditnehmenden Unternehmens ist. 

Zu § 16 

Die Vorschrift verstärkt die Wirkung des § 14 und 
dient ferner dem Schutze der Gläubiger des Kredit- 
instituts. Die Haftung 'besteht unabhängig von einer 
Haftung auf Grund besonderer Vorschriften oder auf 
Grund des Gesellschaftsvertrages. Da die Verlet- 
zung der Pflichten nach § 14 häufig nur schwer nach- 
weisbar sein wird, schreibt Absatz 1 zweiter Halb- 
satz entsprechend der Regelung in §84 Abs. 2 Satz 2 
des Aktiengesetzes vor, daß die betroffenen Ge- 
schäftsleiter oder Mitglieder des Kontrollorgans den 
Entlastungsbeweis führen müssen. 

Zu § 17 

§ 17 erhebt in Anknüpfung an § 13 des geltenden 
Gesetzes einen anerkannten bankwirtschaftlichen 
Grundsatz für die Kreditgewährung zur gesetzlichen 
Norm. Die Vorschrift soll sicherstellen, daß die 
Kreditinstitute die Kreditwürdigkeit ihrer Kredit- 
nehmer in ausreichendem Maße an Hand von Unter- 
lagen prüfen. Durch diese gesetzliche Pflicht, die für 
alle Kreditinstitute gilt, soll deren Stellung der 
Kundschaft gegenüber gestärkt und verhindert wer- 
den, daß die Kreditnehmer die Kreditinstitute unter 
Hinweis auf eine großzügigere Handhabung durch 
die Konkurrenz zum Verzicht auf die Prüfung ver- 
anlassen. 

Soweit Kreditnehmer üblicherweise keine Jahres- 
abschlüsse erstellen, können solche auch nicht ver- 
langt werden; das Kreditinstitut muß sich in diesen 
Fällen auf andere Weise Gewißheit über die wirt- 
schaftliche Lage des Kreditnehmers verschaffen. Der 
Ausdruck „Jahresabschlüsse" besagt, daß nicht nur 
der letzte Jahresabschluß vor der Kreditgewährung 
angefordert werden muß, sondern auch die folgenden 
Abschlüsse zu verlangen sind, solange das Kredit- 
verhältnis besteht. Die Vorschrift soll also auch eine 
ordnungsmäßige Kreditüberwachung sichern. 

Zu § 18 

Rechtlich ist die Kreditgewährung ein Darlehns- 
geschäft im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Bankwirtschaftlich fallen unter den Begriff des Kre- 
dits jedoch auch andere Geschäfte, durch die dem 
Kreditnehmer Geld oder geldwerte Mittel im weite- 
ren Sinne zeitweise zur Verfügung gestellt werden. 
Absatz 1 stellt klar, welche Geschäfte im Sinne der 
§§ 12 bis 17 als Kreditgewährung anzusehen sind. 
Die Formulierung „Gelddarlehen aller Art" soll zum 
Ausdruck bringen, daß der Darlehnsbegriff weit zu 
verstehen ist. Er umfaßt auch den Akzeptkredit. Die 
Diskontierung von Wechseln durch Kreditinstitute 
ist rechtlich zwar ein Kaufgeschäft, bankwirtschaft- 
lich jedoch ein Kredit, da der Kunde die Wechsel 
im eigenen Interesse dem Kreditinstitut anbietet. 


um Finanzierungsmittel zu erlangen. Nummer 3 ist 
für solche Institute von Bedeutung, die neben Bank- 
geschäften andere Handelsgeschäfte betreiben. Ge- 
schäftsleiterbeschluß, Anzeigen und Überprüfung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditneh- 
mers sind hier erst in dem Zeitpunkt erforderlich, 
in dem die Forderung über die handelsübliche Frist 
hinaus gestundet wird. Die Übernahme von Bürg- 
schaften, Garantien und sonstigen Gewährleistun- 
gen begründet eine latente Eintrittspflicht des Kre- 
ditinstituts und kann daher der Zusage eines Kre- 
dits gleichgesetzt werden. Das im allgemeinen ge- 
ringere Risiko aus solchen Geschäften ist, soweit 
erforderlich, bei den einzelnen Vorschriften berück- 
sichtigt worden (§ 12 Abs. 5, § 13 Abs. 2 Satz 3). 
Absatz 1 Nr. 5 soll verhindern, daß zur Umgehung 
der §§ 12 bis 17 Kredite in Beteiligungen umgewan- 
delt werden. Die Beteiligung braucht, anders als in 
§ 11, keinen Dauercharakter zu haben. 

Nach Absatz 2 sind mehrere wirtschaftlich eng ver- 
bundene Unternehmen als ein Kreditnehmer im 
Sinne der §§ 12 bis 17 anzusehen. Der Konzern- 
begriff ist dem § 15 des Aktiengesetzes zu ent- 
nehmen. Unter Nummer 2 fallen nicht mehrere Per- 
sonenhandelsgesellschaften, die nur dadurch mit- 
einander verbunden sind, daß dieselbe Person ihnen 
als persönlich haftender Gesellschafter angehört. 
In solchen Fällen kann jedoch ein Konzern be- 
stehen. 

Zu § 19 

Die Bestimmung trifft Ausnahmen für solche Kre- 
dite, auf die die §§ 12 bis 17 nach Sinn und Zweck 
dieser Vorschriften ganz oder teilweise nicht pas- 
sen. Das gilt besonders für Kredite an die öffent- 
liche Hand (Absatz 1 Nr. 1), deren Bonität unter- 
stellt wird und deren Verschuldung auf andere 
Weise leicht festgestellt werden kann, ferner für 
kurzfristige Geldanlagen bei Kreditinstituten (Num- 
mer 2) und den Verkehr mit Wechseln, die am 
Geldmarkt gehandelt werden (Nummer 3). Auch für 
Kredite, die bis auf einen Merkposten abgeschrie- 
ben sind (Nummer 4), haben die genannten Vor- 
schriften keine Bedeutung. 

Absatz 2 sieht eine weitgehende Freistellung des 
auf Grund spezieller Bestimmungen betriebenen 
Realkreditgeschäftes sowie des langfristigen Kom- 
munalkredits vor, da solche Kredite durch die be- 
sondere Art ihrer Besicherung nur mit einem ge- 
ringen Risiko behaftet sind. Dieser Gesichtspunkt 
rechtfertigt es aber nicht, die Freistellung auch auf 
derartige Kredite an Personen, die mit dem Kredit- 
institut besonders eng verbunden sind (§ 14 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 und Abs. 2, § 15 Nr. 1 bis 6 sowie 8), 
zu erstrecken; denn nach dem Sinn der genannten 
Vorschriften kommt es nicht darauf an, ob die 
langfristigen Kredite im Rahmen bestimmter ge- 
setzlicher oder satzungsmäßiger Grenzen gewährt 
werden. Soweit andere als die in Absatz 2 ge- 
nannten Kreditinstitute langfristige Realkredite 
gewähren, die sich tatsächlich in den in Absatz 2 
vorgesehenen Grenzen halten, fallen sie nicht unter 
die Befreiung; denn mangels besonderer Bestim- 
mungen und Aufsichtsstellen ist bei diesen Kredit- 
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Instituten nicht gewährleistet, daß sie bei der Kre- 
ditgewährung allgemein die Prinzipen einhalten, 
die in den in Absatz 2 genannten Bestimmungen 
niedergelegt sind. 

Da die in Absatz 2 bezeichneten Kredite in der 
Evidenzzentrale nicht erfaßt werden, müssen von 
§ 13 auch diejenigen Kredite von Versicherungs- 
unternehmen freigestellt werden, die ihnen im Hin- 
blick auf die Besicherung gleichstehen (Absatz 3). 
Absatz 4 stellt Kredite, deren Risiko durch den Bund 
oder die Länder mitgetragen wird, von den Vor- 
schriften des § 12 frei. Die Freistellung reicht aller- 
dings nur so weit wie die Bürgschaft oder sonstige 
Sicherung. 

Zu § 20 

Auf VL 3. des Allgemeinen Teils wird Bezug ge- 
nommen, Der Entwurf erkennt unter Verzicht auf 
eine materielle Definition eine Einlage als Spar- 
einlage an, wenn sie von dem Kreditinstitut als 
solche gekennzeichnet ist (Absatz 1), schreibt aber 
vor, daß die Kreditinstitute nur bestimmte Gelder 
als Spareinlagen annehmen dürfen (Absatz 2). Der 
Einleger soll sich darauf verlassen können, daß 
ein als Spareinlage gekennzeichnetes Guthaben in 
jedem Falle als Spareinlage behandelt wird. 

Die an die Kreditinstitute gerichteten Ordnungs- 
vorschriften des Absatzes 2 sollen von den Spar- 
konten Gelder fernhalten, bei denen nicht zu er- 
warten ist, daß sie dem Kreditinstitut auf längere, 
unbestimmte Zeit zur Verfügung stehen. Absatz 2 
Satz 3 soll verhindern, 'daß Geldbeträge auf Spar- 
konten als Festgelder angelegt werden; die An- 
sammlung von Spargeldern für einen zeitlich fest- 
stehenden Verwendungszweck wird hierdurch nicht 
berührt. Geschäftsgelder und Gelder des Zahlungs- 
verkehrs gehören ihrem Wesen nach nicht aut 
Sparkonten. Vor allem bei Wirtschaftsunternehmen, 
aber auch bei den meisten der auf andere Ziele ge- 
richteten juristischen Personen ist im allgemeinen 
davon auszugehen, daß ihre Geldmittel im Ge- 
schäftsbetrieb oder im Zahlungsverkehr verwendet 
werden. Absatz 3 verlangt daher für Spareinlagen 
von juristischen Personen und Personenhandelsge- 
sellschaften den Nachweis, daß diese Gelder zur An- 
sammlung oder Anlage von Vermögen bestimmt 
sind. Ein solcher Verwendungszweck wird zum Bei- 
spiel bei Pensionsfonds von Wirtschaftsunterneh- 
men und bei echten Rücklagen der Kommunen gege- 
ben sein. Da er bei Geldern gemeinnütziger, mild- 
tätiger und kirchlicher Einrichtungen in der Regel 
anzunehmen ist, befreit Absatz 3 Satz 2 derartige 
Einrichtungen von der Nachweispflicht. Die Be- 
griffe gemeinnützig, mildtätig und kirchlich verste- 
hen sich im Sinne der §§ 17 bis 19 des Steueranpas- 
sungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 925) — in der Fassung der späteren Ände- 
rungen — sowie der Gemeinnützigkeits-Verord- 
nung vom 24. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1592). Die Ansammlung von Beträgen zur Erneu- 
erung von Wirtschaftsgütern dient einem Ge- 
schäftszweck, so daß solche Gelder nicht als Spar- 
einlagen angenommen werden dürfen. Es wurde da- 
von abgesehen, die Nachweispflicht des Absatzes 3 
auf Einzelkaufleute und Einzelgewerbetreibende 


auszudehnen, weil bei diesen natürlichen Personen 
echte Sparvorgänge häufiger stattfinden als bei 
Wirtsdiaftsunternehmen in Gesellschaftsform. 

Die Abgrenzung der Spareinlagen von sonstigen 
Einlagen wird in Absatz 4 durch besondere Vor- 
schriften verstärkt, die die Verwendung von Spar- 
geldern für Zwecke des Zahlungsverkehrs er- 
schweren sollen. Diesem Ziel dienen insbesondere 
das Verbot an die Kreditinstitute, Verfügungen 
über Spareinlagen durch Scheck oder Überweisung 
zuzulassen, sowie das Gebot, bei jeder Verfügung 
die Vorlage der Urkunde zu verlangen, Umgehun- 
gen der Vorlegungspflicht sollen dadurch verhindert 
werden, daß die Urkunde grundsätzlich nicht bei 
dem Kreditinstitut hinterlegt werden darf. Verstöße 
gegen Absatz 4 Satz 1 und 3 stehen unter der Buß- 
gelddrohung des § 52 Abs. 1 Nr. 4. 

Zu § 21 

Der Entwurf läßt zwei Typen von Spareinlagen zu, 
Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist und 
Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist. 
Absatz 1 Satz 2 enthält eine notwendige Durch- 
brechung der gesetzlichen Kündigungsfrist. Sparer, 
die nur kleinere Beträge zurücklegen können, 
haben eine verständliche Scheu, sich bei der Anlage 
ihrer Spargelder länger zu binden, weil sonst im 
Notfall die gerade hierfür zurückgelegten . Mittel 
nicht sofort verfügbar sind. Eine Entwertung des 
Begriffes der Spareinlage ist von dieser Durchbre- 
chung der gesetzlichen Kündigungsfrist nicht zu 
befürchten, da trotz der Möglichkeit der sofortigen 
Abhebung die Masse dieser Spargelder erfahrungs- 
gemäß längere Zeit auf dem Sparkonto belassen 
wird. Absatz 1 schafft unmittelbar geltendes mate- 
rielles Recht zwischen Kreditinstitut und Sparer. 
Der im Wesen der Spareinlage begründeten Tat- 
sache, daß sie unabhängig von einer verhältnis- 
mäßig kurzen Kündigungsfrist im allgemeinen für 
längere Zeit stehenbleibt, würde eine Vielzahl von 
Spareinlagentypen mit verschiedenen Kündigungs- 
fristen widersprechen. Um die Möglichkeit offenzu- 
halten, die Sparer durch eine höhere Verzinsung 
zur längerfristigen Bindung ihrer Spareinlagen zu 
veranlassen, läßt Absatz 2 die Vereinbarung einer 
längeren als der gesetzlichen Kündigungsfrist zu. 
Da die vereinbarte Kündigungsfrist mindestens ein 
Jahr betragen muß und die Kündigung frühestens 
sechs Monate nach der Einzahlung ausgesprochen 
werden kann, ist sichergestellt, daß nur solche Gel- 
der in den Genuß einer höheren Verzinsung kom- 
men, die dem Kreditinstitut mit Sicherheit länger 
zur Verfügung stehen. 

Um die Abgrenzung der Spareinlagen von anderen 
Einlagearten zu verstärken, soll Absatz 3 ver- 
hindern, daß die strengen Vorschriften für Spar- 
einlagen durch vorzeitige Rückzahlung umgangen 
werden. Ein Verstoß gegen Absatz 3 ist eine Ord- 
nungswidrigkeit nach § 52 Abs. 1 Nr. 4. Absatz 4 
soll die ausreichende Unterrichtung der Sparer über 
den Sparzins sichern. 

Zu § 22 

Die grundsätzlichen Probleme der Vorschrift sind 
unter VL 4. des Allgemeinen Teils dargestellt. 
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Die Zielsetzung, die mit der Zins- und Provisions- 
regelung verfolgt werden soll, ist gesamtwirtschaft- 
licher Natur. Das gesamtwirtschaftliche Interesse 
stellt sich konkret als die Notwendigkeit dar, eine 
gleichgewichtige Wirtschaftsentwicklung zu fördern. 
Diese wird im wesentlichen gekennzeichnet durch 
einen möglichst hohen Beschäftigungsgrad bei län- 
gerfristig stabilem Preisniveau und ausgeglichener I 
Zahlungsbilanz. Die Zinspolitik im Kreditwesen 
soll also den Ausgleich von Angebot und Nachfrage 
auf den Kreditmärkten anstreben und auf diese 
Weise dazu beitragen, die wirtschaftliche Entwick- 
lung im Gleichgewicht zu halten, 

Anordnungen über die Konditionen der Kredit- 
institute haben generellen Charakter. Sie sollen all- 
gemein für das Kreditgewerbe gelten, auch für die- j 
jenigen Kreditinstitute, die erst nach Erlaß der An- I 
Ordnungen errichtet werden. Darüber hinaus haben 
sie erhebliche wirtschaftliche Auswirkungen auch 
auf die Kundschaft der Kreditinstitute. Aus rechts- 
politischen Gründen ist daher eine Konditionenre- 
gelung im Wege der Rechts Verordnung der bisher 
üblichen Allgemeinverfügung vorzuziehen. Die An- 
ordnungen über die Werbung der Kreditinstitute 
nach Absatz 2 ergehen dagegen als Verwaltungs- 
akte, weil sie sich auch an ein einzelnes Kreditin- 
stitut richten können und, soweit sie sich an alle 
Kreditinstitute richten, sich nicht wesentlich auf 
deren Kundschaft auswirken. 

Der mit der Konditionenregelung verfolgte Zweck 
erfordert nicht, in die Gestaltung der Rechtsge- 
schäfte unmittelbar einzugreifen. 

Absatz 1 sieht deshalb nur Ordnungsvorschriften 
„für die Kreditinstitute" vor, so daß Verstöße die 
Wirksamkeit des Rechtsgeschäftes nicht berühren. Zu- 
ständig für den Erlaß der Rechtsverordnungen über 
die Konditionen ist der Bundeswirtschaftsminister 
im Einvernehmen mit dem Bundesfinanzminister 
und im Benehmen mit der Bundesbank. Die Mitwir- 
kung des Bundesfinanzministers trägt dem finanz- 
politischen Interesse an der Festsetzung der Bank- 
zinsen Rechnung. Auch die Bundesbank hat ein be- 
rechtigtes Interesse an der Konditionenregelung, da 
diese mit dazu dienen soll, ihre kreditpolitischen 
Maßnahmen zu unterstützen. Sie muß deshalb bei 
Anordnungen über die Konditionen möglichst weit- 
gehend beteiligt werden. Verfassungsrechtliche 
Gründe verbieten es jedoch, diese Rechtsverord- 
nungen des Bundeswirtschaftsministers von dem 
Einvernehmen der Bundesbank abhängig zu 
machen. Nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG kann 
der Bundesbank ein selbständiges Verordnungs- 
recht über die Konditionen nicht eingeräumt wer- - 
den. Dem eigenen Erlaß von Rechtsverordnungen 
steht die Mitwirkung im Wege des Einvernehmens 
gleich, weil die Stelle, an deren Einvernehmen der 
Erlaß der Verordnung gebunden ist, ihr Zustande- 
kommen verhindern und dadurch auch ihren Inhalt 
wesentlich beeinflussen kann. Der Entwurf kann 
deshalb nur ein Benehmen des Bundeswirtschafts- 
ministers mit der Bundesbank vorsehen. 

Um die besonderen Kenntnisse und Erfahrungen 
des Bundesaufsichtsamtes auch bei der Konditionen- 
regelung voll wirksam werden zu lassen und den 


Erlaß der Anordnungen zu beschleunigen, sieht 
der Entwurf vor, daß der Bundeswirtschaftsminister 
seine Verordnungsermächtigung auf das Bundes- 
aufsichtsamt übertragen kann. Diese Delegation, die 
nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 4 GG einer Rechtsver- 
ordnung bedarf, ergeht im Einvernehmen mit dem 
Bundesfinanzminister. Dabei muß das Bundesauf- 

I sichtsamt an das Einvernehmen der Bundesbank ge- 
bunden werden; seine Rechtsverordnungen bedür- 
fen dagegen nicht des Einvernehmens mit dem 
Bundesfinanzminister. Da Artikel 80 GG den Kreis 
der Stellen nicht beschränkt, auf die eine Rechtsver- 
ordnungsermächtigung delegiert werden kann, ist 
in diesem Fall die Einschaltung der Bundesbank im 
Wege des Einvernehmens möglich. 

i 

I Zu § 23 

Eine wirksame Überwachung des Kreditgewerbes 
setzt voraus, daß dem Bundesaufsichtsamt und der 
Bundesbank wesentliche organisatorische Verän- 
derungen bei den Kreditinstituten bekanntwerden. 
Diesem Zweck dienen die Anzeigepflichten des § 23. 
Der Begriff der dauernden Beteiligung (Absatz 1 
Nr. 3) deckt sich mit dem der dauernden Anlage 
in Beteiligungen in § 11. Bei der Änderung der 
Rechtsform eines Unternehmens ist in der Regel 
eine neue Erlaubnis erforderlich, so daß das Bun- 
desaufsichtsamt den Tatbestand kennt. Unter Ab- 
satz 1 Nr. 4 fallen z. B. das Ausscheiden des ein- 
zigen Kommanditisten und, da der Kommanditist 
keiner Erlaubnis nach § 31 bedarf, die Aufnahme 
eines Kommanditisten durch eine Einzelfirma oder 
eine Offene Handelsgesellschaft, 

Von den Anzeigepflichten nach Absatz 1 Nr. 1 bis 
5 kann allgemein für Arten und Gruppen von Kre- 
ditinstituten sowie für einzelne Kreditinstitute Be- 
freiung erteilt werden (§ 30 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2). 

Zu § 24 

Die Monatsausweise sollen dem Bundesaufsichts- 
amt und der Bundesbank einen laufenden Einblick 
in die geschäftliche Entwicklung der Kreditinstitute 
verschaffen und diese Stellen dadurch in die Lage 
versetzen, Schwierigkeiten bei einzelnen Instituten 
rechtzeitig zu erkennen. Um eine Doppelbelastung 
der Kreditinstitute und der Bundesbank durch die 
Einreichung von Monatsausweisen und zusätzlich 
von Meldungen für monatliche Bilanzstatistiken 
nach § 18 des Bundesbankgesetzes zu vermeiden, 
werden diese Meldungen als Monatsausweise an- 
gesehen. Die Weiterleitungspflicht nach Absatz 2 
und die Bußgelddrohung nach § 52 Abs. 1 Nr. 3 
gelten dementsprechend auch für die Angaben zu 
solchen Bilanzstatistiken. Befreiungen, die bei die- 
ser Vorschrift vor allem für die kleineren Institute 
erforderlich sein werden, sind nach § 30 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 möglich. 

Zu § 25 

Daß die Kreditinstitute den Aufsichtsinstanzen ihren 
Jahresabschluß und den Prüfungsbericht als wich- 
tigste Erkenntnisquellen für ihre wirtschaftliche Lage 
einzureichen haben, bedarf keiner weiteren Begrün- 
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düng. Der Jahresabschluß muß vorher festgestellt 
sein. Feststellung bedeutet hier Genehmigung durch 
das zuständige Organ oder die sonst für die Geneh- 
migung zuständige Stelle; soweit es einer Genehmi- 
gung nicht bedarf, liegt die Feststellung darin, daß 
der Inhaber oder die Geschäftsleiter des Kredit- 
instituts den geprüften Jahresabschluß billigen. Als 
Erläuterung des Jahresabschlusses (Satz 1 zweiter 
Halbsatz) sind in der Regel die Angaben in der 
üblichen Anlage zur Jahresbilanz anzusehen. Von 
der Einreichung des Prüfungsberichts sind die Kre- 
ditgenossenschaften — soweit ihr Jahresabschluß 
nach § 26 überhaupt zu prüfen ist — und die Spar- 
kassen freigestellt. Da die Kreditgenossenschaften 
von staatlich beaufsichtigten Prüfungsverbänden, 
die Sparkassen von Prüfungsstellen im Auftrag der 
Sparkassenaufsichtsbehörde geprüft werden, ist 
hier davon auszugehen, daß besonderen Feststellun- 
gen bereits durch diese Prüfungsorgane nachgegan- 
gen wird. Die Bearbeitung aller dieser Prüfungs- 
berichte würde bei der großen Zahl der Kredit- 
genossenschaften und Sparkassen das Bundesauf- 
sichtsamt und die Bundesbank mit einer umfang- 
reichen und im wesentlichen unnötigen Arbeit 
belasten. Von dem Recht, die Prüfungsberichte der 
genannten Institute im Einzelfalle oder laufend 
anzufordern, werden die Aufsichtsstellen vor allem 
bei den größeren Instituten Gebrauch machen, ferner 
bei solchen, die Anlaß zu besonderer Beobachtung 
gegeben haben. 

Zu § 26 

Die Pflicht zur Prüfung des Jahresabschlusses der 
Kreditinstitute ist zur Zeit in verschiedenen Vor- 
schriften geregelt, insbesondere im Aktiengesetz 
und in der Prüfungspflichtverordnung vom 7. Juli 
1937 (RGBl. I S. 763). § 26 schreibt nunmehr die 
Abschlußprüfung einheitlich für alle Kreditinstitute 
vor. Die Prüfung ist vor der Feststellung (vgl. hier- 
zu Begründung zu § 25) vorzunehmen. Die in Ab- 
satz 1 Satz 2 vorgesehenen fünf Monate sind die 
äußerste Frist für die Aufstellung und Prüfung des 
Jahresabschlusses; sie gilt für alle Kreditinstitute 
einheitlich. Kürzere Fristen in anderen Bestimmun- 
gen bleiben unberührt. Kreditgenossenschaften mit 
einer relativ niedrigen Bilanzsumme unterliegen aus 
verwaltungsökonomischen Gründen nicht der Prü- 
fungspflicht nach diesem Gesetz (Absatz 1 Satz 3). 
Die Prüfungspflicht nach dem Genossenschafts- 
gesetz wird hierdurch nicht berührt. 

Die Einzelheiten der Abschlußprüfung richten sich 
nach den Vorschriften für die jeweiligen Rechts- 
formen der Kreditinstitute. Soweit solche Vorschrif- 
ten nicht bestehen, sind nach Absatz 2 die entspre- 
chenden aktienrechtlichen Vorschriften sinngemäß 
anzuwenden. Für diese Fälle stellt Satz 2 klar, 
welche Stellen für die Wahl des Prüfers zuständig 
sind. Bestellt wird der Prüfer von den zur Vertre- 
tung befugten Personen. 

Nach Absatz 3 gelten für die Prüfung des Jahres- 
abschlusses von Kreditgenossenschaften sinngemäß 
die einschlägigen Vorschriften des Genossenschafts- 
gesetzes über die genossenschaftliche Prüfung. Die 
sinngemäße Anwendung einiger Vorschriften des 


Aktiengesetzes ist vorgesehen, weil das Genossen- 
schaftsgesetz keine entsprechenden Bestimmungen 
enthält. 

Zu § 27 

Wegen der großen Bedeutung, die eine ordnungs- 
mäßige und rechtzeitige Abschlußprüfung für die 
Bankenaufsicht hat, gibt die Vorschrift dem Bundes- 
aufsichtsamt die Befugnis, unter bestimmten Vor- 
aussetzungen von dem Kreditinstitut die Bestellung 
eines anderen als des von dem Institut bestellten 
Prüfers zu verlangen oder beim Gericht die Bestel- 
lung eines Prüfers zu beantragen. Bei Kreditgenos- 
senschaften und Sparkassen bedarf es der Anzeige 
des Prüfers nach Absatz 1 Satz 1 nicht, weil diese 
Kreditinstitute kraft Gesetzes oder behördlicher An- 
ordnung einem Prüfungsverband angeschlossen sind. 
Deshalb entfällt hier auch die Möglichkeit, die Be- 
stellung eines anderen Prüfers zu verlangen oder 
einen Prüfer von dem Gericht bestellen zu lassen. 

Zu § 28 

Absatz 1 schafft eine Kontrolle für die Erfüllung 
wichtiger Anzeigepflichten. Da nach § 26 Abs. 1 Kre- 
ditgenossenschaften mit einer Bilanzsumme bis zu 
fünf Millionen Deutsche Mark der Pflicht zur Ab- 
schlußprüfung nicht unterliegen, schreibt § 28 diese 
Kontrolle auch für die genossenschaftliche Prüfung 
nach § 53 des Genossenschaftsgesetzes vor, die un- 
abhängig vom Bilanzvolumen stattfindet. 

Zu §29 

Die Vorschrift soll zum Schutz der Depotkunden 
sicherstellen, daß die Kreditinstitute die Vorschrif- 
ten über die Depothaltung beachten. Absatz 2 Satz 1 
ermächtigt das Bundesaufsichtsamt, die Einzelheiten 
der Depotprüfung zu regeln. Die Regelung wird für 
den Prüfer dadurch verbindlich, daß sie zum Be- 
standteil des Bestellungsaktes gemacht wird. Die 
Bestellung des Depotprüfers durch das Bundesauf- 
sichtsamt oder eine von diesem beauftragte andere 
Stelle begründet ein zivilrechtliches Rechtsverhält- 
nis zwischen dem Depotprüfer und dem Kredit- 
institut. 

Zu § 30 

Die Bedeutung einzelner Vorschriften im Zweiten 
Abschnitt des Gesetzes kann sich im Laufe der Zeit 
durch die wirtschaftliche Weiterentwicklung oder 
durch neue aufsichtsmäßige Erkenntnisse wandeln. 
Bei der vielgestaltigen Struktur des deutschen Kre- 
ditgewerbes muß ferner damit gerechnet werden, 
daß bestimmte Vorschriften auf einzelne Kreditinsti- 
tute oder auf Arten oder Gruppen von Kreditinsti- 
tuten nicht oder nicht uneingeschränkt anwendbar 
sind. Es liegt daher im Interesse sowohl der Auf- 
sichtsinstanzen als auch der Kreditinstitute, daß die 
Ordnungsgrundsätze elastisch gehandhabt werden 
können. Diesem Ziel dient § 30, der Ausnahmen von 
einer Reihe von Vorschriften des Zweiten Ab- 
schnitts ermöglicht. Für einzelne Kreditinstitute 
kann das Bundesaufsichtsamt Befreiung gewähren, 
während für die Freistellung aller Kreditinstitute 
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oder von Arten und Gruppen von Kreditinstituten 
eine Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Wirtschaft erforderlich ist. 

Zu§ 31 

Wegen der Zielsetzung der Vorschrift wird auf VII. 
1. Bezug genommen. 

Die Fassung „Wer . . . betreiben will" bringt zum 
Ausdruck, daß die Erlaubnis vor Aufnahme des 
Geschäftsbetriebes vorliegen muß. Bei Unterneh- 
men, die bereits Bankgeschäfte betreiben, aber nicht 
in dem in § 1 Abs. 1 vorausgesetzten Umfang, ist 
die Erlaubnis in dem Zeitpunkt erforderlich, in dem 
der in § 1 Abs. 1 genannte Umfang des Geschäfts 
erreicht wird. 

Erlaubnisträger sind bei Einzelfirmen der Inhaber, 
bei Personenhandelsgesellschaften die einzelnen 
persönlich haftenden Gesellschafter, nicht die Ge- 
sellschaft. Ein neu eintretender persönlich haften- 
der Gesellschafter bedarf somit der Erlaubnis, auch 
wenn er von der Geschäftsführung ausgeschlossen 
ist. Bei Kreditinstituten in der Rechtsform einer ju- 
ristischen Person ist diese Träger der Erlaubnis. Die 
Schriftform der Erlaubnis ist Wirksamkeitsvoraus- 
setzung; sie dient der Rechtssicherheit. 

Die Beschränkung der Erlaubnis auf einzelne Bank- 
geschäfte (Absatz 2 Satz 1) ist nicht nur dann mög- 
lich, wenn der Antrag von vornherein beschränkt 
war, sondern auch, wenn eine Vollkonzession be- 
gehrt wurde. Eine solche Teilablehnung kann je- 
doch nur auf die Ablehnungsgründe des § 32 ge- 
stützt werden. Auflagen nach Absatz 2 Satz 2 müs- 
sen eine Rechtsgrundlage in diesem Gesetz haben. 

Zu §32 

Die Vorschrift zählt die Tatsachen erschöpfend auf, 
die dem Bundesaufsichtsamt das Recht geben, eine 
beantragte Erlaubnis zu versagen. Liegen die in ihr 
genannten Versagungsgründe nicht vor, so hat der 
Antragsteller einen Rechtsanspruch auf Erteilung 
der Erlaubnis. Das Bundesaufsichtsamt muß einen 
Antrag - nicht zurückweisen, wenn Versagungs- 
gründe vorliegen, sondern kann in besonderen 
Fällen, gegebenenfalls unter Auflagen, nach sei- 
nem pflichtgemäßen Ermessen die Erlaubnis den- 
noch erteilen. 

Zur Eröffnung eines Kreditinstituts sind angemes- 
sene eigene Mittel erforderlich, die im Inland ver- 
fügbar sein müssen. Die unterschiedlichen Verhält- 
nisse im Kreditgewerbe machen es unmöglich, ein 
Mindestkapital einheitlich vorzuschreiben. Es muß 
daher der Praxis der Bankenaufsicht überlassen 
bleiben, Grundsätze für die Anfangskapitalausstat- 
tung in den einzelnen Zweigen des Kreditgewerbes 
herauszubilden. 

Da die Kreditinstitute vornehmlich mit fremden 
Geldern arbeiten, müssen die leitenden Personen 
zuverlässig und für die Leitung eines Kreditinsti- 
tuts fachlich geeignet sein. Die persönliche Zuver- 
lässigkeit ist in der Regel zu verneinen, wenn der 
Inhaber oder Geschäftsleiter Vermögensdelikte be- 
gangen, gegen gesetzliche Ordnungsvorschriften für 
den Betrieb eines Unternehmens nachhaltig versto- 
ßen oder in seinem privaten oder geschäftlichen 


Verhalten gezeigt hat, daß von ihm eine solide Ge- 
schäftsführung nicht erwartet werden kann. Die 
persönliche Zuverlässigkeit wird auch von denje- 
nigen Erlaubnisträgern verlangt, die nicht Ge- 
schäftsleiter sind und deren fachliche Eignung nach 
Absatz 1 Nr. 3 deshalb nicht zu prüfen ist, z. B. von 
persönlich haftenden Gesellschaftern einer Perso- 
nenhandelsgesellschaft, die von der Geschäftsfüh- 
rung oder der Vertretungsmacht ausgeschlossen 
sind. Die hohe Vertrauensempfindlichkeit des Kre- 
ditgewerbes verbietet es, daß Personen zum Betrieb 
von Bankgeschäften zugelassen werden, deren Per- 
sönlichkeit ein solches Vertrauen nicht rechtfertigt. 
Abschließende gesetzliche Anforderungen an die 
fachliche Eignung verbieten sich wegen der erheb- 
lichen Unterschiede in Größe und Geschäftsart der 
einzelnen Kreditinstitute. Um dem Berufsbewerber 
jedoch eine gewisse Sicherheit zu geben, unter 
welchen Voraussetzungen er mit der Erteilung der 
Erlaubnis rechnen kann, sagt Absatz 2, wann die 
fachliche Eignung im Regelfälle anzunehmen ist. Da 
die Bestimmung Ausnahmen zuläßt, kann das Bun- 
desaufsichtsamt im Einzelfall eine beantragte Er- 
laubnis versagen, obwohl ein Inhaber oder Ge- 
schäftsleiter eine dreijährige leitende Tätigkeit bei 
einem vergleichbaren Kreditinstitut nachweist. 
Sonst müßte es beispielsweise ein Kreditinstitut zu- 
lassen, dessen Inhaber zwar längere Zeit bei einem 
anderen Kreditinstitut als Geschäftsleiter tätig war, 
aber möglicherweise sogar auf Betreiben des Bun- 
desaufsichtsamtes wegen mangelnder Eignung nach 
§ 35 aus dieser Stellung entfernt worden ist. Fer- 
ner könnte das Bundesaufsichtsamt — wenn Ab- 
satz 2 keine Ausnahmen zuließe — die Erlaubnis 
wegen fehlender Eignung eines Geschäftsleiters 
nicht mehr zurücknehmen (§ 34 Abs. 2 Nr. 3) und 
auch nicht dessen Abberufung verlangen oder ihm 
die Ausübung seiner Tätigkeit untersagen (§ 35 
Abs. 1), wenn sich nach mehr als dreijähriger Tätig- 
keit als Geschäftsleiter seine mangelnde Eignung 
herausstellt. — Fehlt dem Inhaber oder einem „ge- 
borenen" Geschäftsleiter die fachliche Eignung für 
die Leitung des Kreditinstituts, so kann dieser Man- 
gel in Ausnahmefällen dadurch behoben werden, 
daß ein „gekorener" Geschäftsleiter nach § 1 Abs. 2 
Satz 2 oder 3 anerkannt wird. Diese Anerkennung 
liegt allerdings im Ermessen des Bundesaufsichts- 
amtes (vgl. die Begründung zu § 1), so daß kein 
Rechtsanspruch auf Zulassung eines Kreditinstituts 
besteht, das durch einen „gekorenen" Geschäfts- 
leiter geführt werden soll. Andererseits gestattet 
der dem Bundesaufsichtsamt eingeräumte Ermes- 
sensspielraum, in besonderen Fällen ein Kreditinsti- 
tut zuzulassen, dessen „geborene" Geschäftsleiter 
nicht alle fachlich geeignet sind und für das kein Ge- 
schäftsleiter nach § 1 Abs. 2 Satz 2 anerkannt wird. 
Betreibt z. B. ein Unternehmen, das mehrere Ge- 
schäftsleiter hat, neben Bankgeschäften noch andere 
Handelsgeschäfte, so wird es häufig unbillig sein, 
von allen Geschäftsleitern die fachliche Eignung zur 
Leitung des Kreditinstituts zu fordern. Die nicht qua- 
lifizierten Personen bleiben jedoch Geschäftsleiter 
und müssen daher insbesondere in den Fällen mit- 
wirken, in denen das Gesetz einstimmige Geschäfts- 
leiterbeschlüsse verlangt. 
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Zu § 33 j 

Nach § 45 der Gewerbeordnung kann ein stehendes 
Gewerbe durch einen qualifizierten Stellvertreter 
ausgeübt werden. Absatz 1 schließt diese Möglich- 
keit für das Kreditgewerbe aus, um sicherzustellen, 
daß grundsätzlich nur solche Personen dem Bundes- 
aufsichtsamt gegenüber für die Leitung des Kredit- 
instituts verantwortlich sind, die betriebsintern die 
erforderliche Unabhängigkeit besitzen. Ausnahmen 
von diesem Grundsatz läßt der Entwurf nur in be- 
sonderen Fällen zu (Absatz 2, § 1 Abs. 2 Satz 2 
und 3). 

Da die Erlaubnis bestimmten Personen erteilt wird, 
erlischt sie, wenn Erlaubnisträger natürliche Perso- 
nen sind, mit deren Tod. Die Sdiließung des Kredit- 
instituts würde in einem solchen Fall oft weder den 
Interessen der Kunden noch denen der Erben die- 
nen. Absatz 2 ermöglicht es daher, das Kreditinsti- 
tut ohne Erlaubnis für eine begrenzte Zeit durch 
einen qualifizierten Stellvertreter fortzuführen. Den 
Erben wird dadurch die Möglichkeit gegeben, sich 
ohne Zeitdruck über die Weiterführung des Kredit- 
instituts schlüssig zu werden. Die Bestellung eines 
Stellvertreters ist nicht erforderlich, wenn das Kre- 
ditinstitut ordnungsgemäß weitergeführt werden 
kann, z, B. beim Tode nur eines von mehreren per- 
sönlich haftenden Gesellschaftern. Da der Stellver- 
treter als Geschäftsleiter gilt, ist seine Bestellung 
nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 anzuzeigen. Fehlt dem Stell- 
vertreter die erforderliche Zuverlässigkeit oder 
fachliche Eignung, so kann das Bundesaufsichtsamt 
das Kreditinstitut nach § 36 schließen, da dann die I 
Voraussetzungen für das Betreiben eines Kredit- 
instituts ohne Erlaubnis nicht erfüllt sind. 

Die Frist, während der die Erben das Kreditinstitut 
ohne Erlaubnis betreiben dürfen, kann vom Bundes- 
aufsichtsamt aus besonderen Gründen verlängert 
werden, z. B. wenn die Erbauseinandersetzung in- 
nerhalb eines Jahres nicht abgeschlossen werden 
kann. Nach Ablauf der Frist kann das Bundesauf- 
sichtsamt das Kreditinstitut schließen, falls nicht 
von den Erben eine neue Erlaubnis nach § 31 er- 
wirkt worden ist. Fehlt den Erben, die das Kredit- 
institut fortführen wollen, die erforderliche fach- 
liche Eignung, so können sie den Geschäftsbetrieb 
durch einen nach § 1 Abs. 2 Satz 2 oder 3 anerkann- 
ten Geschäftsleiter führen lassen. 

Absatz 2 ist eine Sondervorschrift gegenüber § 46 
der Gewerbeordnung, der durch die Vorschrift aus- 
geschlossen wird. Da Absatz 2 dazu beitragen soll, 
daß möglichst bald Klarheit über den künftigen Er- 
laubnisträger geschaffen wird, beschränkt er, an- 
ders als § 46 der Gewerbeordnung, das Recht zum 
Betrieb des Kreditinstituts ohne Erlaubnis grund- 
sätzlich auf ein Jahr. Einer Beschränkung der Vor- 
schrift auf minderjährige Erben bedurfte es aus die- 
sem Grunde nicht. Ferner besteht kein Anlaß, auch 
der Witwe des Erlaubnisträgers, wenn sie nicht Er- 
bin ist, das Recht zum vorübergehenden Betrieb des 
Kreditinstituts ohne Erlaubnis zu geben. 

Zu § 34 

Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 2 sollen verhindern, daß 
durch unausgenutzte Genehmigungen die Übersicht 


über den Bestand an arbeitenden Kreditinstituten 
erschwert wird. Absatz 2 Nr. 1 und 3 dienen der 
Zielsetzung des § 31, indem sie die Beseitigung 
von Kreditinstituten ermöglichen, die eine Erlaub- 
nis nicht hätten erhalten dürfen oder bei denen be- 
stimmte Erlaubnisvoraussetzimgen später wegge- 
fallen sind. Nummer 3 deckt sowohl den Fall, daß 
die Mängel bei Erteilung der Erlaubnis zwar vor- 
handen, aber nicht bekannt waren, als auch den 
Fall, daß sie erst später aufgetreten sind. Nummer 4 
ermöglicht die Rücknahme der Erlaubnis, wenn dies 
wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage des Kre- 
ditinstituts zum Schutz der Gläubiger notwendig ist. 

Zu § 35 

Die Rücknahme der Erlaubnis wegen Unzuverlässig- 
keit oder mangelnder fachlicher Eignung eines Ge- 
schäftsleiters wird, wenn nicht auch die allgemeine 
wirtschaftliche Lage des Kreditinstituts sie erfor- 
dert, häufig nicht vertretbar sein. Um dem Bundes- 
aufsichtsamt eine wirksame Handhabe zum Ein- 
schreiten gegen solche Geschäftsleiter zu geben, 
wird es in Absatz 1 ermächtigt, von dem Kredit- 
institut die Abberufung untragbarer Geschäftsleiter 
zu verlangen. Bei juristischen Personen kann es 
ferner solchen Geschäftsleitern die Ausübung ihrer 
Tätigkeit untersagen. Ein derartiger Eingriff ist bei 
Personenhandelsgesellschaften nicht angebracht, weil 
hier die Geschäftsleiter Träger der Erlaubnis sind 
und eine solche Maßnahme sich zu stark auf die 
privatrechtlichen Beziehungen zwischen den Gesell- 
schaftern auswirken würde. Das Tätigkeitsverbot 
wirkt nur öffentlich-rechtlich. Es hat keinen unmit- 
telbaren Einfluß auf die Vertretungsmacht des Ge- 
schäftsleiters und dessen interne Beziehungen zu 
dem Kreditinstitut; insbesondere bleiben seine zivil- 
rechtlichen Ansprüche und die beamtenrechtliche 
Stellung eines beamteten Geschäftsleiters unbe- 
rührt. Das Bundesaufsichtsamt kann jedoch die Be- 
folgung seines Verbotes mit Zwangsmitteln durch- 
setzen und einen Geschäftsleiter, der entgegen dem 
Verbot weiterhin tätig wird, mit Geldbuße belegen 
(§ 52 Abs. 1 Nr. 5). 

Absatz 2, der dem Bundesaufsichtsamt eine Hand- 
habe gegen unbotmäßige Geschäftsleiter gibt, erhöht 
die Wirksamkeit der Vorschriften, für die der Ent- 
wurf keine unmittelbare Sanktion vorsieht. 

Zu § 36 

Um die Möglichkeit zu schaffen, unabhängig von 
einem Strafverfahren unerlaubte Bankgeschäfte oder 
nach § 3 verbotene Geschäfte zu unterbinden, er- 
mächtigt § 36 das Bundesaufsichtsamt, gegen solche 
Geschäfte im Verwaltungswege einzuschreiten. 

Zu § 37 

Die Rücknahme der Erlaubnis durch das Bundes- 
aufsichtsamt hat keine unmittelbare gesellschafts- 
rechtliche Wirkung. Um zu verhindern, daß ein 
Kreditinstitut, dem die Erlaubnis entzogen wurde, 
weiterhin werbend tätig wird, kann das Bundesauf- 
sichtsamt seine Abwicklung anordnen, wenn es in 
der Rechtsform einer juristischen Person des pri- 
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vaten Rechts oder einer Personenhandelsgesell- 
schaft betrieben wird. Da auch bei der Abwicklung 
des Kreditinstituts die Interessen der Gläubiger im 
Vordergrund stehen müssen, kann das Bundesauf- 
sichtsamt für die Abwicklung grundsätzliche Anord- 
nungen — nicht Einzelanordnungen — treffen und 
erforderlichenfalls beim Gericht die Bestellung von 
Liquidatoren beantragen. 

Zu § 38 

Auf VIl. 1. zweiter Absatz des allgemeinen Teils 
wird Bezug genommen. 

Der Schutz der Bezeichnungen „Bank" und „Ban- 
kier" trägt der Tatsache Rechnung, daß sich im ge- 
schäftlichen Verkehr und in der Umgangssprache 
mit diesen Bezeichnungen weitgehend die Vorstel- 
lung der bankgeschäftlichen Tätigkeit verbindet. Ab- 
satz 1 Nr. 1 erhält den Unternehmen, die bisher 
eine der genannten Bezeichnungen zulässigerweise 
geführt haben, dieses Recht. Die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestehenden Kreditinstitute fallen 
unter Nummer 2, da nach § 59 die Erlaubnis für sie 
als erteilt gilt. 

Absatz 2 kann besondere Bedeutung für Unterneh- 
men haben, die Bankgeschäfte neben anderen Han- 
delsgeschäften betreiben oder die unter § 2 Abs. 3 
fallen. 

Gegen die Verletzung der Vorschrift kann nicht 
das Bundesaufsichtsamt, sondern nur das Register- 
gericht einschreiten (vgl. § 42 Abs. 2). 

Zu § 39 

Die Bezeichnung „Sparkasse" hat sich in einer lan- 
gen historischen Entwicklung zu einem Begriff für 
bestimmte Kreditinstitute herausgebildet, die kraft 
öffentlichen Auftrages das Spargeschäft besonders 
pflegen. Es ist daher gerechtfertigt, die Bezeichnung 
diesen Instituten vorzubehalten. Nummer 1 wahrt 
für diejenigen Kreditinstitute, die bisher die Be- 
zeichnung „Sparkasse" oder eine Bezeichnung, in 
der das Wort „Sparkasse" enthalten ist, befugt 
geführt haben, den gegenwärtigen Rechtszustand. 
Die Bestimmung betrifft neben den zahlreichen Kre- 
ditinstituten, die eine Bezeichnung führen, in der 
das Wort „Sparkasse" enthalten ist, insbesondere 
die sogenannten freien Sparkassen, die nach pri- 
vatem Recht gegründet sind. Nach Inkrafttreten des 
Gesetzes dürfen diese Institute die Bezeichnung 
„Sparkasse" nicht mehr neu aufnehmen. Nummer 2 
gilt auch für die bereits bestehenden öffentlich- 
rechtlichen Sparkassen (§ 59). 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß eingebürgerte Be- 
zeichnungen für bestimmte Arten von Unternehmen, 
in denen das Wort „Sparkasse" enthalten ist, künf- 
tig neu aufgenommen werden dürfen. 

Für das Einschreiten gegen Verletzungen der Vor- 
schrift gilt das zu § 38 Gesagte. 

Zu § 40 

Die Bestimmung ist erforderlich, weil verschiedent- 
lich Unternehmen, die offensichtlich keine Kredit- 


institute sind und bei denen auch der Anschein 
bankgeschäftlicher Betätigung ausgeschlossen ist, 
eine der in §§ 38 und 39 geschützten Bezeichnun- 
gen führen. Das ist besonders bei Verlagen und 
Zeitschriften der Fall (z. B. „Bankverlag"). 

Zu § 41 

Die Bestimmung ist ein Sonderfall der Entschei- 
dungsbefugnis nach § 4. Eine negative Entscheidung 
des Bundesaufsichtsamtes stellt keine Verfügung 
dar, eine der in §§ 38 und 39 genannten Bezeich- 
nungen nicht zu führen. Zum Einschreiten ist viel- 
mehr nach § 42 Abs. 2 allein das Registergericht 
befugt. 

Zu § 42 

Absatz 1 soll verhindern, daß ein Kreditinstitut in 
das Handels- oder Genossenschaftsregister einge- 
tragen wird, dessen Geschäftsbetrieb nach dem Ge- 
setz unstatthaft ist. 

Absatz 2 schafft eine Rechtsgrundlage für das Re- 
gistergericht, eine nach diesem Gesetz unzulässige 
Firma von Amts wegen zu löschen und die Befol- 
gung der firmenrechtlichen Vorschriften dieses Ge- 
setzes durch Ordnungsstrafen zu erzwingen. 

Durch Absatz 3 soll das Bundesaufsichtsamt in die 
Lage versetzt werden, in den Verfahren vor dem 
Registergericht, an denen es kraft seiner Tätigkeit 
interessiert ist, seine Auffassung zur Geltung zu 
bringen. 

Zu § 43 

Absatz 1 gibt dem Bundesaufsichtsamt seiner Ver- 
antwortung entsprechende umfassende Auskunfts- 
und Informationsrechte. Die Auskunfts- und Vorle- 
gungspflicht der Kreditinstitute nach Nummer 1 ist 
von deren Inhabern oder Geschäftsleitern zu er- 
füllen. Daneben können auch von den Mitgliedern 
der Organe, insbesondere also auch von den ein- 
zelnen Aufsichtsratsmitgliedern, Auskünfte und die 
Vorlegung von Unterlagen verlangt werden. Die 
Einschränkung des Grundrechtes der Unverletzlich- 
keit der Wohnung (Nummer 1 zweiter Halbsatz) 
ist erforderlich, weil bei kleineren Kreditinstituten 
die Geschäftsräume häufig in der Wohnung des In- 
habers oder eines Geschäftsleiters liegen. 

Gegenüber Unternehmen, die Anlaß zu der An- 
nahme geben, Kreditinstitutsgeschäfte oder nach 
§ 3 verbotene Geschäfte zu betreiben (Absatz 2), 
stehen dem Bundesaufsichtsamt nicht so weitrei- 
chende Eingriffsrechte zu wie gegenüber den seiner 
laufenden Aufsicht unterliegenden Kreditinstituten. 
Von ihnen kann das Bundesaufsichtsamt nur Aus- 
künfte und die Vorlegung von Büchern und Schrif- 
ten verlangen; es kann dagegen nicht gegen den 
Willen des Betroffenen in dessen Geschäftsräumen 
Prüfungen vornehmen. 

Absatz 3 Satz 1 stellt klar, daß das Bundesaufsichts- 
amt bei der Wahrnehmung der in Absatz 1 Nr. 1 
bezeichneten Befugnisse Hilfspersonen heranziehen 
kann. Solche Personen können im Rahmen ihres 
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Auftrages also auch die Geschäftsräume des Kre- 
ditinstituts betreten. Da die Bundesbank in der Lage 
sein muß, von den Kreditinstituten die Ergänzung 
unklarer oder unvollständiger Anzeigen zu verlan- 
gen, gibt ihr Satz 2 ein entsprechendes Auskunfts- 
recht, das sie jedoch nicht mit Zwangsmitteln diirch- 
sotzen kann. Das Bundesaufsichtsamt wird sich 
zweckmäßigerweise auch für Prüfungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 häufig des Personals der Bundesbank 
bedienen. 

Absatz 4 trägt dem rechtsstaatlichen Gedanken 
Rechnung, daß von dem Auskunftspflichtigen nicht 
verlangt werden kann, sich selbst einer Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit zu bezichtigen. 

Zu § 44 

Auf VI. 1. des Allgemeinen Teils wird Bezug ge- 
nommen. 

Die Bildung eines angemessenen Eigenkapitals und 
einer ausreichenden Liquidität hängt nicht allein 
vom Willen des Kreditinstituts ab, sondern wird 
auch von wirtschaftlichen Faktoren beeinflußt, auf 
die die Geschäftsleitung nicht einwirken kann. Es 
wäre deshalb unrealistisch, einem Kreditinstitut 
durch vollziehbaren Verwaltungsakt aufzugeben, 
ein angemessenes Eigenkapital oder eine ausrei- 
chende Liquidität zu beschaffen. Die Vorschrift er- 
öffnet einen Weg, gegen die Nichteinhaltung der 
§§ 9 und 10 in einer wirtschaftlich sinnvollen Weise 
einzuschreiten, durch die dem Mangel unmittelbar 
abgeholfen werden kann. 

Das Verbot der Gewinnausschüttung ist geeignet, 
das Eigenkapital zu verstärken, da die nicht ausge- 
schütteten Beträge notwendigerweise den haftenden 
Mitteln zufließen (Absatz 1); es kann auch einem 
Liquiditätsmangel abhelfen, weil es verhindert, daß 
Mittel, die liquide angelegt werden könnten, durch 
Ausschüttung verringert werden. Nach Absatz 2 
kann nicht die Anlage verfügbarer Mittel in be- 
stimmten flüssigen Werten angeordnet, sondern nur 
deren unliquide Anlage untersagt werden. 

Die Abhängigkeit der Eigenkapitalbeschaffung und 
der Liquiditätsverstärkung von wirtschaftlichen Fak- 
toren gebietet es, die Eingriffe des Bundesaufsichts- 
amtes erst zuzulassen, nachdem dem Institut Ge- 
legenheit gegeben worden ist, selbst dem Mangel 
abzuhelfen. Die Fristsetzung ist kein vollziehbarer 
Verwaltungsakt. Wird das mittelbar in ihr enthal- 
tene Gebot, das Eigenkapital oder die Liquidität zu 
verbessern, nicht befolgt, so können weder Zwangs- 
mittel nach § 48 angewendet noch Geldbußen nach 
§ 52 Abs. 1 Nr. 2 verhängt werden. Diese Maßnah- 
men sind nur zulässig, wenn gegen die Anordnun- 
gen des Bundesaufsichtsamtes verstoßen wird, die 
dieses nach Ablauf der Frist erläßt. 

Als Spezialvorschrift für Verstöße gegen §§ 9 und 10 
schließt § 44 andere unmittelbare Maßnahmen aus. 

Zu § 45 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesaufsichtsamt, 
gegen eine konkrete Gefahr für die Sicherheit der 
einem Kreditinstitut anvertrauten Vermögenswerte 


einzuschreiten. Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen 
nur vorübergehenden Charakter haben. Die Auf- 
zählung in Absatz 1 Satz 2 ist nicht erschöpfend. 
Wie in § 35 wirkt auch hier die Untersagung oder 
Beschränkung der Tätigkeit von Inhabern oder Ge- 
schäftsleitern nur öffentlich-rechtlich. Eine Aufsichts- 
person soll nur intern für die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung sorgen; hierzu können be- 
stimmte Handlungen des Inhabers oder der Ge- 
schäftsleiter an die Zustimmung der Aufsichtsperson 
gebunden werden. Zur Vertretung des Kreditinsti- 
tuts kann das Bundesaufsichtsamt eine Aufsichts- 
person nicht ermächtigen. 

Eine ordnungsmäßige Vertretung des Kreditinstituts 
ist auch dann nicht gegeben (Absatz 2), wenn das 
Bundesaufsichtsamt einem Inhaber oder Geschäfts- 
leiter seine Tätigkeit nach Absatz 1 oder nach § 35 
Abs. 1 untersagt; denn der betreffende Inhaber 
oder Geschäftsleiter ist öffentlich-rechtlich gehalten, 
seine Funktionen nicht mehr auszuüben. 

Wenden Maßnahmen nach § 45 die Gefahr nicht ab, 
so kann das Bundesaufsichtsamt nach § 34 Abs. 2 
Nr. 4 die Erlaubnis zurücknehmen. 

Verstöße gegen Anordnungen nach Absatz 1 kön- 
nen nach § 52 Abs. 1 Nr. 2 und 5 mit Geldbuße be- 
legt werden. 

Zu § 46 

§ 46 ermächtigt die Bundesregierung, Maßnahmen 
zur Abwehr von umfassenden Funktionsstörungen 
der Wirtschaft zu treffen, die ihren Ursprung in 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten von Kreditinsti- 
tuten haben. 

Absatz 1 Nr. 1, der ein Moratorium zugunsten eines 
in Schwierigkeiten geratenen Kreditinstituts ermög- 
licht, berücksichtigt die in der Bankenkrise von 1931 
gewonnene Erfahrung, daß der drohende Zusam- 
menbruch eines einzigen Großinstituts den ganzen 
Kreditapparat und damit die gesamte Volkswirt- 
schaft erschüttern kann. Durch das Moratorium soll 
der zu befürchtende weitere Abzug der dem Kredit- 
institut anvertrauten Mittel aufgehalten und dem 
Institut Gelegenheit gegeben werden, zusammen 
mit den zuständigen staatlichen Stellen die erforder- 
lichen Maßnahmen zur Behebung seiner Schwierig- 
keiten zu treffen. 

Reicht ein Moratorium für ein Kreditinstitut oder 
für einzelne Kreditinstitute nicht aus, um einer Krise 
zu steuern, so kann die Bundesregierung ein allge- 
meines Ruhen des Bankenverkehrs anordnen (Ab- 
satz 1 Nr. 2). Von einer solchen Bankenschließung 
soll nur der Kundenverkehr erfaßt werden, nicht 
dagegen der Verkehr zwischen den Kreditinstituten 
und der Bundesbank oder sonstigen Zentralkredit- 
instituten. Andernfalls würde die Zuführung liqui- 
der Mittel, die in einer solchen Lage besonders 
dringlich ist, verhindert werden. 

Die Schließung der Wertpapierbörsen (Nummer 3) 
kann unabhängig von einer Bankenschließung nach 
Nummer 2 angeordnet werden. Mit einer Banken- 
schließung wird sie aber fast immer verbunden 
sein. 
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Da durch eine Bankenschließung nach Absatz 1 die 
Kreditinstitute gehindert werden, ihre Verpflichtun- 
gen gegenüber ihren privaten und geschäftlichen 
Gläubigern zu erfüllen, muß Vorsorge getroffen 
werden, daß sie hierdurch keine Rechtsnachteile er- 
leiden. Absatz 3 verpflichtet daher die Bundesregie- 
rung, entsprechende Regelungen für Fristen und 
Termine auf den einschlägigen Rechtsgebieten zu 
treffen. 

Zu § 47 

Die Vorschrift soll eine allmähliche Lockerung der 
Maßnahmen nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 und 3 ermög- 
lichen. Das Publikum wird nicht bereit sein, nach 
einer allgemeinen Bankenschließung den Kredit- 
instituten Einlagen anzuvertrauen, wenn deren un- 
gehinderte Rückzahlung nicht gewährleistet ist. Die 
Normalisierung des Bankverkehrs hängt aber vom 
Zufluß neuer Einlagen entscheidend ab. Satz 3 be- 
stimmt deshalb, daß die Auszahlung für Einlagen, 
die nach der Bankenschließung geleistet werden, 
nicht beschränkt werden darf. 

Zu § 48 

Zwangsmittel sind nach §§ 9 ff. des Verwaltungs- 
vollstreckungsgesetzes Ersatzvornahme, Zwangsgeld 
und unmittelbarer Zwang. Gegen juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts sind ohne besondere 
Bestimmung keine Zwangsmittel zulässig. Da sich 
das Bundesaufsichtsamt auch gegenüber Kreditinsti- 
tuten in der Rechtsform einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts durchsetzen muß, bestimmt 
Satz 2, daß es auch gegenüber solchen Instituten 
Zwangsmittel anwenden kann. 

Zu § 49 

In Anknüpfung an § 40 des geltenden Kreditwesen- 
gesetzes und § 101 des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes sieht der Entwurf vor, daß die Kosten des Bun- 
desaufsichtsamtes anteilig von den Kreditinstituten 
zu tragen sind. Gegen die Kostenumlage ist einge- 
wendet worden, die Bankenaufsicht müsse, da sie 
eine im öffentlichen Interesse liegende Staatsauf- 
gabe sei, aus den allgemeinen Haushaltsmitteln 
finanziert werden. Hierzu ist zu bemerken: 

Die Tatsache, daß die Bankenaufsicht dem Wohle 
der Allgemeinheit dient, schließt nicht aus, daß die 
beaufsichtigten Unternehmen zur Aufbringung der 
durch die Aufsicht entstehenden Kosten heran- 
gezogen werden. Es ist zulässig und üblich, von 
Unternehmen, deren Betrieb Gefahren für die All- 
gemeinheit mit sich bringt, auf ihre Kosten die er- 
forderlichen Sicherungsmaßnahmen zu verlangen. 
Wie in II. des Allgemeinen Teils dargelegt wurde, 
gehen beim Kreditgewerbe die möglichen Gefahren 
für die Allgemeinheit weniger von dem einzelnen 
Kreditinstitut aus, als vielmehr von dem Gewerbe 
in seiner Gesamtheit. Abwehrmaßnahmen können 
daher nicht allein auf das einzelne Kreditinstitut 
abgestellt, sondern müssen zentral für den gesam- 
ten Wirtschaftszweig getroffen werden, indem eine 
staatliche Stelle alle Kreditinstitute ständig über- 
wacht. Wenn aber vom Einzelunternehmen auf 


seine Kosten Sicherungsvorkehrungen gegen die 
von ihm ausgehenden Gefahren verlangt werden 
dürfen, muß es auch zulässig sein, die einzelnen 
Unternehmen zur Tragung der Kosten zentraler 
Maßnahmen heranzuziehen, wenn nur so die Ge- 
fahren abgewehrt werden können. 

Die laufenden Kosten des Bundesaufsichtsamtes 
werden voraussichtlich jährlich etwa 1,25 Millio- 
nen Deutsche Mark betragen; für die Erstausstat- 
tung dürften schätzungsweise 250 000 Deutsche Mark 
erforderlich sein. Das Nähere ergibt sich aus der 
Anlage (S. 47). 

Der Bundesbank werden durch ihre Mitwirkung 
bei der Bankenaufsicht keine wesentlichen Mehr- 
kosten entstehen, weil ein Teil dieser Arbeiten, z. B. 
die Auswertung der Monatsausweise und der Jah- 
resabschlüsse, ohnehin in ihren Bereich fällt. Dar- 
über hinaus gewinnt sie durch ihre Mitwirkung bei 
der Bankenaufsicht wichtige zusätzliche Erkenntnisse 
für ihr eigenes Aufgabengebiet. Der Entwurf sieht 
deshalb davon ab, die besonderen Kosten der Bun- 
desbank, die wegen der starken Überschneidung 
der Aufgabengebiete kaum exakt feststellbar sind, 
auf die Kreditinstitute umzulegen. 

Für bestimmte Entscheidungen kann das Bundes- 
aufsichtsamt nach Absatz 2 Gebühren von 100 bis 
10 000 Deutsche Mark erheben. Eine stärkere Un- 
tergliederung des Gebührenrahmens nach der Art 
der Entscheidung ist weder durch Gesetz noch durch 
Verordnung möglich, da der Geschäftsumfang der 
einzelnen Kreditinstitute sehr unterschiedlich ist. 
Es muß daher dem Ermessen des Bundesaufsichls- 
amtes überlassen bleiben, im Einzelfall die ange- 
messene Gebühr zu finden. 

Zu § 50 

Absatz 1 sieht gegen denjenigen, der vorsätzlich 
die in § 3 bezeichneten verbotenen Geschäfte vor- 
nimmt oder ohne die in § 31 vorgeschriebene Er- 
laubnis Bankgeschäfte betreibt, einen von Gefäng- 
nis bis zu Geldstrafe reichenden Strafrahmen vor. 
Im Falle der Nummer 2 gilt die Strafdrohung auch 
demjenigen, der zwar eine beschränkte Erlaubnis 
zum Betrieb von Bankgeschäften besitzt (§ 31 Abs. 2), 
aber Bankgeschäfte betreibt, die von der Erlaubnis 
nicht gedeckt werden. Die Begriffsbestimmung der 
Bankgeschäfte ist in § 1 des Entwurfs enthalten. 
Sie müssen auch den in § 1 beschriebenen Umfang 
erreichen. Nummer 2 findet keine Anwendung, 
wenn der Betrieb eines Kreditinstituts nach dem 
Tod des Inhabers unter den Voraussetzungen des 
§ 33 fortgeführt wird, weil in diesem Falle eine Er- 
laubnis nach § 31 nicht erforderlich ist. 

Für die fahrlässige Begehung einer der in Absatz 1 
bezeichneten Handlungen droht Absatz 2 eine ge- 
ringere Strafe an. Fahrlässige Begehung kann z. B. 
vorliegen, wenn der Täter ein Bankgeschäft in der 
auf Fahrlässigkeit beruhenden irrigen Meinung 
vornimmt, die Erlaubnis hierfür sei ihm erteilt wor- 
den, während sich in Wirklichkeit seine Erlaubnis 
auf dieses Bankgeschäft nicht erstreckt oder die Er- 
laubnis nach § 34 wieder erloschen war. 
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Soweit Organe oder sonstige Personen ein Bank- 
geschäft für eine juristische Person betreiben, trifft 
die Strafdrohung die Organe oder die Personen, 
die für die juristische Person handeln (vgl. die Aus- 
führungen zu § 53). 

Zu § 51 

Die Strafvorsdirift schützt das Kreditinstitut gegen 
das unbefugte Offenbaren von Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnissen durch die Personen, denen es 
aus überwadiungsgründen Einblick in die Verhält- 
nisse seines Betriebes gestatten muß. Der in Be- 
tracht kommende Personenkreis ist in § 8 umschrie- 
ben. Es handelt sich in erster Linie um Personen, 
die beim Bundesaufsichtsamt beschäftigt sind oder 
deren sich dieses Amt bei der Durchführung seiner 
Aufgaben bedient. Weiter kommen besonders be- 
stellte Aufsichtspersonen (§ 45 Abs. 1 Satz 2) so- 
wie Angehörige der Bundesbank in Betracht. Wie 
§ 300 StGB ist diese Strafvorschrift kein Blankett- 
gesetz und in ihrer Anwendbarkeit nicht davon ab- 
hängig, daß andere Vorschriften die Offenbarung 
dieser Geheimnisse ausdrücklich verbieten (vgl. 
Strafgesetzbuch, Leipziger Kommentar § 300 An- 
merkung III). 

Absatz 2 verschärft die Strafdrohung, wenn die in 
Absatz 1 genannten Personen gegen Entgelt oder 
in Bereicherungs- oder Schädigungsabsicht handeln. 

Zu § 52 

Während die in §§ 50 und 51 bezeichneten Verstöße 
kriminelles Unrecht sind, stellen Zuwiderhandlun- 
gen gegen die in § 52 genannten Vorschriften typi- 
sches Verwaltungsunrecht dar. § 52 gibt daher die 
Möglichkeit, solche Verstöße als Ordnungswidrig- 
keiten mit Geldbuße zu ahnden. Hierbei konnte 
allerdings nicht darauf verzichtet werden, erheblich 
über den in § 5 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten vorgesehenen Bußgeldrahmen hinauszuge- 
hen. Denn im Einzelfall sind Verstöße mit erheb- 
lichem Unrechtsgehalt denkbar, außerdem werden 
durch die Bußgelddrohung auch Kreditinstitute erfaßt, 
die als juristische Personen oder Personenhandelsge- 
sellschaften oft erhebliche Vermögenswerte reprä- 
sentieren. Die Verwaltungsbehörde wird jedoch bei 
der Festsetzung einer Geldbuße im Einzelfall sorg- 
fältig prüfen müssen, inwieweit es gerechtfertigt ist, 
den hohen Geldbußrahmen auszuschöpfen. Hierbei 
sind insbesondere Größe der Schuld, Unrechtsge- 
halt der Tat sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Täters zu berücksichtigen. 

Absatz 1 Nr. 1 droht, ähnlich der Vorschrift des § 39 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen, Geldbuße gegen denjenigen an, der 
der ihm auferlegten Auskunftspflicht zuwiderhan- 
delt, Bücher und Schriften nicht oder nicht ord- 
nungsgemäß vorlegt oder bestimmte Befugnisse des 
Bundesaufsichtsamtes, z. B. das Betreten seiner Ge- 
schäftsräume, nicht duldet. Nummer 2 enthält eine 
Blankettvorschrift, um Zuwiderhandlungen gegen 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen ahnden zu können; sie erfaßt ferner 
Verstöße gegen wichtige Einzelverfügungen. 


Nummer 3 bedroht die Verletzung der zahlreichen 
Anzeigepflichten des Entwurfs sowie der Pflicht 
zur Einreichung von Monatsausweisen, Jahresab- 
schlüssen und Prüfungsberichten mit Geldbuße, 
während Nummer 4 vorsätzliche Verstöße gegen 
wichtige Vorschriften über den Sparverkehr unter 
Bußgelddrohung stellt. 

Nummer 5 enthält eine Bußgeldvorschrift gegen 
denjenigen, der seine Tätigkeit trotz Untersagung 
durch das Bundesaufsichtsamt fortsetzt. 

Soweit die verwaltungsrechtlichen Gebote sich an 
das Kreditinstitut richten, trifft die Bußgelddrohung 
den, der für das Kreditinstitut handelt (vgl. § 53). 

Zu § 53 

Da die verwaltungsrechtlichen Vorschriften des Ent- 
wurfs als Normadressaten häufig das Kreditinstitut 
bezeichnen und die in § 31 vorgesehene Pflicht zur 
Einholung einer Erlaubnis eine juristische Person 
trifft, wenn diese Bankgeschäfte betreiben will, ist 
es notwendig klarzustellen, daß die Strafvorschrift 
des § 50 und die Bußgeldvorschrift des § 52 auch 
für die Organe einer juristischen Person und für die 
sonstigen Vertreter, die für ein Kreditinstitut han- 
deln oder zu handeln verpflichtet sind, gelten sol- 
len. Durch sinnvolle Auslegung des Begriffs „Ver- 
treter" kann erreicht werden, daß nicht etwa völlig 
untergeordnete Hilfskräfte von der Straf- und Buß- 
gelddrohung erfaßt werden. Es wird nur eine Per- 
son, der eine gewisse Selbständigkeit und Bewe- 
gungsfreiheit eingeräumt ist und bei der dem- 
gemäß auch ein gesteigertes Maß an Verantwor- 
tung vorliegt, als Vertreter in diesem Sinne betrach- 
tet werden können (vgl. hierzu Bruns „Faktische 
Betrachtungsweise und Organhaftung" in JZ 58 
S. 461 ff.). 

Zu § 54 

Die Vorschrift droht gegen den Inhaber oder Ge- 
schäftsleiter eines Kreditinstituts Geldbuße für den 
Fall an, daß im Betrieb des Kreditinstituts eine nach 
§ 50 des Entwurfs mit Strafe oder nach § 52 des 
Entwurfs mit Geldbuße bedrohte Handlung began- 
gen worden ist und der Inhaber oder ein Geschäfts- 
leiter vorsätzlich oder fahrlässig seine Aufsichts- 
pflicht verletzt hat. Vielfach wird zwar in solchen 
Fällen den Inhaber oder Geschäftsleiter die Strafe 
oder die Geldbuße schon deshalb treffen, weil sie 
sich, wenn ein Betriebsangehöriger eine solche 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen hat, 
einer fahrlässigen Tat, begangen durch Unterlas- 
sen, schuldig gemacht haben werden. Denn sie trifft 
eine Pflicht zur Erfolgsabwendung. Jedoch sind 
Fälle denkbar, in denen die Aufsichtspflicht verletzt 
ist, ohne daß ein mit Strafe oder mit Geldbuße be- 
drohtes Tun oder Unterlassen des Inhabers oder 
Geschäftsleiters vorliegt. 

Zu § 55 

Die Vorschrift ermöglicht die Festsetzung von Geld- 
bußen gegen juristische Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften. Sie entspricht § 41 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
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Da Ordnungswidrigkeiten im Sinne der §§52 und 
54 vielfach im Interesse des Kreditinstituts began- 
gen werden, ist die Haftung des Kreditinstituts ge- 
rechtfertigt. Könnte eine Geldbuße nur gegen den 
schuldigen Geschäftsleiter verhängt werden, so 
wären für ihre Bemessung dessen wirtschaftliche 
Verhältnisse maßgebend. Die Geldbuße wäre danach 
im Verhältnis zu dem Vorteil, den das Kreditinsti- 
tut durch die Ordnungswidrigkeit möglicherweise 
erlangt hat oder erlangen sollte, oft unverhältnis- 
mäßig gering. 

Zu § 56 

Für die Ahndung und Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten im Sinne der §§ 52, 54 und 55 soll das 
Bundesaufsichtsamt zuständig sein. Wegen § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten mußte dies 
ausdrücklich im Entwurf bestimmt werden. 

Zu § 57 

Auf die einleitenden Ausführungen unter VII. des 
Allgemeinen Teils wird verwiesen. 

Die Sonderaufsicht und die allgemeine Bankenauf- 
sicht sollen grundsätzlich unabhängig voneinander 
ausgeübt werden. Der Entwurf weicht insoweit von 
§ 49 des geltenden Kreditwesengesetzes ab, der ge- 
wisse Befugnisse der allgemeinen Bankenaufsicht 
der Sonderaufsichtsbehörde überträgt. Eine solche 
Regelung widerspricht jedoch dem Prinzip einer 
einheitlichen Bankenaufsicht, das grundsätzlich die 
gleichmäßige Anwendung des Gesetzes gegenüber 
allen Kreditinstituten verlangt. Diese Gleichmäßig- 
keit ist nicht gewährleistet, wenn wichtige Vor- 
schriften des Gesetzes von mehreren voneinander 
unabhängigen Behörden angewandt werden. Des- 
halb verbietet es sich auch, das Bundesaufsichtsamt 
bei seinen Entscheidungen gegen Kreditinstitute, 
die unter Sonderaufsicht stehen, an das Einverneh- 
men der Sonderaufsichtsbehörde zu binden. Um je- 
doch sicherzustellen, daß den berechtigten Anliegen 
der Sonderaufsicht Rechnung getragen wird, schreibt 
Absatz 1 Satz 1 vor, daß das Bundesaufsichtsamt 
sich bei bestimmten Entscheidungen mit der Sonder- 
aufsichtsbehörde ins Benehmen setzen soll. Dar- 
über hinaus wird das Bundesaufsichtsamt zweck- 
mäßigerweise allgemein mit den Sonderaufsichts- 
behörden Verbindung halten, um deren besondere 
Kenntnisse und Erfahrungen für seine Tätigkeit 
nutzbar zu machen. 

Absatz 2 überträgt die Sonderaufsicht über Hypo- 
thekenbanken und Schiffsbanken auf das Bundes- 
aufsichtsamt, da die Gesichtspunkte, die für eine 
Zentralisierung der allgemeinen Bankenaufsicht 
sprechen, auch für die Sonderaufsicht über Hypo- 
thekenbanken und Schiffsbanken gelten. Besondere 
Gründe für eine von der allgemeinen Regel abwei- 
chende regionale Beaufsichtigung der Hypotheken- 
banken und Schiffsbanken sind nicht ersichtlich. Es 
ist angeregt worden, dem Bundesaufsichtsamt nur 
die laufende Aufsicht über die Hypothekenbanken 
und Schiffsbanken, jedoch nicht das Recht zur Zu- 
lassung solcher Institute zu übertragen, weil bei der 
Zulassung von Daueremittenten kapitalmarktpoliti- 
sche Gesichtspunkte beachtet werden müßten. Diese 


Ansicht ist jedoch nicht begründet. Abgesehen da- 
von, daß das Bundesaufsichtsamt genügend Einblick 
in die Verhältnisse des Kapitalmarktes hat, um über 
einen solchen Zulassungsantrag sachgerecht ent- 
scheiden zu können, bieten nach dem Wegfall der 
Bedürfnisprüfung kapitalmarktpolitische Erwägun- 
gen kaum noch eine Möglichkeit, eine beantragte 
Erlaubnis zu versagen. 

Zu § 58 

Der Entwurf konnte auf besondere Vorschriften für 
Zweigstellen inländischer Kreditinstitute verzichten, 
weil das Gesamtinstitut der Bankenaufsicht unter- 
liegt. Für Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute, 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes unterhalten 
werden, ist jedoch eine besondere Regelung erfor- 
derlich, weil für diese Institute das Kreditwesen- 
gesetz nicht gilt und eine unkontrollierte Tätigkeit 
solcher Zweigstellen nicht hingenommen werden 
kann. Die Vorschrift soll das Gesetz auf diese 
Zweigniederlassungen anwendbar machen. Sie ist 
keine Diskriminierung der ausländischen Kredit- 
institute, sondern trägt lediglich der Tatsache Rech- 
nung, daß diese selbst von der deutschen Banken- 
aufsicht nicht erfaßt werden. 

Die Vorschrift geht von dem Grundsatz aus, daß 
Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute im Inland 
wie selbständige Kreditinstitute zu behandeln sind. 
Diese Zweigstellen bedürfen somit, anders als die 
Zweigstellen inländischer Kreditinstitute, insbeson- 
dere einer Erlaubnis nach § 31, wenn sie die einzige 
Zweigstelle des Kreditinstituts im Inland sind; die 
Errichtung weiterer Zweigstellen ist nach Absatz 2 
Satz 2 nur anzuzeigen. Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz schließt eine Reihe von Vorschriften aus, 
die für Zweigstellen nicht oder nur schwer anwend- 
bar sind. Die Vorschriften über die Einreichung und 
Prüfung des Jahresabschlusses passen nicht für 
Zweigstellen. Da auf die Übersicht über die wirt- 
schaftliche Lage, die diese Unterlagen vermitteln 
sollen, bei den in Frage stehenden Zweigstellen 
nicht verzichtet werden kann, ermächtigt Absatz 1 
Satz 2 das Bundesaufsichtsamt, von ihnen die Ein- 
reichung geprüfter jährlicher Vermögensübersichten 
zu verlangen. 

Zweigstellenleiter inländischer Kreditinstitute sind 
nicht Geschäftsleiter. Für inländische Zweigstellen 
ausländischer Kreditinstitute muß jedoch eine im 
Inland tätige Person dem Bundesaufsichtsamt ge- 
genüber für die Einhaltung dieses Gesetzes verant- 
wortlich sein. Dem trägt Absatz 2 Satz 1 Rechnung. 

Absatz 3 verhindert, daß ein ausländisches Kredit- 
institut, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
mehrere Zweigstellen unterhält, im Inland mehr- 
mals wie ein selbständiges Kreditinstitut behandelt 
wird. 

Zu § 59 

Die Vorschrift dient der Rechtsklarheit. Nach dem 
geltenden Kreditwesengesetz bedurften die Kredit- 
institute, die bei seinem Inkrafttreten bestanden, 
keiner Erlaubnis. Es gibt zur Zeit also Kreditinsti- 
tute mit Erlaubnis und solche, die ohne Erlaubnis 
befugtermaßen Bankgeschäfte betreiben. Um in die- 
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ser Hinsicht einheitliches Recht zu schaffen, fingiert 
die Vorschrift für die bestehenden Kreditinstitute 
eine Erlaubnis nach § 31 in dem Umfange, in dem 
sie nach geltendem Recht Bankgeschäfte betreiben 
dürfen. Soweit eine Erlaubnis nicht ausdrücklich 
beschränkt worden ist, gilt also eine Vollkonzession 
als erteilt. Die fingierte Erlaubnis kann nach § 34 
erlöschen oder zurückgenommen werden. Satz 2 
stellt im Interesse der Rechtssicherheit klar, daß der 
Zeitpunkt, in dem die Fiktion wirksam wird, für den 
Beginn der Frist des § 34 Abs. 1 maßgebend ist. 

Zu § 60 

Neben dem geltenden Kreditwesengesetz werden 
durch § 61 Abs. 1 die Verordnungen zu seiner Än- 
derung und Durchführung aufgehoben. 

Im übrigen müssen jedoch im Interesse der Konti- 
nuität der Bankenaufsicht die zahlreichen Bestim- 
mungen auf dem Gebiet des Kreditwesens, insbe- 
sondere die Anordnungen, die auf Grund des gelten- 
den Kreditwesengesetzes erlassen worden sind, 
grundsätzlich weitergelten, soweit sie dem neuen 
Gesetz nicht widersprechen. Absatz 1 Satz 2 klärt 
die Konkurrenz dieses Gesetzes mit Sondervor- 
schriften, die für bestimmte Kreditinstitute die glei- 
chen Materien wie dieses Gesetz regeln. Die An- 
forderungen des Kreditwesengesetzes sind Mindest- 
anforderungen für alle Kreditinstitute. Bundes- und 
Landesrecht, das für bestimmte Arten von Kredit- 
instituten schärfere Vorschriften auf stellt, bleibt 
unberührt. Dies gilt insbesondere für das Sparkas- 
senrecht. 

Aufgaben und Befugnisse, die in Vorschriften des 
Bundesrechts der Bankaufsichtsbehörde übertragen 
worden sind, z. B. die Sonderaufsicht über die Ka- 
pitalanlagegesellschaften, gehen auf das Bundesauf- 
sichtsamt über (Absatz 2); die Funktionen nach den 
Vorschriften über die Wertpapierbereinigung, die 
bankaufsichtsfremd sind, werden hiervon nach Ab- 
satz 3 ausgenommen. Dieser Absatz stellt ferner 
klar, daß auch andere auslaufende Funktionen, die 
bisher von den Bankaufsichtsbehörden ausgeübt 
worden sind, weiterhin in der Zuständigkeit der 
Länder bleiben sollen, weil sie im Zusammenhang 
mit der Zuteilung von Ausgleichsforderungen die 
finanziellen Interessen der Länder berühren. 

Absatz 4 nimmt bestimmte abwickelnde Kreditinsti- 
tute mit öffentlicher Sonderstellung, die auch dem 
geltenden Kreditwesengesetz nicht unterliegen, vom 
Gesetz aus und stellt klar, daß die Konversions- 
kasse für Deutsche Auslandsschulden und die Deut- 
sche Verrechnungskasse keine Kreditinstitute im 
Sinne dieses Gesetzes sind. 

Zu § 61 

Absatz 1 dient der Gesetzesbereinigung. Im einzel- 
nen ist folgendes zu bemerken: 

Zu Nummer 9; Das durch die Notverordnung vom 
5. August 1931 für die öffentlich-rechtlichen Sparkas- 
sen und andere öffentlich-rechtliche Kreditinstitute 
eingeführte Kommunalkreditverbot ist gegenstands- 
los geworden. 

Zu Nummer 10: Die nach § 10 vorgesehene Liqui- 
ditätsregelung macht die in den aufzuhebenden 


Vorschriften enthaltenen besonderen Liquiditäts- 
vorschriften für die Sparkassen und Girozentralen 
entbehrlich. 

Zu Nummern 11 bis 17: Auf die Ausführungen zu 
§ 3 Nr. 2 wird verwiesen. 

Zu Nummer 18: Auf die Ausführungen zu § 3 Nr. 3 
wird verwiesen. 

Zu Nummern 19, 20, 23 und 24: Die Vorschriften 
sind gegenstandslos geworden. 

Zu Nummern 21 und 22: Anders als das geltende 
Kreditwesengesetz regelt der Entwurf die Prüfung 
des Jahresabschlusses der Kreditinstitute. Die bis- 
herige gesetzliche Grundlage für die Jahresab- 
schlußprüfung vieler Kreditinstitute, die Prüfungs- 
pflichtverordnung vom 7. Juli 1937, wird somit ge- 
genstandslos, ebenso ihre in Nummer 21 genannte 
Ermächtigungsnorm. 

Nach § 9 der 35. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz ist die Deutsche Bundesbank zu- 
ständig für die Bestellung und Überwachung von 
Treuhändern für die Vermögenswerte von Kredit- 
instituten, die ihren Sitz am 21. Juni 1948 in einem 
nicht zum Währungsgebiet der Deutschen Mark ge- 
hörenden Gebiete des Deutschen Reichs nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1937 hatten und nicht nach 
§ 1 der 35. Durchführungsverordnung als Geldinsti- 
tut im Währungsgebiet gelten. Da diese Aufgabe 
keinen währungspolitischen, sondern ausschließlich 
bankaufsichtlichen Charakter hat, überträgt Absatz 
2 sie dem Bundesaufsichtsamt. 

Zu § 62 

Da das Gesetz auch in Berlin gelten soll, bedarf es 
der Berlin-Klausel. Die Vorschrift regelt auch eine 
Sonderfrage der Berliner Altbanken. Die Erlaubnis 
dieser Institute ist zwar nicht erloschen. Ihr Ge- 
schäft ruht jedoch, soweit sie nicht nach dem Ber- 
liner Altbankengesetz zum Neugeschäft zugelassen 
sind. Da dieses Ruhen nicht von dem Willen der 
Institute abhängt, muß für sie die Rücknahme der 
Erlaubnis nach § 34 Abs. 2 Nr. 2 ausgeschlossen 
werden. 

Die staatsrechtlichen Voraussetzungen für das Tä- 
tigwerden des Bundesaufsichtsamtes in Berlin sind 
gegeben. 

Zu § 63 

Nach Artikel 7 des Saarvertrages gilt im Saarland 
während der Übergangszeit das französische Recht 
auf dem Gebiete des Kreditwesens weiter. § 63 be- 
stimmt daher, daß dieses Gesetz erst mit Ablauf der 
Übergangszeit im Saarland in Kraft tritt. 

Zu § 64 

Da mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ban- 
kenaufsicht sofort auf das Bundesaufsichtsamt über- 
geht, muß zwischen der Verkündung des Gesetzes 
und seinem Inkrafttreten ein angemessener Zeit- 
raum liegen, um den personellen und organisatori- 
schen Aufbau des Bundesaufsiditsamtes zu ermög- 
lichen. 
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Anlage 

zur Begründung zu § 49 

Nach den vorliegenden Plänen, die im wesentlichen 
auf Erfahrungen der Länderverwaltungen und den 
Erfahrungen des früheren Reichsaufsichtsamtes be- 
ruhen, wird das neue Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen eine Personalstärke von etwa 70 Be- 
diensteten erhalten, von denen 30 Beamte sein 
werden. An der Spitze steht ein Präsident. Der 
Vizepräsident soll gleichzeitig eine Abteilung leiten. 
Vorgesehen sind vier Abteilungen, nämlich eine 
Grundsatzabteilung und je eine Aufsichtsabteilung 
für Kreditbanken, für öffentlich-rechtliche Kredit- 
institute sowie private Realkreditinstitute und für 
Kreditgenossenschaften. Jede Abteilung soll vier 
Referate umfassen, von denen eines durch den Ab- 
teilungsleiter selbst zu leiten ist. Die nicht in die 
Abteilungen eingegliederte Verwaltung wird dem 
Vizepräsidenten unterstehen. 

Der jährliche Haushalt des Bundesaufsichtsamtes 
wird etwa umfassen an 

Personalausgaben 950 000 DM 

Sachausgaben und 

Allgemeinen Ausgaben 300 000 DM 

zusammen 1 250 000 DM. 

Im ersten Jahr treten dazu an Einmaligen Ausgaben 
etwa 250 000 DM. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. März 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 25. Februar 1959 — 6 — 55101 — 
2405/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 203. Sitzung am 20. März 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über das Kreditwesen 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Kaisen 
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Stellungnahme des Bundesrates 


ALLGEMEINER TEIL 

Die Notwendigkeit, das Kreditwesengesetz zu moder- 
nisieren, weil es in wesentlichen Teilen materiell nicht 
mehr genügt, auch nicht mehr den staatsrechtlichen 
Verhältnissen und rechtsstaatlichen Bedürfnissen 
entspricht und infolgedessen zunehmende Zweifel 
an der weiteren Anwendbarkeit mancher Bestim- 
mungen auftreten, ist seit Jahren allgemein aner- 
kannt. Inhalt und Ausmaß der notwendigen Re- 
form sind jedoch umstritten. Nach Auffassung der 
Länder, die seit 1945 das Kreditwesengesetz aus- 
führen, kommt es vor allem darauf an, gewisse 
richtungweisende Erfahrungen der Bankaufsichts- 
praxis für den materiell-rechtlichen Inhalt des Ge- 
setzes zu verwerten und es im übrigen mit dem 
Grundgesetz und den Prinzipien des Rechtsstaates 
in Einklang zu bringen. Dagegen ist für die Bun- 
desregierung das zentrale Problem der Reform, wie 
dieser Gesetzentwurf zeigt, eine grundsätzliche 
Änderung der Organisation der staatlichen Banken- 
aufsicht; die Ausführung des Kreditwesengesetzes 
soll den Ländern abgenommen und teils auf eine 
selbständige Bundesoberbehörde, das Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen, teils auf die Deut- 
sche Bundesbank übertragen werden. Dieses orga- 
nisatorische Ziel ist für den Regierungsentwurf be- 
stimmend. Dagegen bleiben drängende Probleme 
des materiellen Kreditwesenrechts ungelöst. 


I. Gesetzgebungszuständigkeit 

Trotz gewisser Bedenken, die sich insbesondere aus 
den in dem Entwurf vorgesehenen Regelungen über 
die Eingriffsmöglichkeiten einer oberen Bundesbe- 
hörde in die Organisation öffentlich-rechtlicher Kre- 
ditinstitute des Landesrechts ergeben, werden ge- 
gen die Zuständigkeit des Bundes nach Artikel 74 
Nr. 11 und Nr. 1 GG keine Einwände erhoben. 

11. Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für 
das Kreditwesen als selbständige 
Bundesoberbehörde 

Der Bundesrat erkennt an, daß die Organisation der 
staatlichen Aufsicht über die Kreditinstitute von 
hervorragender Bedeutung ist, weil Wirksamkeit 
und Erfolg hier mehr als in anderen Verwaltungs- 
bereichen abhängen von einem schnell, reibungs- 
los, genau und zuverlässig arbeitenden Apparat. 
Diesen Ansprüchen hat die Ausführung des Kredit- 
wesengesetzes durch die Länder bisher genügt, so 
daß insoweit kein Bedürfnis nach einer Änderung 
besteht. 

Im Gegensatz zur Bundesregierung ist der Bundes- 
rat außerdem der Auffassung, daß die Errichtung 
einer selbständigen Bundesoberbehörde nicht schon 


dann zulässig ist, wenn die Ausführung eines Ge- 
setzes in bundeseigener Verwaltung zweckmäßig 
und praktisch möglich erscheint. 

Es kommt insbesondere nicht darauf an, ob der 
Bund etwas vermag,. sondern darauf, ob die Länder 
es nicht vermögen; diese Fragestellung allein ent- 
spricht der bundesstaatlichen Ordnung des Grund- 
gesetzes. Deswegen ist auch unerheblich, welche 
Organisationsform eine Bankenaufsicht unter der 
Herrschaft der mehr zentral orientierten Weimarer 
Verfassung oder gar im Dritten Reich hatte. Bemer- 
kenswert ist aber, daß die Bundesregierung in § 57 
ihres Entwurfs die Befugnisse der Sonderaufsichts- 
behörden noch mehr zu beschneiden versucht, als 
es in § 49 des geltenden Kreditwesengesetzes 1934, 
1939, 1944 geschehen ist, und es offensichtlich für 
zumutbar hält, daß eine Bundesoberbehörde z. B. 
gegen den Willen eines parlamentarisch verant- 
wortlichen Landesministers die Abberufung des Ge- 
schäftsleiters einer öffentlich-rechtlichen Landesan- 
stalt erzwingt (§ 57 Abs. 1, § 35 Abs. 2, § 48). 

Uber diese verfassungspolitischen Zweifel an der 
Zuverlässigkeit des organisatorischen Vorhabens 
der Bundesregierung hinaus begegnet der Plan der 
Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für das Kre- 
ditwesen auch verfassungsrechtlichen, wirtschaftspo- 
litischen und verwaltungsökonomischen Bedenken. 

1. Verfassungsrechtliche Bedenken 

Das Ermessen des Bundesgesetzgebers, von der Be- 
fugnis zur Errichtung selbständiger Bundesoberbe- 
hörden auf Grund des Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 GG 
! Gebrauch zu machen, unterliegt gewissen verfas- 
sungsrechtlichen Begrenzungen: 

a) Zunächst darf nicht übersehen werden, daß Ar- 
tikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG die Möglichkeit zu 
Ausnahmen von dem allgemeinen Grundsatz der 
landeseigenen Verwaltung (Artikel 83 GG) er- 
öffnet und daß daher von dieser Ausnahme- 
möglichkeit nur begrenzt Gebrauch gemacht wer- 
den darf. 

b) Da nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG für Ange- 
legenheiten, für die dem Bund die Gesetzgebung 
zusteht, selbständige Bundesoberbehörden nur 
durch Bundesgesetz errichtet werden können, 
ist im Bereich der konkurrierenden Gesetzge- 
bung die Errichtung einer selbständigen Bundes- 
oberbehörde verfassungsrechtlich jedenfalls 
dann nicht zulässig, wenn für eine diese Bundes- 
oberbehörde errichtende bundesgesetzliche Rege- 
lung kein Bedürfnis im Sinne des Artikels 72 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 GG besteht. Denn ein solches 
Bedürfnis ist Voraussetzung einer jeden Gesetz- 
gebungsbefugnis des Bundes im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung. 

Wenn in Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG das Erfor- 
dernis eines Bedürfnisses für die Errichtung 
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einer selbständigen Bundesoberbehörde nicht 
ausdrücklich genannt ist, obwohl Artikel 116 GG 
des Herrenchiemsee-Entwurfs eine entspre- 
chende Vorschrift als Voraussetzung für die Zu- 
lässigkeit der Errichtung von Bundesoberbehör- 
den vorgesehen hatte, so kann hieraus nicht die 
Entbehrlichkeit des Bedürfnisses als Zulässig- 
keitsvoraussetzung für die Errichtung von selb- 
ständigen Bundesoberbehörden gefolgert wer- 
den. Die gegenüber dem Herrenchiemsee-Ent- 
wurf vorgenommene Umformung und die Nicht- 
erwähnung des Bedürfnisses als Zulässigkeits- 
voraussetzung in Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG 
trägt vielmehr lediglich dem Umstand Rechnung, 
daß die genannte Vorschrift auch anwendbar 
sein soll für solche selbständigen Bundesober- 
behörden, die im Bereich der ausschließlichen 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes errichtet 
werden. In dem Bereich der ausschließlichen Ge- 
setzgebungskompetenz entfällt aber die Bedürf- 
nisprüfung nach Artikel 72 Abs. 2 GG. Die Fas- 
sung des ursprünglichen Artikels 116 war also 
zu eng. 

c) Unabhängig von den Darlegungen unter a) und 
b) folgt aus dem Begriff „selbständige Bundes- 
oberbehörde", daß einer solchen nur Aufgaben 
übertragen werden können, deren zentrale Be- 
arbeitung sowohl notwendig als auch möglich ist. 
Dies ergibt sich insbesondere auch daraus, daß 
es sich bei der Errichtung einer Bundesoberbe- 
hörde nur um eine Ausnahme von der die Regel 
bildenden Durchführung von Bundesgesetzen in 
landeseigener Verwaltung (Artikel 83 GG) han- 
delt (vgl. hierzu den Beschluß des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 4. Juli 1956 — BVerwGE V C 
199.55). 

Zu b) und c) 

Daß ein Bedürfnis für die Errichtung eines Burtr 
desaufsichtsamtes als selbständiger Bundesober- 
behörde nicht besteht und daß es sich bei den 
Aufgaben der Bankenaufsicht nicht um solche 
handelt, deren zentrale Bearbeitung sowohl not- 
wendig als auch möglich ist, ergibt sich aus den 
Ausführungen unter Nr. 2 und 3. 

2. Wirtschaftspolitische Bedenken 

Die wirtschaftspolitische Notwendigkeit einer zen- 
tralen Bankenaufsicht wird von der Bundesregie- 
rung im wesentlichen damit begründet, daß die zen- 
trale Bankenaufsicht 

a) der organischen Einheit des Kreditapparats ent- 
spreche, 

b) die notwendige Einheitlichkeit der Verwaltungs- 
praxis gewährleiste, 

c) die gebotene Zusammenarbeit mit der Bundes- 
bank voll zur Wirkung kommen lasse. 

Diese Gründe überzeugen nicht, sondern sind 
eher geeignet, die Zweckmäßigkeit der Beibe- 
haltung der regionalen Bankenaufsicht zu recht- 
fertigen. 

Zu a) 

Für die Aufgaben und damit auch für die Orga- 
nisation der Bankenaufsicht spielt die von der 


Bundesregierung angeführte Einheit des Kredit- 
apparates keine Rolle, Gegenstand der Tätig- 
keit der Bankaufsichtsbehörde ist immer nur 
das einzelne Kreditinstitut; der Kreditapparat 
in seiner Gesamtheit unterliegt den wirtschafts- 
politischen und währungspolitischen Maßnahmen 
der Bundesregierung und der Deutschen Bundes- 
bank. Die Hinweise der Bundesregierung auf den 
bargeldlosen Zahlungsverkehr, auf die Kredit- 
schöpfung im Bankapparat und auf die besondere 
Bedeutung der Kreditinstitute für die Währungs- 
ordnung zeigen, daß hier immer nur vom Kre- 
ditapparat als Werkzeug der Währungslenkung 
die Rede ist. Die insoweit erforderliche zentrale 
Kontrolle und Steuerung des Kreditapparats ist 
durch die Kompetenzen der Bundesregierung und 
der Notenbank gesichert. 

Der Kreditapparat besteht aber aus einzelnen 
Kreditinstituten. Die allgemeinen Maßnahmen 
der Bundesregierung und der Deutschen Bundes- 
bank, die die Funktionsfähigkeit der organischen 
Einheit gewährleisten sollen, müssen ergänzt 
werden durch die gewerbepolizeiliche Aufsicht 
über das einzelne Kreditinstitut. Diese Aufsicht 
hat zum Ziele, dafür zu sorgen, daß jedes Kre- 
ditinstitut die gesetzlich verankerten allgemei- 
nen Bankregeln beachtet. Für die Ausübung die- 
ser Aufsichtsaufgabe bedarf es keiner zentralen 
Behörde; die Ordnung des Ganzen ergibt sich 
aus der Ordnung in den Teilbereichen. 

Zu b) 

Auch für die Einheitlichkeit der Verwaltungs- 
praxis bedarf es keiner Zentralbehörde. Sowohl 
die freiwillige Koordinierung der Verwaltungs- 
praxis der Bankaufsichtsbehörden der Länder 
im Sonderausschuß Bankenaufsicht als auch die 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte bieten 
die Gewähr, daß in allen grundsätzlichen Fragen 
die beaufsichtigten Institute im ganzen Bundes- 
gebiet gleidibehandelt werden. Auch auf ande- 
ren Verwaltungsgebieten wird eine im Grund- 
sätzlichen einheitliche Verwaltungspraxis durch 
Koordinierung herbeigeführt. Die von der Bun- 
desregierung geübte Kritik an der „beträcht- 
lichen Schwerfälligkeit" der Koordinierungsar- 
beit richtet sich gegen den föderativen Staats- 
aufbau schlechthin. Soweit in der bisherigen 
Praxis der Bankaufsichtsbehörden zusätzliche Er- 
schwerungen aufgetreten sind, haben diese sich 
nicht aus den allgemeinen Aufsichtsaufgaben, 
sondern daraus ergeben, daß die Bankaufsichts- 
behörden noch mit Kompetenzen belastet sind, 
die über den Rahmen einer gewerbepolizeilichen 
Aufsicht hinausgehen, z. B. Regelung der Zins- 
konditionen, Prüfung und Bestätigung der Um- 
stellungsrechnungen, Wertpapierbereinigung. 

Zu c) 

Die Behauptung der Bundesregierung, daß nur 
bei der zentralen Beaufsichtigung der Kreditin- 
stitute „die gebotene Zusammenarbeit mit der 
Bundesbank voll zur Wirkung" komme, trifft 
nicht zu und ist durch die langjährige Praxis 
widerlegt. Auch nach dem Inkrafttreten des Bun- 
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desbankgesetzes obliegt der Verkehr mit den 
Kreditinstituten den Landeszentralbanken. Eben- 
so laufen die auf Grund des Kreditwesengesetzes 
zu erstattenden Anzeigen über diese. Daher ist 
die gebotene Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Bundesbank in jeder Beziehung garantiert. Eine 
Zentralbehörde könnte diese Zusammenarbeit 
weder schneller, noch einfacher, noch wirkungs- 
voller gestalten. 

Diese Tatsachen und langjährigen Erfahrungen 
widerlegen die Argumente der Bundesregierung. 
Die Bankaufsichtsbehörden haben bewiesen, daß 
sie ihre Maßnahmen nicht „nur unter dem be- 
grenzten Blickwinkel ihres Zuständigkeitsge- 
bietes treffen"' und imstande sind, sowohl im 
allgemeinen als auch in der Behandlung von 
Einzelfällen eine im wesentlichen übereinstim- 
mende Verwaltungspraxis zu üben. 

d) Gegen den Organisationsvorschlag der Bundes- 
regierung und für die Beibehaltung der regio- 
nalen Bankenaufsicht sprechen außerdem fob 
gende Gesichtspunkte: 

Mit der Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen würde die Kompetenz für 
einen der wichtigsten Zweige der Volkswirt- 
schaft aus der allgemeinen Wirtschaftsverwal- 
tung herausgenommen und einer Sonderbehörde 
übertragen. Das wäre ein weiterer Schritt zur 
Zersplitterung einer Wirtschaftsexekutive, die 
sich bei allen ihren Maßnahmen von der Situa- 
tion der Gesamtwirtschaft leiten läßt, in Grup- 
penverwaltungen, denen der Überblick über das 
Ganze fehlt und die deswegen immer stärker 
der Gefahr ausgesetzt sind, unbewußt zu staat- 
lichen Fürsprechern und Verfechtern eigennützi- 
ger Interessentenwünsche zu werden. Außerdem 
'Sollte bedacht werden, daß bei Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für die Länder in Zukunft 
jeder Anlaß entfiele, zur Sanierung von Kredit- 
instituten im Interesse ihrer Einleger mit Lan- 
desmitteln oder Landesbürgschaften zu helfen, 
wie es bisher wiederholt geschehen ist. 

e) Eine regionale Bankenaufsicht ist aus naheliegen- 
den Gründen wirksamer und deshalb zweckmä- 
ßiger als eine zentrale. Hierzu hat die Bank 
deutscher Länder in ihrem Schreiben an den 
Bundesminister für Wirtschaft vom 25. Januar 
1957 (11/2145/57) ausgeführt: 

„überdies darf nicht verkannt werden, daß die 
gegenwärtige Organisation der Bankenaufsicht 
eine Reihe wesentlicher Vorzüge aufweist. 

Die heutigen Aufgaben der Bankenaufsicht 
sind gegenüber der Zeit von 1934 bis 1944 
erheblich gewachsen, da angesichts der sehr 
viel höheren und differenzierteren Kreditenga- 
gements und der geringeren Ausstattung der 
Kreditinstitute mit Eigenkapital die Liquidi- 
täts- und Risikolage der meisten Kreditinsti- 
tute einer weit intensiveren Überwachung be- 
darf als in der Zeit der Rüstungs- und Kriegs- 
finanzierung nach 1933. 

Die Ortsnähe der jetzigen Bankenaufsicht ge- 
währt einen gründlichen Einblick in die 


Situation des einzelnen Kreditinstituts. Die 
enge Zusammenarbeit mit der Notenbank ist 
auf regionaler Ebene besonders leicht zu be- 
werkstelligen und für die wirksame Durch- 
führung der Bankenaufsicht von entscheiden- 
dem Wert, 

Wenn die Bankenaufsicht in ihrer heutigen 
Organisationsform da und dort den Zusam- 
menbruch einer Bank nicht verhindern konnte, 
so folgt daraus nicht, daß eine zentrale Banken- 
aufsicht zur Verhinderung eines solchen Zu- 
sammenbruchs imstande gewesen wäre. Ein 
Bundesaufsichtsamt müßte sich viel whiterge- 
hend auf mittelbare Informationen wie z. B. 
Prüfungsberichte verlassen als eine regionale 
Aufsichtsbehörde. Von einer Bankenaufsicht 
zu erwarten, daß sie imstande sein könnte, zu 
verhindern, daß Banken schlechte Geschäfte 
machen, hieße die staatliche Aufsicht überfor- 
dern und eine Illusion erzeugen. Gegen fal- 
sche Meldungen ist keine Aufsichtsbehörde 
gefeit, dies um so weniger, je weiter sie ent- 
fernt ist und je weniger ergänzende Informa- 
tionen ihr zur Verfügung stehen." 

In der Tat bietet die gegenwärtige regionale 
Organisation der Bankenaufsicht die denkbar 
beste Gewähr für Wirksamkeit und Erfolg einer 
gewerbepolizeilichen Staatskontrolle, die am 
Prinzip der Wettbewerbswirtschaft festhält und 
die geschäftliche Entschlußfreiheit und eigene 
Verantwortlichkeit der Kreditinstitute nicht an- 
tastet. Eine ortsnahe Bankaufsichtsbehörde, die 
in ständigem unmittelbarem Kontakt mit der 
Landeszentralbank steht, kennt aus eigener An- 
schauung nicht nur die Kreditinstitute' und deren 
Geschäftsleiter, sondern in der Regel auch die 
größeren Kreditnehmer. Sie ist über alle be- 
sonderen Vorkommnisse so frühzeitig und zu- 
verlässig wie möglich informiert, kann also ge- 
gebenenfalls rasch und auf Grund ihrer meist 
subtilen Kenntnis der wirtschaftlichen und per- 
sönlichen Verhältnisse mit elastisch dem Einzel- 
fall angepaßten Maßnahmen eingreifen. 

fj Die Behauptung, daß eine regionale Bankenauf- 
sicht die wirksame Beaufsichtigung der über- 
regionalen Großinstitute beeinträchtige, entbehrt 
jeder Grundlage. Die Befürchtungen, welche die 
Bundesregierung veranlaßt hatten, vor 2 Jahren 
den Entwurf eines Vorschaltgesetzes über die 
Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen vorzulegen (BT-Drucksache 3264 der 
2. Wahlperiode), haben sich, wie vom Bundesrat 
damals vorausgesagt, als unbegründet erwiesen. 
Die Großbanken werden ebenso wie die Kapi- 
talanlagegesellschaften und die Hypotheken- 
banken von den Aufsichtsbehörden ihrer Sitz- 
länder wirksam beaufsichtigt. 

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, 
daß das Schwergewicht der Bankaufsichts- 
arbeit erfahrungsgemäß nicht in der Überwa- 
chung der rd. 250 Kreditinstitute mit Bilanzsum- 
men von je mehr als 50 Mio. DM liegt, sondern 
in der laufenden Beaufsichtigung der nahezu 


51 



Drucksache 1114 


Deutscher Bundestag - — 3. Wahlperiode 


13 000 mittleren und kleinen Institute. Diese 
Aufgabe ist volkswirtschaftlich nicht weniger 
wichtig und verantwortungsvoll, dabei aber 
schwieriger als die Kontrolle der großen, weil 
den mittleren und kleinen Kreditinstituten die 
Ersparnisse der wirtschaftlich schwächeren Volks- 
kreise anvertraut sind und sie selbst im allge- 
meinen sich nicht den hochqualifizierten persön- 
lichen und technischen Verwaltungsaufwand lei- 
sten können, der menschliches Versagen so gut 
wie ganz auszuschalten, zumindest aber alsbald 
erkennbar zu machen vermag. Deshalb obliegt 
der Bankaufsichtsbehörde hier besondere 
Wachsamkeit, Umsicht und Tatkraft. Diese Auf- 
gabe ist schon wegen der großen Zahl der in 
Betracht kommenden Kreditinstitute nicht von 
einer zentralen Stelle zu bewältigen, erfordert 
aber außerdem in noch verstärktem Maße Kennt- 
nis der örtlichen und persönlichen Umstände. 
Solcher Überlegung hat sich auch die Bundesre- 
gierung nicht verschlossen, doch meint sie, diese 
Bankaufsichtsfunktion lasse sich im wesentlichen 
durch die Einschaltung der Prüfungsverbände der 
Sparkassen und Kreditgenossenschaften erfüllen. 
Gegen diese Vorhaben sind ernste rechtliche Be- 
denken zu erheben. Es birgt die Gefahr, daß die 
Verbände nicht nur eine Hilfsfunktion, sondern 
auch hoheitliche Befugnisse erhalten. Dies wäre 
ein Verstoß gegen rechtsstaatliche Grundsätze. 
Auch aus § 63b Abs. 4 des Genossenschaftsge- 
setzes ergeben sich rechtliche Einwendungen. 

g) Offenbar aus den gleichen Erwägungen ist nun 
die Bundesregierung, wie der Gesetzentwurf 
und seine Begründung unter A. V. zeigen, dahin 
gelangt, entgegen ihrer früheren Auffassung die 
Deutsche Bundesbank mit den eigentlichen Ver- 
waltungsaufgaben der Bankenaufsicht betrauen 
zu wollen. Der Bundesminister für Wirtschaft 
hatte noch in seiner Rede in der 171. Sitzung des 
Bundesrates am 8. Februar 1957 (BT-Druck- 
sache 3264 der 2. Wahlperiode S. 13) u. a. erklärt: 

„Ebenso wie die Versicherungsaufsicht ist die 
Bankaufsicht eine Aufgabe des Staates, nicht 
dagegen eine Aufgabe der Notenbank. Die 
Notenbank betreibt Währungspolitik und tritt 
dabei mit den Banken in Geschäftsbeziehun- 
gen. Es kann ihr aber nicht obliegen, eine 
gewerbepolizeiliche Aufsicht über die Kredit- 
institute auszuüben. Auch aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen wäre dies nicht angängig. 
Die Notenbank soll nach unser aller Über- 
zeugung unabhängig, d. h. an Weisungen der 
Regierung nicht. gebunden und von parlamen- 
tarischer Verantwortung frei sein. Diese Unab- 
hängigkeit verbietet es, ihr die Durchführung 
solcher Staatsaufgaben gesetzlich zuzuweisen, 
die über ihre währungspolitischen Befugnisse 
hinausgehen. Daher werden weder das Bun- 
desbankgesetz noch das neue Kreditwesenge- 
setz der Notenbank echte eigene Aufgaben auf 
dem Gebiet der Bankaufsicht zuweisen kön- 
nen." 

Nunmehr soll jedoch nach der Konzeption der 
Bundesregierung die Kompetenz und Initiative 


in der materiellen Bankenaufsicht primär bei der 
Deutschen Bundesbank liegen. Das Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen soll insoweit 
praktisch grundsätzlich nur noch auf Anregung 
der Bundesbank tätig werden, also wenn die 
Bundesbank Zwangsmaßnahmen, Ordnungsstra- 
fen oder zulässigenfalls staatliche Eingriffe in 
die Verwaltung oder den Bestand eines Kredit- 
instituts für angebracht hält. Dieser Vorschlag 
wird dem Bedürfnis nach ortsnaher Bankenauf- 
sicht insofern gerecht, als die Bundesbank über 
ein ausgedehntes Zweigstellennetz verfügt. Es 
ist aber nicht einzusehen, warum dann nicht auch 
die gewerbepolizeilichen Funktionen von Regio- 
nalbehörden, wie bisher, ausgeübt werden kön- 
nen, sondern dafür eine besondere Bundesbehörde 
errichtet werden soll. Zweifel an der rechtlichen 
und tatsächlichen Möglichkeit einer reibungslo- 
sen und wirksamen Zusammenarbeit der regio- 
nalen Bankaufsichtsbehörden mit den Landes- 
zentralbanken können angesichts der seit mehr 
als 12 Jahren mit Erfolg geübten Verwaltungs- 
praxis nicht aufkommen. 

h) Nicht nur unbegründet, sondern durch unbe- 
streitbare Tatsachen sogar widerlegt, ist die Be- 
hauptung, „bei einem dezentralen Aufsichts- 
system wäre der bundeseinheitliche Erlaß von 
Anordnungen über die Konditionen durch die 
für die Bankenaufsicht zuständigen Behörden 
nicht möglich" (S. 21 der Begründung, linke 
Spalte unten). Der Bundesrat ist aber der schon 
in seinem Initiativgesetzentwurf über Zinsen 
usw. (BT-Drucksache 884) zum Ausdruck gebrach- 
ten Auffassung, daß wirtschafts- und währungs- 
politische Funktionen nicht der Bankaufsichts- 
behörde, sondern der Bundesregierung oder dem 
Bundesminister für Wirtschaft zustehen, und daß 
es deshalb nicht Sache eines Bundesaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen sein könnte, Anord- 
nungen über Zinsen, Provisionen und andere 
Entgelte der Kreditinstitute zu erlassen. Außer- 
dem hat der Bundesrat schon damals auf das Er- 
fordernis seiner Zustimmung zu den vom Bun- 
desminister für Wirtschaft zu erlassenden Ver- 
ordnungen verzichtet und diesen Verzicht bei 
den Stellungnahmen zu §§ 22, 46 und 47 des vor- 
liegenden Entwurfs wiederholt. 

Die „sachverständige Mitwirkung der Bankauf- 
sichtsbehörde" jedes Landes wird trotzdem ge- 
leistet werden, wenn sie gewünscht wird, und 
erfahrungsgemäß das Verfahren auch keines- 
wegs erschweren. 

3. Verwaltungsökonomische Bedenken 

Der Ersatz einer Organisation der öffentlichen Ver- 
waltung durch eine neue Form ist mit dem Gemein- 
wohl nur vereinbar, wenn diese nicht komplizierter 
und nicht kostspieliger, sondern nach Möglichkeit 
einfacher und billiger wird als die alte. Daß dies 
beim Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen der 
Fall sei, wird im Gegensatz zu früher nicht mehr 
behauptet. Die Begründung des Gesetzentwurfs 
schweigt darüber. Die Bank deutscher Länder hat in 
ihrem Schreiben vom 25. Januar 1957 hierzu erklärt: 
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„Im übrigen erscheint es mindestens zweifelhaft, 
ob die Schaffung eines Bundesaufsichtsamtes die 
Verwaltung vereinfachen und verbilligen würde." 

Diese Zweifel sind aus den Erfahrungen der Ver- 
gangenheit begründet und bisher nicht entkräftet. 

a) Die Länder beschäftigen mit der Aufsicht nach 
dem Kreditwesengesetz und dem Hypotheken- 
bankgesetz insgesamt 72 Beamte und Angestellte 
(einschließlich Schreib- und Registraturkräften); 
die höchsten Besoldungsgruppen sind A 16 und 
TO.A II. Ihre Personal-, Sach- und Allgemeinen 
Ausgaben betrugen im Haushaltsjahr 1957 58 
1 115 000 DM und werden im Haushaltsjahr 
1958/59 rd. 1 152 000 DM betragen. Für das ge- 
plante Bundesaufsichtsamt werden jetzt in der 
Begründung zu § 49 (S. 43) und in der Anlage 
dazu (S. 47) etwa 70 Bedienstete, darunter 30 
Beamte und jährliche Personal-, Sach- und All- 
gemeine Ausgaben in Höhe von etwa 1 250 000 
DM angegeben. Diese Schätzungen erscheinen 
zu optimistisch, wenn man berücksichtigt, daß 
das frühere Reichsaufsichtsamt für das Kredit- 
wesen schon 70 Bedienstete hatte. Die Erfahrung 
lehrt, daß der Personalbedarf heute im allge- 
meinen doppelt so hoch ist wie vor dem Kriege. 
Damit deckt sich, daß noch vor einiger Zeit aus 
dem Bundeswirtschaftsministerium verlautete, 
das Amt werde „höchstens 100" Bedienstete ha- 
ben. Aber selbst wenn man von den in der 
Begründung genannten Zahlen ausgeht, steht 
nach den angegebenen Vergleichszahlen fest, 
daß die regionale Aufsicht billiger arbeiten kann. 
Dadurch wird auch schon der Kritik der Boden 
entzogen, welche die Bundesregierung an dem 
„erheblichen Koordinierungsaufwand" der Län- 
der mit dem Sonderausschuß Bankenaufsicht übt. 

b) Mit dem Übergang der Bankaufsichtskompe- 

tenz von den Ländern auf den’ Bund würden die 
eingearbeiteten Fachkräfte wahrscheinlich nur 
zum geringsten Teil für ein Bundesaufsichtsamt 
zur Verfügung stehen. Kein Landesbeamter oder 
-angestellter könnte gegen seinen Willen dort- 
hin versetzt oder auch nur abgeordnet werden. 
Zudem würde bei den Ländern ein Teil dieser 
Fachkräfte trotz des Wegfalls der Bankaufsichts- 
kompetenz nicht entbehrlich werden, weil sie 
außerdem noch als Berichterstatter oder Sach- 
bearbeiter für Grundsatzfragen des Geld- und 
Kreditwesens oder für die Angelegenheiten der 
Umstollungsrechnung, die bei den Ländern blei- 
ben sollen, tätig sind und dafür weiterhin ge- 
braucht werden. Es würden also keineswegs alle 
72 jetzt in der Bankenaufsicht beschäftigten Be- 
amten und Angestellten bei den Ländern einge- 
spart werden können, so daß im Endergebnis 
der Verwaltungsapparat nicht nur nicht kleiner, 
sondern sogar größer würde, selbst wenn das 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen nicht 
mehr Planstellen bekäme als jetzt die Bankauf- 
sichtsbehörden der Länder zusammen haben. Da- 
bei ist noch nicht berücksichtigt, daß durch die 
Schaffung der Planstellen eines Präsidenten und 
eines Vizepräsidenten die Organisation in der 
Spitze jedenfalls auch absolut teurer würde. 


c) Auch bei der Deutschen Bundesbank würde die 
Verwaltung nicht einfacher. Ein Bundesaufsichts- 
amt für das Kreditwesen müßte zwangsläufig 
nicht nur mit der Frankfurter Zentrale, sondern 
auch unmittelbar mit den Landeszentralbanken 
verkehren. Dieser Verkehr der Bankaufsichts- 
behörde würde sich dann aber nicht mehr wie 
jetzt in der Form häufiger täglicher Rückspra- 
chen über die Telefonquerverbindungen, son- 
dern im wesentlichen schriftlich abspielen. 

Das hätte zur unausbleiblichen Folge, daß das 
Personal der Bankenabteilungen bei den Landes- 
zentralbanken vermehrt werden müßte, zumal 
da auch der diesbezügliche Schriftverkehr mit 
der Frankfurter Zentrale nicht unerheblich an- 
schwellen würde. Erst recht würde die jetzt ver- 
hältnismäßig kleine Bankenabteilung bei der 
Bundesbankzentrale selbst vergrößert werden 
müssen. Auch hier also ergäbe sich nicht nur 
keine Vereinfachung der Verwaltung, sondern 
ein größerer Apparat mit entsprechend höherem 
Kostenaufwand. 

d) Komplizierter und kostspieliger würde auch das 
Verwaltungsrechtsverfahren. Für Anfechtungs- 
klagen gegen belastende Verwaltungsakte des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen, Fest- 
stellungs- und Untätigkeitsklagen wäre dann 
ausschließlich das Verwaltungsgericht örtlich zu- 
ständig, in dessen Geschäftsbereich das Bundes- 
aufsichtsamt seinen Sitz hätte. Das wäre für die 
meisten Kreditinstitute eine Erschwerung der 
Rechtsverteidigung und Rechtsverfolgung. Insbe- 

I sondere den ländlichen Kreditgenossenschaften 

ist dies nicht zumutbar. 

j 

I Aber auch das Land, in dem das Bundesaufsichts- 

! amt seinen Sitz hätte, würde durch das sich 

I daraus ergebende Anschwellen der Zahl der 

j Verwaltungsrechtsprozesse in unzumutbarer 

I Weise zusätzlich belastet. 

i Da sonach ein Bedürfnis für die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes als selbständige Bundesober- 
behörde nicht besteht und weiter es sich bei 
den für das Bundesaufsichtsamt vorgesehenen 
Aufgaben auch nicht um solche handelt, deren zen- 
trale Bearbeitung sowohl notwendig als auch mög- 
lich ist, erweist sich nach den Darlegungen zu 11. 1. 
die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes als selb- 
ständige Bundesoberbehörde schon verfassungs- 
rechtlich als unzulässig. 

Aus diesen verfassungsrechtlichen, wirtschaftspoli- 
tischen und verwaltungsökonomischen Gründen ist 
daher nach Auffassung des Bundesrates von der Er- 
richtung eines Bundesaufsichtsamtes für das Kredit- 
wesen abzusehen und die Ausführung der Banken- 
aufsicht den Ländern als eigene Angelegenheit zu 
belassen. 

III. Materiell -rechtliche Lücken 

1. Sicherheit für Spareinlagen bei Kreditinstituten 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
die Grundgedanken des geltenden Kreditwesenge- 
j setzes auch heute noch weitgehend Gültigkeit ha- 
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ben. Dementsprechend schließt sich der Entwurf in 
den materiellen Bestimmungen eng an das geltende 
Recht an. Ein wesentlicher Bestandteil des Kredit- 
wesengesetzes war jedoch die in § 4 Abs. 1 Buch- 
stabe b verankerte Bedürfnisprüfung, durch deren 
Anwendung die Bankaufsichtsbehörden bis Mitte des 
Jahres 1958 die Zulassung zum Kreditgewerbe und 
die Ausdehnung des Zweigstellennetzes beschrän- 
ken konnten. Durch die Urteile des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 10. Juli 1958 (vgl. MDR 1959 
S. 238, 244 Nr. 141) ist die Bedürfnisprüfung 
aber als mit dem Grundgesetz nicht vereinbar er- 
klärt worden und kann seitdem nicht mehr ange- 
wandt werden. Dadurch ist dem Staat ein Instru- 
ment entwunden, das nach dem Ergebnis der Ban- 
kenquote von 1933 als „ein wirksames Mittel" zur 
Verhütung von „Kräfteverschiebungen und Über- 
setzungen im Kreditwesen, die das Allgemeinwohl 
schädigen", in das geltende Kreditwesengesetz ein- 
gebaut worden war. Es ist zu befürchten, daß infolge 
des Wegfalls der Bedürfnisprüfung die Möglichkei- 
ten der Bankaufsichtsbehörden, für den Schutz der 
Einleger zu sorgen, sich gemindert haben, weil die 
die Einlagen verwaltenden Kreditinstitute im ver- 
schärften Wettbewerb um die Debitoren eher ge- 
neigt oder aus Rentabilitätsgründen vielleicht sogar 
gezwungen sind, auf notwendige Sicherheiten zu | 
verzichten. Hinzu kommt, daß künftig der Anreiz, 
ein in Schwierigkeiten geratenes Kreditinstitut zu 
übernehmen, um dadurch eine Bedürfnisprüfung zu 
vermeiden, wegfällt, da jetzt jedem Kreditinstitut 
der Zugang an jeden beliebigen Platz offensteht. In 
Würdigung dieser Zusammenhänge hat das Bundes- 
verwaltungsgericht an mehreren Stellen der Urteile 
zu erkennen gegeben, daß es notwendig sein 
könnte, nach Wegfall der Bedürfnisprüfung den 
Schutz der Einleger auf andere Weise herbeizufüh- 
ren. Es hat eine Reihe solcher Möglichkeiten aufge- 
zeigt. 

Der Bundesrat stellt fest, daß dieses schwerwiegende 
Problem im Entwurf und seiner Begründung mit 
keinem Wort berührt wird. Die Bestimmungen des 
Kreditwesengesetzes waren schon zu Zeiten der Be- 
dürfnisprüfung kaum geeignet, die in wetten Kreisen 
der Bevölkerung offenbar bestehende Vorstellung 
über den Wirkungsgrad der staatlichen Bankenauf- 
sicht zur Sicherung der Spareinlagen zu rechtfer- 
tigen. In Wirklichkeit ist die Bankenaufsicht, wie 
die Begründung zutreffend hervorhebt, nicht im- 
stande, den Zusammenbruch eines Kreditinstituts ~ 
und damit den Verlust von Einlagen — von vorn- 
herein auszuschließen. Die Bundesregierung hat 
nicht den Versuch unternommen, dieser ganz ent- 
scheidend veränderten Rechtslage Rechnung zu tra- 
gen, sie hat sich vielmehr darauf beschränkt, die 
nach Wegfall der Bedürfnisprüfung verbleibenden 
Befugnisse der Bankaufsichtsbehörde fast unverän- 
dert in den Entwurf zu übernehmen. Dieser Mangel 
erscheint dem Bundesrat so schwerwiegend, daß er 
die Bundesregierung bitten muß, den Entwurf durch 
geeignete Vorschläge entsprechend zu ergänzen. 
Dabei wird zu prüfen sein, durch welche Einrichtun- 
gen die Kreditinstitute selbst verpflichtet werden 
können, Vorsorge dafür zu treffen, daß die Ver- 
lustgefahren für die Einleger weitgehend ausge- 


schaltet werden. Das könnte in der Weise ge- 
schehen, daß die Befugnis zur Annahme von Spar- 
einlagen vom Abschluß einer Einlagen- oder Debi- 
torenversicherung oder vom Beitritt zu einer Haf- 
tungsgemeinschaft oder einem Garantiefonds der 
Kreditinstitute abhängig gemacht wird. 

2. Folgen der Untersagung des Geschäftsbetriebes 
eines Kreditinstituts in der Form des Einzel- 
kauimanns 

Die Vorschriften des § 37 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 45 Abs. 2 geben der Bankaufsichtsbehörde nicht 
die Möglichkeit, die Liquidierung des Geschäftsbe- 
triebs eines Kreditinstituts in der Form des Einzel- 
kaufmanns sicherzustellen, nachdem die Erlaubnis 
gemäß § 34 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 zurückgenommen 
worden ist. Es ist unbefriedigend, daß in einem 
solchen Falle, der wiederholt vorgekommen ist, die 
Bankaufsichtsbehörde nicht mehr die Möglichkeit 
haben soll, durch Einsetzung eines Zwangsverwal- 
ters Maßnahmen zur Sicherung der Einleger und 
sonstigen Gläubigern zu treffen. Der Bundesrat hält 
es für dringend notwendig, im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren zu prüfen, wie es zu ermöglichen 
ist, im Falle der Rücknahme der einem Einzelkauf- 
mann erteilten Erlaubnis zum Betrieb eines Kredit- 
instituts einen Vertreter zu bestellen, der die 
Geschäfte etwa nach konkursrechtlichen Gesichts- 
punkten zum Abschluß bringt. 

IV. Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt 
I sich aus 

1. Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG 

a) Nach dem Gesetzentwurf ist eine Durchführung 
der bei der Bankenaufsicht anfallenden Auf- 
gaben durch das Bundesaufsichtsamt allein nicht 
vorgesehen. Vielmehr sollen diese Aufgaben 
teils in Zusammenarbeit mit der Deutschen Bun- 
desbank (§ 7 Abs. 1), teils durch die Deutsche 
Bundesbank allein oder gemeinsam mit dem 
Bundesaufsichtsamt 

(z. B. § 12 Abs. 1 Satz 1 (Großkredite), 

§ 13 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 (Millionen- 
kredite), 

§ 23 Abs. 1 (Anzeigen an das Bundesauf- 
sichtsamt und an die Deutsche Bundesbank) 
§ 24 (Monatsausweise), 

§ 25 (Bilanzvorlage), 

§ 28 Abs. 2 (Erläuterung des Prüfungs- 
berichts), 

§ 43 Abs. 3 (Befugnis, Auskünfte zu ver- 
langen)), 

teils unter Heranziehung „anderer Personen und 
Einrichtungen" (§ 7 Abs. 2) und auch durch 
Zweigstellen der Deutschen Bundesbank (§ 10 
des Bundesbankgesetzes) wahrgenommen wer- 
den (vgl. hierzu auch Begründung des Gesetz- 
entwurfs unter A. V. (S. 23) und B. zu § 7 S. 30). 
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Die der Deutschen Bundesbank im Bereich der 
Bankenaufsicht zu übertragenden Aufgaben wer- 
den weitgehend durch die Hauptverwaltungen 
der Deutschen Bundesbank, d. h. durch die Lan- 
deszentralbanken wahrgenommen (vgl. § 7 Abs. 

1, § 8 Abs. 1 und 2 des Bundesbankgesetzes). 

Die Deutsche Bundesbank hat die Rechtsnatur 
einer bundesunmittelbaren Anstalt des öffent- 
lichen Rechts, deren Unterbau die Landeszentral- 
banken (§ 29 Abs. 1 Satz 2 a. a. O.) und die 
Zweiganstalten (Hauptstellen, Zweigstellen — - 
§ 10 a. a. O.) bilden. 

Sofern und soweit von der Deutschen Bundes- 
bank andere Aufgaben als die einer Währungs- 
und Notenbank (Artikel 88 GG) wahrgenommen 
werden, ist die Organisation der Deutschen Bun- 
desbank rechtlich nach Artikel 87 Abs. 3 GG zu 
beurteilen. 

Auch die Übertragung neuer Aufgaben auf eine 
bereits bestehende selbständige Bundesoberbe- 
hörde oder bundesunmittelbare Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechts kann nach 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG nur durch Gesetz 
erfolgen. Denn die Übertragung neuer Aufgaben 
auf bereits bestehende Einrichtungen der Bun- 
desverwaltung im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 
Satz 1 GG steht rechtlich der „Errichtung" einer 
solchen Institution gleich. Ist daher eine bereits 
bestehende selbständige Bundesoberbehörde 
oder bundesunmittelbare Körperschaft oder An- 
stalt des öffentlichen Rechts mit einem Unterbau 
versehen, so muß ein Gesetz, das dieser bereits 
bestehenden Einrichtung der Bundesverwaltung 
neue Aufgaben überträgt, weiter auch den Vor- 
aussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
— neue Aufgaben, dringender Bedarf, Zustim- 
mung des Bundesrates und der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages — genügen. 

b) Aus den vorgenannten Vorschriften ergibt sich, i 
daß nach Inhalt und Vielzahl der der Bundes- 
bank übertragenen bankaufsichtlichen Befug- 
nisse die Deutsche Bundesbank in die Durch- 
führung der Bankenaufsicht weitgehend ein- 
geschaltet werden soll. Dies ist auch offensicht- | 
lieh die Auffassung der Begründung zum Regie- ! 
rungsentwurf, die unter A. V. (S. 23) u. a. aus- 
führt: 

„Eine solche Zusammenarbeit des Bundesauf- | 
Sichtsamtes mit der Bundesbank wird die Be- j 
aufsichtigung der Kreditinstitute, und zwar | 
auch der kleineren, besonders wirkungsvoll 
gestalten. Die Einschaltung des weit verästel- i 
ten Zweigstellennetzes der Bundesbank stellt i 
eine Ortsnähe her, die auch bei einem dezen- I 
tralen Aufsichtssystem nicht übertroffen wer- j 
den kann. Sie vermeidet unnötige Doppelar- 
beit, entlastet das Bundesaufsichtsamt von der 
Sichtung des Einzelmaterials und wirkt als 
Filter, durch den nur die bankaufsichtlich be- 
deutsamen Fälle an die Aufsichtsbehörde ge- 
langen. Das Bundesaufsichtsamt kann sich da- 
her auf die intensive Überwachung derjenigen 
Institute konzentrieren, bei denen Mängel 


oder bedenkliche Entwicklungen festgestellt 
worden sind, oder die aus den oben dargeleg- 
ten Gründen eine laufende unmittelbare Ein- 
zelbeobachtung erfordern. Diese Zusammen- 
arbeit steigert die Wirksamkeit der Banken- 
aufsicht auch dadurch, daß die Unterlagen, die 
von den Kreditinstituten geliefert werden, 
durch das eigene Material der Bundesbank an- 
gereichert und in ihrem Erkenntniswert ver- 
bessert werden." 

Alle Aufgaben, die nach den oben genannten 
Vorschriften der Deutschen Bundesbank zuge- 
wiesen werden sollen, sind keine Aufgaben der 
Währungs- und Notenbankpolitik, sondern 
solche der gewerbepolizeilichen Aufsicht über 
die Kreditinstitute. So dienen z. B. Anzeigen 
nach dem Kreditwesengesetz nicht den Aufgaben 
der Notenbank, nämlich einer quantitativen 
Steuerung des Kreditvolumens, sondern den 
Zielen der Bankenaufsicht, nämlich einer quali- , 
tativen Überwachung des einzelnen Kreditin- 
stituts im Interesse der Einlagen. Diesen Stand- 
punkt hat auch der Bundesminister für Wirt- 
schaft in der 171. Sitzung des Bundesrates am 
8. Februar 1957 vertreten (vgl. BT-Drucksache 
3264 der 2. Wahlperiode S. 13). 

Die Zulässigkeit der Übertragung dieser Auf- 
gaben auf die Deutsche Bundesbank bemißt sich 
daher nach den Voraussetzungen des Artikels 
87 Abs. 3 Satz 2 GG. 

c) Da schon für die Errichtung eines Bundesauf- 
sichtsamtes als selbständige Bundesoberbehörde 
ein Bedürfnis nicht gegeben ist (vgl. oben 11.) , 
liegt auch die Voraussetzung des „dringenden 
Bedarfs" nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG nicht 
vor. 

d) Da es bereits an den Voraussetzungen des „drin- 
genden Bedarfs" fehlt, bedarf die Frage, ob die 
geplante Zuweisung bankaufsichtlicher Befug- 
nisse an die Deutsche Bundesbank als „neue Auf- 
gabe" im Sinne des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 zu 
erachten wäre, keiner Erörterung. 

e) Wollte man jedoch die Voraussetzungen des 
Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 GG als gegeben an- 
sehen, so würde sich hieraus für den Gesetz- 
entwurf das Erfordernis der Zustimmung des 
Bundesates und der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages ergeben. 

2. Artikel 84 Abs. 1 GG 

a) Ein dem Entwurf entsprechendes Gesetz würde 
entgegen den Ausführungen unter A. 1. (S. 19) 
der Begründung des Gesetzes nicht ausschließ- 
lich durch Stellen der Bundesverwaltung, son- 
dern auch durch die Länder in landeseigener 
Verwaltung ausgeführt werden; dies ergibt sich 
aus § 27 Abs. 2, § 37 Abs. 1 Satz 3, §§ 42, 48 
Satz 1, §§ 57, 60 Abs. 3. 

b) Bei den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten 
der Länder handelt es sich um Behörden im 
Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. § 57 stellt eine 
Regelung über die Einrichtung öffentlich-recht- 
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lieber Kreditinstitute im Sinne des Artikels 84 
Abs. 1 GG dar. 

c) In § 61 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit Nr. 1, 2, 
4 bis 8 und in § 61 Nr. 26 werden zustimmungs- 
bedürftige Regelungen aufgehoben. 

3. Artikel 105 Abs. 3 GG 

Die in § 46 Abs. 3 vorgesehene Ermächtigung um- 
faßt auch Regelungen über Steuern, deren Auf- 
kommen den Ländern und Gemeinden (Gemeinde- 
verbänden) ganz oder teilweise zufließt. 

Aus allen diesen Gründen bedarf das Gesetz der 
Zustimmung des Bundesrates. Demgemäß ist die 
Eingangsformel entsprechend zu gestalten. 


BESONDERER TEIL 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Begründung 

a) Die Zustimmungsbedürftigkeit gemäß Ar- 
tikel 84 Abs. 1 GG ergibt sich 

aa) als Folge des Änderungsvorschlags des 
Bundesrates zu § 5 und der sich hieraus 
ergebenden zahlreichen Einzelregelun- 
gen über die Zuständigkeit und das 
Verfahren der Bankaufsichtsbehörden 
als landeseigener Behörden; 

bb) aus den Regelungen über die Sonder- 
aufsicht (§ 57); 

cc) aus der Aufhebung zustimmungsbedürf- 
tiger Regelungen (§ 61 Abs. 1 Nr. 3 in 
Verbindung mit Nr. 1, 2, 4 bis 8 und § 61 
Nr. 26); 

b) Zustimmungsbedürftigkeit gemäß Artikel 
105 Abs. 3 GG: Die in § 46 Abs. 3 vorge- 
sehene Ermächtigung umfaßt auch Regelun- 
gen über Steuern, deren Aufkommen den 
Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbän- 
den) ganz oder teilweise zufließt. 

2 . § 1 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Als Kreditinstitut unterliegt den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes, wer gewerbsmäßig 
Bankgeschäfte betreibt." 

Begründung 

Der Zielsetzung des Gesetzes entspricht es 
nicht, den Begriff des Kreditinstituts auf den 
Umfang der betriebenen Geschäfte abzustel- 
len. Nach der Definition des Entwurfs wür- 
den insbesondere Minderkaufleute (§ 4 Abs. 1 
HGB), die Bankgeschäfte im Sinne von § 1 
Abs. 2 Nr, 4 HGB betreiben, nicht den Be- 
stimmungen des Gesetzes unterliegen, ob- 
wohl ein Interesse daran besteht, die All- 
gemeinheit vor bankgeschäftlicher Betäti- 


gung unzuverlässiger Personen, ungeachtet 
des Ausmaßes dieser Geschäfte, zu schützen. 
Mit dem Änderungsvorschlag wird gleich- 
zeitig vermieden, daß die Bankaufsichtsbe- 
hörde möglicherweise über das Erfordernis 
eines „in kaufmännischer Weise eingerich- 
teten Geschäftsbetriebs" anders entscheidet 
als das Registergericht. Ferner sollte im 
Hinblick auf die Entscheidung des OLG 
Stuttgart vom 21. Februar 1958 (NJW S. 
1360) nicht von „Unternehmen" gesprochen 
werden. Für den Zweck des Gesetzes 
kommt es weniger auf die Organisation des 
Geschäftsbetriebs als vielmehr darauf an, 
daß die Geschäfte nachhaltig und nicht nur 
gelegentlich betrieben werden. Dies wird 
mit dem von der Rechtsprechung seit lan- 
gem eindeutig definierten Begriff „gewerbs- 
mäßig" unmißverständlich ausgedrückt. 
Nach der herrschenden Meinung sind auch 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute Gewer- 
bebetriebe. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Geschäftsleiter im Sinne dieses Ge- 
setzes sind diejenigen natürlichen Personen, 
die nach Gesetz, Satzung oder Gesellschafts- 
vertrag zur Führung der Geschäfte und zur 
Vertretung eines Kreditinstituts in der 
Rechtsform einer juristischen Person oder 
einer Personengesellschaft berufen sind. 
Geschäftsleiter sind auch Geschäftsführer 
von Kreditgenossenschaften und Direktoren 
öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute, wenn 
ihnen die Vertretungsmacht nach Gesetz 
oder Satzung nicht zusteht. In Ausnahmefäl- 
len kann die Bankaufsichtsbehörde (§ 5) 
auch eine andere mit der Führung der Ge- 
schäfte betraute und zur Vertretung ermäch- 
tigte Person als Geschäftsleiter widerruflich 
bezeichnen, wenn diese zuverlässig ist und 
die erforderliche Eignung hat; § 32 Abs. 2 
ist anzuwenden; § 34 Abs. 2 Nr. 3 gilt sinn- 
gemäß. Wird das Kreditinstitut von einem 
Einzelkaufmann betrieben, so kann in Aus- 
nahmefällen unter den Voraussetzungen des 
Satzes 3 widerruflich bestimmt werden, daß 
eine vom Inhaber mit der Führung der Ge- 
schäfte betraute und zur Vertretung ermäch- 
tigte Person als Geschäftsleiter gilt." 

Begründung 

Da nach Absatz 1 auch Minderkaufleute ein 
Kreditinstitut betreiben können, ist „Perso- 
nenhandelsgesellschaft" durch „Personen- 
gesellschaft" zu ersetzen. Bei einer Reihe 
von öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten 
liegt bei der Direktion nur die Befugnis zur 
Geschäftsführung, die Vertretungsmacht da- 
gegen beim Vorstand oder Verwaltungsrat, 
dem die Direktoren nicht in allen Fällen an- 
gehören (z. B. im württembergischen 
Sparkassenrecht). Da nach der Fassung 
des Entwurfs die Direktoren nicht auch 
Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes 
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sind, muß hierfür eine besondere Re- 
gelung getroffen werden. Die Änderung 
der Zuständigkeit ergibt sich aus der 
Empfehlung zu § 5. Die Bezeichnung von 
Personen als Geschäftsleiter, die diese Eigen- 
schaft nicht schon nach Satz 1 haben, kann 
im Interesse des Kreditinstituts liegen, muß 
unter Umständen aber im Hinblick auf die 
Anwendung der §§ 12, 14, 16, 23 und 32 auch 
gegen den Willen des Instituts von der 
Bankaufsichtsbehörde vorgenommen werden 
können, wenn Geschäftsführungsbefugnis 
und Vertretungsmacht vorliegen. Sie kann 
daher nicht vom Antrag des Kreditinstituts 
abhängig gemacht werden. Aus diesem 
Grunde muß auch das Wort „anerkennen'' 
durch „bezeichnen" ersetzt werden. 

3. § 2 

a) In Absatz 3 ist das Wort „Unternehmen" 
durch das Wort „Gewerbebetriebe" zu er- 
setzen. 

Die Änderung gilt entsprechend für § 2 Abs. 
4 und § 4, 

b) In Absatz 4 sind die Worte „Das Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen" durch die 
Worte „Die Bankaufsichtsbehörde" zu er- 
setzen. 

Die Änderung gilt entsprechend für die fol- 
genden Bestimmungen des Gesetzentwurfs, 
die sich auf das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen bzw. auf das Bundesaufsichts- 
amt beziehen. 

Begründung zu a) und b) 

Die Änderungen ergeben sich aus den Empfeh- 
lungen zu §§ 1 und 5. 

4. § 5 

Die Absätze 1 und 2 sind wie folgt zu fassen: 

„(1) Bankaufsichtsbehörde ist die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde. 

(2) örtlich zuständig ist die Bankaufsichtsbe- 
hörde, in deren Bereich das zu beaufsichtigende 
Kreditinstitut seinen Sitz oder seine Hauptnie- 
derlassung hat." 

Begründung 

Die Neufassung des § 5 ergibt sich aus der 
Empfehlung einer regionalen Organisation der 
Bankenaufsicht (vgl. Allgemeiner Teil II. der 
Stellungnahme). 


und Feststellungen mitteilen, die für die bei- 
derseitigen Aufgaben von Bedeutung sind. 
Die Deutsche Bundesbank soll die auf 
Grund von § 18 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank erlangten Angaben 
den Bankaufsichtsbehörden zur Verfügung 
stellen, soweit dies zur Erfüllung des Auf- 
sichtszweckes erforderlich ist; § 18 Satz 5 des 
Gesetzes über die Deutsche Bundesbank gilt 
entsprechend." 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Finanzbehörden haben der Bank- 
aufsichtsbehörde die Einleitung von Straf- 
verfahren wegen Vergehen gegen Vorschrif- 
ten des Steuer- oder Zollrechts und den zu- 
grundeliegenden Sachverhalt mitzuteilen, 
wenn das Verfahren sich gegen Inhaber 
oder Geschäftsleiter eines Kreditinstituts 
oder gegen Personen richtet, die die Ver- 
gehen in ihrer Eigenschaft als Bedienstete 
eines Kreditinstituts begangen haben." 

Begründung 
Z u a) 

Der Änderungsvorschlag besagt, daß die Zu- 
sammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank 
alle Bankaufsichtsbehörden betrifft. 

Zu b) 

Nach den Erfahrungen der Bankaufsichtsbehör- 
den kommt es nicht allein darauf an, das ihrer 
Information entgegenstehende Hindernis des 
Steuergeheimnisses (§ 22 der Reichsabgaben- 
ordnung) auszuräumen. Vielmehr ist es not- 
wendig, daß die Finanzbehörden kraft Gesetzes 
verpflichtet werden, die Bankaufsichtsbehörde 
über die Einleitung von in Absatz 3 bezeich- 
neten Strafverfahren zu unterrichten. Dies ist 
im Hinblick auf § 35 Abs. 1 in Verbindung mit § 34 
Abs. 2 Nr. 3 und § 32 Abs. 1 Nr. 2 unerläßlich. Auch 
in § 125a Abs. 2 des Gesetzes über die Ange- 
legenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
eine Rechtspflicht der Steuerbehörden zur Aus- 
kunftserteilung bestimmt, obwohl dort die Fol- 
gen einer nicht erteilten Auskunft weniger ge- 
fährlich für die Allgemeinheit wären als hier. 

6. § 9 

a) In Absatz 1 sind die Sätze 2 und 3 durch 
folgende Sätze zu ersetzen: 

„Dieses soll in der Regel 5 vom Hundert ihrer 
um die Barreserve verminderten Gesamtver- 
pflichtungen nicht unterschreiten. Die Bank- 
aufsichtsbehörde kann unbeschadet dieser 
Vorschrift bestimmen, daß das haftende 
Eigenkapital in der Regel als angemessen 
angesehen wird, wenn die Kreditinstitute 
die von der Deutschen Bundesbank für den 
Geschäftsverkehr mit ihnen aufgestellten 
Richtsätze einhalten. In diesem Fall sind die 
Richtsätze von der Bankaufsichtsbehörde 
bekanntzumachen. " 


5. § 7 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Bankaufsichtsbehörden arbeiten 
bei der Durchführung ihrer Aufgaben mit 
der Deutschen Bundesbank zusammen. Die 
Bankaufsichtbehörden und die Deutsche 
Bundesbank sollen einander Beobachtungen 
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Begründung 

Die gesetzliche Festlegung eines Mindest- 
satzes für die Eigenkapitalausstattung ist 
nicht nur möglich, sondern im Interesse der 
Erreichung der Ziele des Gesetzes unabweis- 
bar. Eine nur programmatische Regelung 
würde zur Folge haben, daß das Schwerge- 
wicht bei einer der wichtigsten Fragen der 
materiellen Bankenaufsicht auf die Verwal- 
tungsebene verlagert werden würde. Das 
Eigenkapital hat bei allen Kreditinstituten 
die Aufgabe, Risiken aufzufangen und somit 
dem Schutze der Einleger zu dienen. Dies 
gilt auch bei Öffentlich-rechtlichen Kredit- 
instituten mit Gewährträgerhaftung, wenn 
nicht Steuergelder zum Ausgleich von Ver- 
lusten herangezogen werden sollen. Die Er- 
fahrungen haben gezeigt, daß das Eigen- 
kapital regelmäßig mindestens 5 v. H. der 
um die Barreserve verminderten Gesamt- 
verpflichtungen betragen soll. Soweit Kre- 
ditinstitute diesen Satz bisher nicht errei- 
chen, sollen sie durch die gesetzliche Vor- 
schrift zur Anreicherung ihres Eigenkapitals 
angehalten werden. § 44 Abs. 1 gibt der 
Bankaufsichtsbehörde einen ausreichenden 
Ermessensspielraum, allen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen. Die für die praktische 
Handhabung erforderliche Elastizität ist da- 
durch gewahrt, daß die Bestimmung als Soll- 
vorschrift gefaßt ist. Außerdem kann die 
Bankaufsichtsbehörde bestimmen, daß das 
haftende Eigenkapital in der Regel als ange- 
messen angesehen wird, wenn die Kredit- 
institute die von der Deutschen Bundesbank 
für den Geschäftsverkehr mit ihnen aufge- 
stellten Richtsätze einhalten. Dadurch kön- 
nen die Verschiedenheiten der einzelnen 
Gruppen von Kreditinstituten in ausrei- 
chendem Maße berücksichtigt werden. 

b) In Absatz 3 sind hinter den Worten „soweit 
seine Zuweisung" die Worte „zum Ge- 
schäftskapital," einzufügen. 

Begründung 

Auch bei Einzelbankiers und Personengesell- 
schaften wird, wie bei Kapitalgesellschaften, 
der Gewinn im Jahresabschluß ungeteilt 
als Reingewinn ausgewiesen. Er ist nicht im 
Kapital oder in den Rücklagen enthalten, so- 
weit er im Geschäftsbetrieb verbleiben soll 
(vgl. Muster 1 und 3 der Verordnung über 
Formblätter für die Gliederung des Jahres- 
abschlusses der Kreditinstitute vom 15. De- 
zember 1950 — BGBl. 1951 I S. 142 — , § 131 
Abs. 3 AktG, § 42 Nr. 5 GmbHG). Ebenso wie 
bei öffentlich-rechtlichen und genossen- 
schaftlichen Kreditinstituten ist daher auch 
bei Einzelbankiers, Personengesellschaften 
und Kapitalgesellschaften der Teil des Rein- 
gewinns, dessen Zuweisung zu dem Ge- 
schäftskapital oder zu den Rücklagen be- 
schlossen ist, dem Eigenkapital zuzurechnen. 
Bei Kapitalgesellschaften ist dies nach dem 


Entwurf ebenso wie bei öffentlich-recht- 
lichen Kreditinstituten und bei Genossen- 
schaften möglich. Dagegen ist wegen der 
Einzelbankiers und Personengesellschaften 
die Einfügung der Worte „zum Geschäfts- 
kapital" erforderlich. 

c) Nach Absatz 4 sind folgende neue Absätze 
5 bis 8 einzufügen: 

„(5) Bei Kreditinstituten, für deren Ver- 
bindlichkeiten Öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften als Gewährträger haften, gilt das 
haftende Eigenkapital als angemessen, so- 
fern die durch Gesetz oder Satzung vorge- 
schriebenen jährlichen Zuführungen zu den 
Rücklagen vorgenommen werden." 

Begründung 

Bei Kreditinstituten, für deren Verbindlich- 
keiten öffentlich-rechtliche Körperschaften 
als Gewährträger haften, ist die Sicherheit 
der Einlager durch diese Haftung gewährlei- 
stet. Hier hat das haftende Eigenkapital die 
Funktion eines Risikopuffers im Interesse 
des zur Haftung verpflichteten Gewährträ- 
gers. Daher ist es dann nicht mehr als ange- 
messen anzusehen, wenn die Institute nicht 
in der Lage sind, diejenigen Zuführungen zu 
den Rücklagen vorzunehmen, die ihnen 
durch sondergesetzliche Regelung bzw. 
durch Satzung vorgeschrieben sind. 

(6) Gesamtverpflichtungen im Sinne von 
Absatz 1 sind Verpflichtungen aus 

1. Einlagen (Sichteinlagen, befristeten 
Einlagen, Spareinlagen); 

2. aufgenommenen Geldern; 

3. der Annahme gezogener Wechsel 
und der Ausstellung eigener und 
gezogener Wechsel, soweit die 
Wechsel sich im Verkehr befinden; 

4. aufgenommenen langfristigen Dar- 
lehen; 

5. Schuldverschreibungen im Umlauf. 

(7) Zu den Gesamtverpflichtungen rech- 
nen nicht Verbindlichkeiten aus Schuldver- 
schreibungen, für die auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften Deckungsmassen mit Konkurs- 
vorrecht gebildet werden. Entsprechendes 
gilt für Verbindlichkeiten aus Darlehen, die 
durch Schuldverschreibungen der in Satz 1 
bezeichneten Art gesichert sind. Soweit in 
den vorgeschriebenen Deckungsmassen 
Werte im Sinne des Absatzes 7 enthalten 
sind, sind diese nicht gemäß Absatz 1 von 
den Gesamtverpflichtungen abzuziehen. 

(8) Barreserve im Sinne des Absatzes 1 
sind 

1. der Kassenbestand; 

2. Guthaben bei der Deutschen Bun- 
desbank; 
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3. Guthaben, die ländliche Kreditge- 
nossenschaften bei ihrer Zentral- 
kasse gemäß § 16 Abs. 4 des Ge- 
setzes über die Deutsche- Bundes- 
bank unterhalten; 

4. Guthaben bei einem Postscheckamt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes. " 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 9. 

Begründung zuAbsatz 6 bis 8 

Aus der Empfehlung zu Absatz 1, einen Min- 
destsatz für die Eigenkapitalausstattung gesetz- 
lich festzulegen, ergibt sich die Notwendigkeit, 
sowohl den Begriff der Gesamtverpflichtungen, 
als auch den der Barreserve zu bestimmen. 

7. § 10 

Die Sätze 2 und 3 sind wie folgt zu fassen: 

„Die Bankaufsichtsbehörde kann bestimmen, 
daß die Zahlungsbereitschaft für den Regelfall 
als ausreichend angesehen wird, wenn die Kre- 
ditinstitute die von der Deutschen Bundesbank 
für den Geschäftsverkehr mit ihnen aufge- 
stellten Richtsätze einhalten. In diesem Fall 
sind die Richtsätze von der Bankaufsichtbehörde 
bekanntzumachen. " 

Begründung 

Für die Liquidität können Mindestsätze ähnlich 
wie bei der Kapitalausstattung gesetzlich nicht 
festgelegt werden, weil der Liquiditätswert be- 
stimmter Anlagen Schwankungen unterliegt. 

8 . § 12 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „der 
Deutschen Bundesbank" durch die Worte 
„der Bankaufsichtsbehörde über die Deutsche 
Bundesbank" zu ersetzen. 

Begründung 

Da die Anzeigen der Unterrichtung der 
Bankaufsichtsbehörde dienen, müssen sie 
auch an diese gerichtet sein. 

b) An Absatz 2 ist am Ende folgender Satz an- 
zufügen; 

„Ist der Beschluß nicht innerhalb eines Mo- 
nats nachgeholt, so ist dies der Bankauf- 
sichtsbehörde anzuzeigen." 

Begründung 

Entsprechend der bisherigen Regelung in 
Artikel 9 Abs. 3 der Ersten Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 9. Februar 1935 
(RGBl. I S. 205) ist eine Unterrichtung der 
Bankaufsichtsbehörde notwendig, wenn der 
Beschluß sämtlicher Geschäftsleiter nicht 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
nachgeholt wird. Hiermit wird erreicht, daß 
sich die Bankaufsichtsbehörden für den Fall 
der Verweigerung der Zustimmung durch 


den Geschäftsleiter über ihre Maßnahmen 
schlüssig werden können. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hin- 
gewiesen, daß bei Kreditinstituten in der 
Rechtsform der Einzelfirma eine Entschlie- 
ßung über Großkredite kraft Vollmacht auch 
ohne Zustimmung des Inhabers möglich ist, 
da der Einzelkaufmann nicht Geschäftsleiter 
im Sinne des Gesetzes ist. § 12 Abs. 2 findet 
insoweit keine Anwendung. Dies erscheint 
bedenklich. Es wird deshalb angeregt, im 
Laufe des Gesetzgebungsverfahrens diese 
Frage näher zu prüfen. 

9. § 14 

a) In Absatz 1 Nr. 2 ist das Wort „Personen- 
handelsgesellschaft" durch das Wort „Per- 
sonengesellschaft" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche Änderungsvorschlag zu § 1 

Abs. 2. 

Die Änderung gilt entsprechend für die §§ 
15, 26 Abs. 2 und § 37 Abs. 1. 

In allen anderen Fällen ist das Wort „Perso- 
nenhandelsgesellschaft(en) " zu ersetzen 
durch die Worte „Personengesellschaft(en) 
des Handelsrechts". 

b) In Absatz 1 Nr. 4 sind folgende Worte an- 
zufügen: 

„wenn die Kredite ein Monatsgehalt über- 
steigen," 

Begründung 

Die Beschränkung der Anzeigepflicht ver- 
meidet die Einbeziehung verhältnismäßig 
kleiner Kredite und entspricht der Rege- 
lung in § 80 Abs. 2 des Aktiengesetzes. 

10 . § 20 

a) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Geldbeträge von juristischen Perso- 
nen und Personengesellschaften des Han- 
delsrechts dürfen nur dann als Spareinlage 
angenommen werden, wenn die Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 Satz 1 dargetan 
sind. Dies gilt nicht für Geldbeträge von 
Einrichtungen, die gemeinnützigen, mild- 
tätigen oder kirchlichen Zwecken dienen." 

Begründung 

Mit dem Verlangen des Nachweises, daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 ge- 
geben sind, werden die Kreditinstitute über- 
fordert. Aus praktischen Erwägungen muß 
es als ausreichend angesehen werden, wenn 
der Charakter der Geldbeträge als Sparein- 
lage dargetan wird. Die Änderung des 
Satzes 2 ergibt sich aus der Neufassung des 
Satzes 1. 


59 



Drucksadle 1114 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


b) Folgender neuer Absatz 5 ist anzufügen: 

„(5) Die Wirksamkeit von Rechtsgeschäf- 
ten, die gegen Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 verstoßen, wird nicht berührt." 

Begründung 

Mit dem Absatz 5 soll ausgeschlossen wer- 
den, daß Rechtsgeschäfte, die entgegen den 
Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 getätigt 
werden, gemäß § 134 BGB nichtig sind. 

11. § 22 

ist wie folgt zu fassen: 

»§ 22 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, im Interesse der Gesamtwirtschaft 
zur Unterstützung der währungs- und kredit- 
politischen Maßnahmen der Deutschen Bundes- 
bank und zur Erhaltung der Funktionsfähig- 
keit der Kreditwirtschaft durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, im Benehmen mit der Deutschen 
Bundesbank und nach Anhörung der Bankauf- 
sichtsbehörden und der Spitzenverbände der 
Kreditinstitute Vorschriften zur Begrenzung der 
Höhe von Zinsen und sonstigen Entgelte der 
Kreditinstitute zu erlassen. Soweit sich die 
Rechtsverordnung auf die Habenzinsen bezieht, 
ist auch die Deutsche Bundespost zu hören. 
Die Grenzen für die Sollzinsen sollen in einem 
bestimmten Verhältnis zum Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank stehen. Die Grenzen für 
die Habenzinsen sollen den Anlagemöglichkei- 
ten am Geld- und Kapitalmarkt Rechnung tra- 
gen. Rechtsverordnungen des Bundesministers 
für Wirtschaft nach diesem Absatz können nur 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen erlassen werden. 

(2) Die Wirksamkeit eines Rechtsgeschäftes 
wird durch einen Verstoß gegen Vorschriften, 
die nach Absatz 1 erlassen worden sind, nicht 
berührt. 

(3) Die Bankaufsichtsbehörde kann, um Miß- 
ständen bei der Werbung der Kreditinstitute 
zu begegnen, nach Anhörung der Deutschen 
Bundespost und der Verbände der Kreditinsti- 
tute die Unterlassung bestimmter Arten der 
Werbung anordnen." 

Begründung 

Die Festsetzung von Zinsen und sonstigen Ent- 
gelten ist keine Aufgabe der Bankenaufsicht, 
sondern eine kredit- und währungspolitische 
Maßnahme, die allgemeine Bedeutung hat. Aus 
diesem Grunde muß die Festsetzung dem Bun- 
desminister für Wirtschaft als dem für die Wirt- 
schaftspolitik zuständigen Ressortminister Vor- 
behalten bleiben. Der vorgesehene Verzicht auf 
die Zustimmung des Bundesrates zu den Rechts- 
verordnungen ist nach Artikel 80 Abs. 2 GG 
zulässig. Er ist auch zweckmäßig, weil durch die 


notwendige Mitwirkung der Deutschen Bundes- 
bank und die Pflicht zur Anhörung der Bank- 
aufsichtsbehörden und der Spitzenverbände der 
Kreditinstitute ausreichend gesichert ist, daß bei 
der Entscheidung alle in Betracht zu ziehenden 
Umstände auch berücksichtigt werden. Die 
Regelung gewährleistet im übrigen, daß die 
Zinsen und sonstigen Entgelte innerhalb kurzer 
Frist festgesetzt werden können. Die Bestim- 
mung des Absatzes 2 dient der Sicherheit im 
Rechtsverkehr. 

12. § 23 

a) In Absatz 1 Nr. 1 sind nach den Worten 
„eines Geschäftsleiters" die Worte „oder 
einer Person zur Einzelvertretung" einzu- 
fügen; 

in Nr. 2 sind folgende Worte anzufügen: 

„oder einer zur Einzelvertretung befugten 
Person,"; 

in Nr. 1 ist das Wort „seiner" durch das 
Wort „der" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Hinblick auf die §§ 12 bis 14 ist es nicht 
möglich, die Geschäftsleitereigenschaft kraft 
Gesetzes auf alle zur Einzelvertretung be- 
fugten Personen auszudehnen. Um aber 
sicherzustellen, daß die Bankaufsichtsbe- 
hörde von der Erteilung solcher Vollmach- 
ten erfährt und die fachliche und persönliche 
Eignung von einzelvertretungsberechtigten 
Personen überprüfen kann, ist die vorge- 
schlagene Anzeigepflicht im Gesetz erfor- 
derlich. 

b) Folgender neuer Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Die Bankaufsichtsbehörde kann anord- 
nen, daß ihr auch die Bestellung sowie das 
Ausscheiden des Leiters einer Zweigstelle 
anzuzeigen ist." 

Begründung 

Nach den Erfahrungen ist es angebracht, daß 
die Bankaufsichtsbehörde das Recht behält, 
sich die Bestellung und das Ausscheiden des 
Leiters einer Zweigstelle anzeigen zu lassen. 
Hiervon ist bisher nur beim Wechsel von 
Zweigstellenleitern der Großbanken Ge- 
brauch gemacht worden. 

13. § 25 

Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Kreditinstitute haben der Bankaufsichts- 
behörde und der Deutschen Bundesbank die 
festgestellte Jahresbilanz nebst Gewinn- und 
Verlustrechnung (Jahresabschluß) und den Ge- 
schäftsbericht, soweit ein solcher erstattet wird, 
unverzüglich einzureichen; der Jahresabschluß 
ist durch die Anlage zur Jahresbilanz zu er- 
läutern." 
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Begründung 

Der Begriff „Jahresabschluß" umfaßt nur die 
Jahresbilanz und die Gewinn- und Verlustrech- 
nung, nicht jedoch den Geschäftsbericht. Um sich 
ein vollständiges Bild von der wirtschaftlichen 
Lage des Kreditinstituts machen zu können, ist 
auch die Vorlage des Geschäftsberichts erfor- 
derlich, soweit ein solcher erstattet wird (vgl. 
z. B. § 127 Aktiengesetz, § 33 Genossenschafts- 
gesetz). Ferner ist es zweckmäßig, die Erläute- 
rung des Jahresabschlusses, wie bisher, durch 
eine bestimmte Anlage zur Jahresbilanz vor- 
zuschreiben, die dann auch in die Prüfung 
(§ 26) einbezogen wird. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Begrün- 
dung der Bundesregierung zu § 25 (S. 38 oben), 
wonach Feststellung des Jahresabschlusses auch 
die Genehmigung durch die „sonst für die Ge- 
nehmigung zuständige Stelle" bedeutet, inso- 
fern mißverständlich ist, als darunter auch eine 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde ver- 
standen werden könnte. 


14. § 26 

In Absatz 1 Satz 1 sind folgende Worte anzu- 
fügen: 

dies gilt auch für die Anlage zur Jahres- 
bilanz." 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu § 25 am Ende. 

15. § 28 

a) In Absatz 2 sind die Worte „und der Deut- 
schen Bundesbank" zu streichen. 

Begründung 

Zur ordnungsgemäßen Bankenaufsicht genügt 
die Erläuterungs- und Auskunftspflicht ge- 
genüber der Bankaufsichtsbehörde. Im übri- 
gen erscheint es nicht zweckmäßig, zugun- 
sten der Deutschen Bundesbank eine Pflicht 
zu begründen, deren Erfüllung nicht erzwun- 
gen werden kann. 

b) Folgender neuer Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Die Bankaufsichtsbehörden können im 
Benehmen mit der Deutschen Bundesbank 
Richtlinien für den Inhalt der Prüfungs- 
berichte zu den Jahresabschlüssen der Kre- 
ditinstitute aufstellen." 

Begründung 

Die Prüfungsberichte sind nicht immer so ab- 
gefaßt und so vollständig, daß sich die 
Bankaufsichtsbehörde ein ausreichendes Bild 
von der wirtschaftlichen Lage des geprüften 
Kreditinstituts machen kann. Daher ist es 
erforderlich, der Bankaufsichtsbehörde das 
Recht zu geben, im Benehmen mit der Deut- 
• sehen Bundesbank Richtlinien für den Inhalt 


der Prüfungsberichte zu den Jahresabschlüs- 
sen der Kreditinstitute aufzustellen. 

16. § 29 

In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „in dessen 
Auftrag von anderen Stellen" durch die Worte 
„in ihrem Auftrag von der Deutschen Bundes- 
bank" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Regierungsvorlage läßt offen, welche ande- 
ren Stellen einen Depotprüfer bestellen können. 
Der Klarstellung dient es, wenn die bisherige 
Praxis, wonach die Deutsche Bundesbank den 
Auftrag erteilt, beibehalten wird. 

17. § 30 

In Absatz 2 ist hinter „§ 25" einzufügen 26". 
Begründung 

Den Bedürfnissen der Praxis entspricht es, den 
Bankaufsichtsbehörden das Recht einzuräumen, 
in besonderen Fällen Kreditinstitute von gerin- 
ger wirtschaftlicher Bedeutung von der Prüfung 
durch einen Abschlußprüfer freizustellen, sowie 
die 5-Monatsfrist für die Abschlußprüfung zu 
verlängern. 

18. § 31 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
Bankgeschäfte im Sinne von § 1 Abs. 1 betrei- 
ben will, bedarf der schriftlichen Erlaubnis der 
Bankaufsichtsbehörde. " 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Empfehlung 
zu § 1 Abs. 1. 

19. § 32 

In Absatz 1 Nr. 3 sind die Worte „§ 1 Abs. 2 
Satz 2 oder 3 als Geschäftsleiter anerkannt wird" 
durch die Worte „§ 1 Abs. 2 Satz 3 und 4 als 
Geschäftsleiter bezeichnet wird" zu ersetzen. 
Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Empfehlung 
zu § 1 Abs. 2. 

20. § 33 

In Absatz 2 ist der erste Satz durch folgende 
beide Sätze zu ersetzen: 

„(2) Nach dem Tode des Inhabers der Erlaub- 
nis darf das Kreditinstitut ohne Erlaubnis für 
die Erben bis zur Dauer eines Jahres durch 
einen Stellvertreter fortgeführt werden. Ist 
dieser nicht zuverlässig oder hat er nicht die 
erforderliche fachliche Eignung, kann die Bank- 
aufsichtsbehörde gegen die Fortführung ein- 
schreiten." 
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Begründung 

Nach dem Entwurf der Bundesregierung kann 
die Fortführung des Kreditinstituts nach dem 
Tode des Inhabers gemäß § 50 strafbar sein, 
wenn der Stellvertreter nicht zuverlässig ist 
oder nicht die erforderliche fachliche Eignung 
hat. Das Recht zur Fortführung darf daher nicht 
an die Bedingungen der Zuverlässigkeit und 
Eignung geknüpft werden. Diesem Erfordernis 
entspricht die Aufteilung des Satzes 1 in der 
vorgesehenen Weise. 

21 . § 37 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Bankaufsichtsbehörde kann die Rück- 
nahme der Erlaubnis öffentlich bekanntmachen." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 5. 

22. § 43 

In Absatz 3 sind die Worte „und ihren Orga- 
nen" durch die Worte „und den Mitgliedern 
ihrer Organe" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung entspricht der Fassung des Ab- 
satzes 1 Nr. 1. 

23. § 44 

In Absatz 1 und 2 Satz 1 sind jeweils die Worte 
„Satz 1" zu streichen. 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag zu Absatz 1 ist durch 
den Vorschlag zu § 9 Abs. 1 bedingt. Das trifft 
auch auf Absatz 2 im Hinblick auf den Vor- 
schlag zu § 10 zu. 

24. § 46 

Folgender Absatz 4 ist anzufügen: 

„ (4) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 und 
3 bedürfen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates." 

Begründung 

Das Zustimmungserfordernis nach Artikel 80 
Abs. 2 GG muß ausgeschaltet werden, um die 
gemäß § 46 zu erlassenden Rechtsverordnungen 
ohne Zeitverlust in Kraft setzen zu können. 

25. § 47 

In Absatz 1 sind hinter den Worten „durch 
Rechtsverordnung" die Worte „,die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf," einzu- 
fügen. 

Begründung 

Vergleiche Empfehlung zu § 46 Abs. 4. 


26. § 48 

ist wie folgt zu fassen: 

.§ 48 

Zwangsmittel 

(1) Die Bankaufsichtsbehörde kann die Befol- 
gung der Verfügungen, die sie innerhalb ihrer 
gesetzlichen Befugnisse trifft, mit den nach 
Landesrecht zulässigen Zwangsmitteln durchset- 
zen. Soweit und solange in einem Land Vor- 
schriften über die Vollstreckung von Verwal- 
tungsmaßnahmen fehlen, findet das Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetz vom 27. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 157) entsprechende An- 
wendung. Die Bankaufsichtsbehörde kann 
Zwangsmittel auch gegen Kreditinstitute an- 
wenden, die juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts sind. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 beträgt die 
Höhe des Zwangsgeldes bis zu fünfundzwanzig- 
tausend Deutsche Mark." 

Begründung 

In den meisten Ländern sind außerhalb des 
Kreditwesengesetzes landesrechtliche Vorschrif- 
ten über den Vollzug und die Vollstreckung 
von Verwaltungsakten vorhanden. Insoweit be- 
steht kein Bedürfnis, das Bundesverwaltungs- 
vollstreckungsgesetz anzuwenden. Nur in den 
Ländern, in denen einschlägige landesrechtliche 
Vorschriften fehlen, sollte es für anwendbar er- 
klärt werden. 

Die Höhe des zulässigen Zwangsgeldes ist in 
den landesrechtlichen Bestimmungen unter- 
schiedlich geregelt. Es erscheint zweckmäßig, 
unabhängig von der landesrechtlichen Höchst- 
grenze eine einheitliche Grenze im Kredit- 
wesengesetz festzusetzen. 

27. § 49 

ist wie folgt zu fassen: 

.§ 49 
Kosten 

(1) ^ Für Amtshandlungen in Ausführung die- 
ses Gesetzes werden Kosten (Gebühren und 
Auslagen) erhoben. 

(2) Die Gebühren betragen zehn bis zehn- 
tausend Deutsche Mark. Die Gebühr ist im Ein- 
zelfall nach dem mit der Amtshandlung ver- 
bundenen Verwaltungsaufwand, der Bedeutung 
der Angelegenheit für die Beteiligten und den 
wirtschaftlichen Verhältnissen des Kostenschuld- 
ners zu bemessen. 

(3) Die Erhebung der Auslagen richtet sich 
nach den allgemein für die Auslagenerhebung 
gültigen Bestimmungen der ausführenden Län- 
der. 

(4) Die Kosten, die durch eine Bekannt- 
machung nach § 37 Abs. 2, eine auf Grund von 
§ 43 Abs. 1 Nr. 1 vorgenommene Prüfung oder 
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durch die Bestellung einer Aufsichtsperson ent- 
stehen, sind von dem betroffenen Kreditinstitut 
zu erstatten und auf Verlangen der Bankauf- 
sichtsbehörde vorzuschießen. 

(5) Hinsichtlich der Kostenschuldnerschaft, 
der Fälligkeit der Kosten sowie der Kostenver- 
waltung gelten die jeweiligen Bestimmungen 
der aiisführenden Länder." 

Begründung 

Es widerspricht einem Grundprinzip der moder- 
nen hoheitlichen Staatsverwaltung sowie rechts- 
staatlichen Grundsätzen, die Kosten für eine 
staatliche Aufsichtstätigkeit, welche im Inter- 
esse aller Staatsbürger ausgeübt wird, durch 
eine Umlage aufzubringen, die den dieser Auf- 
sicht unterstehenden Einrichtungen auferlegt 
wird. Darüber hinaus würde eine derartige 
Regelung auch Bedenken aus dem Gleichheits- 
grundsatz nach Artikel 3 Abs. 1 GG begegnen. 
Die Ablehnung des Systems der Kostenumlage 
gebietet es, die kostenrechtliche Bestimmung 
für die Amtshandlungen der Bankaufsichts- 
behörde neu zu fassen. 

28. § 50 bis § 56 

Für das weitere Gesetzgebungsverfahren wird 
angeregt, für die Strafvorschriften und Bußgeld- 
vorschriften einen eigenen Vierten Abschnitt 
mit der Überschrift „Strafvorschriften, Bußgeld- 
vorschriften" zu bilden und die §§ 57 und 58 vor 
diesem neu zu bildenden Vierten Abschnitt in 
einem 6. Unterabschnitt vor § 50 einzufügen, 

29. § 52 

a) In Absatz 1 am Anfang sind die Worte „Eine 
Ordnungswidrigkeit begeht" zu ersetzen 
durch die Worte „Ordnungswidrig handelt". 

Begründung 

Diese Formulierung entspricht der bisherigen 
Handhabung durch Bund und Länder. 

b) In Absatz 1 sind Nr. 2 und 3 durch folgende 
Nr. 2 bis 5 zu ersetzen: 

„2. vorsätzlich oder fahrlässig einer Vor- 
schrift 

einer auf Grund dieses Gesetzes erlasse- 
nen Rechtsverordnung, sofern diese aus- 
drücklich auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, zuwiderhandelt, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig einer auf 
Grund des § 22 Abs. 2, des § 31 Abs. 2 
Satz 2, des § 43 Abs. 1 Nr. 3 erster Halb- 
satz, der §§ 44 oder 45 Abs, 1 erlassenen 
vollziehbaren Verfügung zuwiderhandelt, 

4. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur 
Anzeige nach § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 13 
Abs. 1, §§ 15, 23 Abs. 1 oder § 27 Abs. 1 
Satz 1 nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig nachkommt oder in einer 
solchen Anzeige unrichtige Angaben 
macht, 


5. vorsätzlich oder leichtfertig der Pflicht zur 
Einreichung von Monatsausweisen nach 
§ 24 sowie des Jahresabschlusses und des 
Prüfungsberichts nach § 25 nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nach- 
kommt oder in einem Monatsausweis un- 
richtige Angaben macht,". 

Begründung 

Erzielung einer erhöhten Übersichtlichkeit 
und Klarheit. 

Die bisherigen Nr. 4 und 5 werden Nr. 6 
und 7. 

30 . § 56 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 
„Zuständige Verwaltungsbehörde und Ver- 
jährung". 

Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten. 

b) Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Sie entscheidet auch über die Abänderung 
und Aufhebung eines rechtskräftigen, ge- 
richtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbeschei- 
des (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) . " 

Begründung 

Klarstellung (vgl. auch Änderungsvorschlag 
des Bundesrates zu § 47 Abs, 5 letzter Satz 
des Entwurfs eines Atomgesetzes [BT-Druck- 
sache 759 Anlage 2 Nr. 26]). 

31 . § 57 

ist wie folgt zu fassen: 

.§ 57 

Sonderaufsicht 

Gegenüber Kreditinstituten, die einer staat- 
lichen Sonderaufsicht unterliegen, stehen die 
Befugnisse nach §§ 31, 32, 34, 35, 37, 44 und 45 
der Sonderaufsichtsbehörde zu. Die Befugnisse 
nach § 43, 48 und 49 stehen sowohl der Bank- 
aufsichtsbehörd^ als auch der Sonderaufsichts- 
behörde zu. § 7 gilt sinngemäß. Soweit die 
Sonderaufsichtsbehörde die Befugnisse der 
Bankaufsichtsbehörde ausübt, ist sie Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des § 56. Die Erlaubnis 
gemäß §31 darf von der Sonderaufsichtsbehörde 
nur im Einvernehmen mit der Bankaufsichts- 
behörde erteilt werden." 

Begründung 

Das in dem Entwurf vorgesehene Nebeneinan- 
der von staatlicher Sonderaufsicht und Fachauf- 
sicht wird einer sinnvollen Ordnung nicht ge- 
recht und begegnet verwaltungsökonomischen 
Bedenken. Es besteht die Gefahr, daß beide Be- 
hörden voneinander abweichende Maßnahmen 
treffen. 
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Einer Sonderaufsicht unterliegen insbesondere 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute. Die Befug- 
nisse, die nach dem Entwurf der Fachaufsicht 
übertragen werden sollen, stehen der Sonder- 
aufsicht nach den einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften oder Satzungsbestimmungen ohne- 
hin zu. Daher erscheint es angebracht, die in 
dem Änderungsvorschlag bezeidineten Befug- 
nisse der Sonderaufsicht zu überlassen und 
lediglich vorzubehalten, daß eine Erlaubnis nach 
§ 31 nur im Einvernehmen mit der Bankauf- 
sichtsbehörde erteilt werden kann und daß der 
Bankaufsichtsbehörde auch die Aufsichts- und 
Prüfungsbefugnis sowie die Befugnis zur An- 
wendung von Zwangsmitteln und zur Festset- 
zung von Kosten zusteht. Soweit der Sonderauf- 
sicht Befugnisse zustehen, muß sie als Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten bestimmt werden. 

Einer Sonderaufsicht unterliegen ferner die 
Hypotheken- und Schiffsbanken. Diese Sonder- 
aufsicht wird gemäß d^em Hypotheken- und dem 
Schiffsbankgesetz von den Ländern ausgeübt. 
Für die Beibehaltung dieses Zustandes sprechen 
dieselben Argumente wie bei der allgemeinen 
Bankenaufsicht. Im übrigen scheint es wenig 
sinnvoll, eine Teilfrage des Hypotheken- und 
des Schiffsbankgesetzes vorab in einem mit 
dieser Materie nicht zusammenhängendem Ge- 
setz zu lösen, weil ein neues Hypothekenbank- 
gesetz und ein neues Schiffsbankgesetz bereits 
vorbereitet werden. 

Gegen den Regierungsentwurf sprechen auch 
verfassungspolitische Bedenken: Vorschriften 
über die Einwirkungsmöglichkeiten der Banken- 
aufsicht gegen öffentlich-rechtliche Kreditinsti- 
tute haben nicht nur materiell-rechtlichen Ge- 
halt, sondern tragen auch den Charakter von 
Organisationsregelungen, die gegenüber landes- 
unmittelbaren Körperschaften und Anstalten 
einer Bundesbehörde nicht zustehen können. 


32. § 59 I 

ist wie folgt zu fassen; 

„§ 59 

Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 

Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Bank- 
geschäfte befugterweise betrieben werden, gilt 
die Erlaubnis im Sinne des § 31 als erteilt." 

i 

Begründung 

Da der Begriff eines „bestehenden Kreditinsti- 1 
tuts" im Entwurf nicht bestimmt ist, sollte an | 
den Wortlaut des § 1 angeknüpft werden. ! 


33. § 59a 

Folgender neuer § 59a ist einzufügen: 

„§ 59a 

Aufsichtsrat bei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung 

Wird ein Kreditinstitut in der Rechtsform 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung be- 
trieben, so ist ein Aufsichtsrat zu bilden. Seine 
Zusammensetzung sowie seine Rechte und 
Pflichten bestimmen sich nach §§ 86, 87, 89 bis 
99, 102 Abs. 2, § 109 Abs. 2, § 209 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes. " 

Begründung 

Es ist zweckmäßig, die bei den meisten Kredit- 
instituten in der Rechtsform der GmbH bereits 
nach Gesellschaftsvertrag gebildeten Aufsichts- 
räte für alle in dieser Rechtsform betriebenen 
Kreditinstitute vorzuschreiben. Das Gesetz über 
Kapitalanlagegesellschaften sieht bekanntlich 
eine entsprechende Regelung vor. 

34. § 60 

Die Absätze 2 und 3 entfallen. Absatz 4 wird 
Absatz 2. 

Begründung 

Sämtliche Aufsichtsbefugnisse verbleiben nach 
der Empfehlung zu § 5 den Ländern. 

35. § 61 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

,(2) § 9 der Fünfunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz wird 
dahin geändert, daß in Absatz 1 Satz 1 und Ab- 
satz 4 die Worte „die Bank deutscher Länder" 
durch die Worte „die Bankaufsichtsbehörde", in 
Absatz 1 Satz 2 die Worte „der Bank deutscher 
Länder" durch die Worte „der Bankaufsichts- 
behörde" ersetzt werden.' 

Begründung 

Sofern die Deutsche Bundesbank zur Fortfüh- 
rung der Aufsicht über die Treuhänder nicht 
mehr bereit sein sollte, sind die Aufgaben ent- 
sprechend der Empfehlung zu § 5 auf die zu- 
ständigen Bankaufsichtsbehörden der Länder zu 
übertragen. 

36. § 62 

Die Worte „daß § 34 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf 
Berliner Altbanken anzuwenden ist." sind durch 
die Worte „daß § 34 Abs. 2 Nr. 2 auf nicht zum 
Neugeschäft zugelassene Berliner Altbanken 
nicht anzuwenden ist." zu ersetzen. 

Begründung 

Durch die Ergänzung wird sichergestellt, daß 
zum Neugeschäft zugelassene Berliner Alt- 
banken durch § 34 Abs. 2 erfaßt werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Einwendungen des Bundesrates 


Für die Bundesregierung ist bei der Reform des 
Kreditwesengesetzes in erster Linie das Bestreben 
bestimmend, in Anpassung an die veränderte 
Rechtslage und unter Berücksichtigung der Erfah- 
rungen der Verwaltungspraxis in den vergangenen 
2 V 2 Jahrzehnten ein zeitgemäßes und wirksames 
materielles Bankaufsichtsrecht zu schaffen. Die Be- 
hauptung des Bundesrates, das zentrale Ziel des 
Regierungsentwurfs sei die grundsätzliche Ände- 
rung. der Aufsichtsorganisation, ist unrichtig und 
wird von der Bundesregierung zurückgewiesen. Die 
vorgeschlagene Zentralisierung der Bankenaufsicht 
bei einer Bundesoberbehörde beruht auf sachlichen 
Erwägungen und ist die notwendige Ergänzung 
einer Reihe von materiellrechtlichen Regelungen. 
Die Bundesregierung hält daran fest, daß die Über- 
nahme der Bankenaufsicht in die bundeseigene 
Verwaltung wirtschaftspolitisch geboten und ver- 
fassungsrechtlich zulässig ist. 

1 . 

Auf die Ausführungen im Allgemeinen Teil der 
Stellungnahme des Bundesrates erwidert die Bun- 
desregierung folgendes: 

1. Der Einwand, Zulässigkeitsvoraussetzung für 
die Errichtung einer Bundesoberbehörde sei ein Be- 
dürfnis im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 GG, findet 
im Grundgesetz keine Stütze. Artikel 72 Abs. 2 GG 
bezieht sich lediglich auf die Sachregelung. Ist eine 
Sachkompetenz des Bundes im Sinne dieser Vor- 
schrift gegeben — dies wird vom Bundesrat aner- 
kannt ■ — , so bestimmt sich das Recht des Bundes 
zur Errichtung einer Bundesoberbehörde nach Ar- 
tikel 87 Abs. 3 GG. Die Worte „durch Bundes- 
gesetz" in Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG sollen nicht 
auf Artikel 72 Abs. 2 GG verweisen, der für diese 
Kompetenznorm ohnehin nicht anwendbar ist, son- 
dern lediglich klarstellen, daß eine selbständige 
Bundesoberbehörde mit hoheitlichen Aufgaben 
nicht durch Verwaltungserlaß errichtet werden 
kann. Auch aus der Entstehungsgeschichte des 
Grundgesetzes sind Argumente für die Auffassung 
des Bundesrates nicht zu entnehmen. Die Verände- 
rungen, die Artikel 116 des Herrenchiemseer Ent- 
wurfs im Verlauf der Beratungen erfahren hat, 
sprechen vielmehr dafür, daß der Verfassungs- 
gesetzgeber die Errichtung von Bundesoberbehör- 
den nicht von einem „Bedürfnis" abhängig machen 
wollte. Zwar ist der Bundesgesetzgeber nach dem 
bundesstaatlichen Prinzip des Grundgesetzes gehal- 
ten, nicht etwa aus sachfremden Erwägungen Bun- 
desoberbehörden zu errichten. Im übrigen ist es je- 
doch seinem Ermessen überlassen, ob er im Rahmen 


der Sachkompetenz des Bundes Bundesoberbehör- 
den errichten und welche Aufgaben er diesen zuwei- 
sen will. 

2. Daß die zentrale Ausübung der Bankenaufsicht 
zweckmäßiger ist als eine regionale, hat die Bun- 
desregierung bereits in der Begründung des Ent- 
wurfs unter A. IV. (S. 20 ff.) eingehend dargelegt. 
Zu den Einwendungen, die der Bundesrat unter II. 
2. und 3. des Allgemeinen Teils hiergegen erhebt, 
nimmt die Bundesregierung wie folgt Stellung: 

a) Die Auffassung, daß die Bankenaufsicht die ein- 
zelnen Kreditinstitute ausschließlich isoliert zu 
betrachten habe, verkennt sowohl das Wesen 
des Kreditgewerbes als auch die Aufgabe der 
Bankenaufsicht. Bei der Beurteilung eines Kre- 
ditinstituts müssen nicht nur dessen eigene Ver- 
hältnisse, sondern ebenso seine wirtschaftlichen 
Verflechtungen innnerhalb des Kreditgewerbes 
berücksichtigt werden, weil auch diese die Lage 
des Instituts wesentlich beeinflussen. Insbeson- 
dere müssen die sich über das ganze Bundes- 
gebiet erstreckenden Organisationen der Spar- 
kassen und Kreditgenossenschaften ebenso wie 
die großen überregionalen Kreditinstitute bank- 
aufsichtsmäßig als Einheiten behandelt werden. 
Hierzu muß die zuständige Behörde in den 
Stand gesetzt werden, sich einen Einblick in die 
wirtschaftliche Lage aller Kreditinstitute zu ver- 
schaffen. Sie muß außerdem einen umfassenden 
Überblick über die Verhältnisse im gesamten 
Bundesgebiet haben. Diese Voraussetzungen 
sind nur bei einer Zentralbehörde gegeben. 

b) Das vom Bundesrat nicht bestrittene Erfordernis 
einer besonders starken Einheitlichkeit der Ver- 
waltungspraxis ist rechtlich und institutionell 
bei der dezentralen Aufsichtsorganisation nicht 
gesichert. Die Rechtsprechung der Verwaltungs- 
gerichte kann eine einheitliche Verwaltung, wie 
sie durch eine Zentralbehörde gewährleistet 
wird, nicht ersetzen. Die in dem Wesen der Ko- 
ordinierung liegende Schwerfälligkeit des Ver- 
waltungsverfahrens ist keineswegs nur durch 
die Regelung der Zinskonditionen oder durch 
zusätzliche, mit der Ausführung des Kredit- 
wesengesetzes nicht unmittelbar zusammen- 
hängende Aufgaben bedingt. Wie die Praxis des 
Sonderausschusses Bankenaufsicht zeigt, er- 
streckt sie sich ebenso auf zahlreiche Fragen der 
rein gewerbepolizeilichen Beaufsichtigung. Die- 
ser Mangel steht dem vom Bundesrat selbst 
hervorgehobenen Erfordernis einer schnellen 
und reibungslosen Arbeit entgegen. Für Ver- 
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waltungsgebiete, deren Eigenart ein besonders 
hohes Maß von Einheitlichkeit verlangt, sieht 
das Grundgesetz nicht den Weg der Koordinie- 
rung von Länderbehörden, sondern die Möglich- 
keit der Gesetzesdurchführung in bundeseigener 
Verwaltung vor, wie sie der Entwurf vorschlägt. 
Die Bundesregierung weist deshalb den Vor- 
wurf zurück, ihre Kritik an den Mängeln des 
Koordinierungsverfahrens auf dem Gebiet der 
Bankenaufsicht richte sich gegen den föderativen 
Staatsaufbau schlechthin. 

c) Die Befürchtung des Bundesrates, daß die Er- 
richtung einer Spezialbehörde zur Vernachlässi- 
gung allgemeinwirtschaftlicher Gesichtspunkte 
führen und damit zwangsläufig die Gefahr her- 
vorrufen werde, daß diese Behörde zum staat- 
lichen Fürsprecher eigensüchtiger Interessenten- 
wünsche werden könnte, ist nach den Erfahrun- 
gen mit den zentralen Bankaufsichtsbehörden 
des Reichs nicht begründet. Die Unterstellung 
des Bundesaufsichtsamtes unter das Bundeswirt- 
schaftsministerium sowie die enge Zusammen- 
arbeit mit der Deutschen Bundesbank gewähr- 
leisten eine ständige Fühlungnahme in gesamt- 
wirtschaftlichen Fragen. Die Bundesregierung 
vermag der Auffassung des Bundesrates, daß bei 
Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für die 
Länder in Zukunft „jeder Anlaß" zur Hilfe in 
Sanierungsfällen entfallen würde, nicht zu fol- 
gen. Wenn die Länder eingreifen, um drohende 
Bankzusammenbrüche abzuwenden, so tun sie 
dies in Erfüllung ihrer allgemeinen öffentlichen 
Aufgabe, von der Wirtschaft ihres Bereiches 
Schäden nach Möglichkeit fernzuhalten, nicht 
aber wegen ihrer Zuständigkeit für die Banken- 
aufsicht. 

d) Ob die größere Ortsnähe einer dezentralen Auf- 
sichtsorganisation Vorteile bietet, die eine zen- 
trale Aufsichtsbehörde nicht in diesem Maße 
hat, kann dahingestellt bleiben, weil der Regie- 
rungsentwurf die Kenntnis der örtlichen Ver- 
hältnisse, die die Bundesbank durch ihr ausge- 
dehntes Zweigstellennetz erlangt, für die Auf- 
sicht nutzbar macht. Die Tatsache, daß die über- 
regionalen Großinstitute bisher der Länderauf- 
sicht unterliegen, ist mangels besonderer Vor- 
kommnisse bei diesen Instituten noch kein Be- 
weis dafür, daß diese Aufsicht ebenso wirksam 
ist wie eine zentrale Aufsicht. 

e) Die Stellungnahme des Bundesrates verkennt 
den Charakter der Aufgaben, die der Bundes- 
bank bei der materiellen Bankenaufsicht zuge- 
wiesen werden. Der Entwurf überträgt der Bun- 
desbank nur Hilfsfunktionen, aber keine Ent- 
scheidungsbefugnisse. Er steht deshalb nicht, wie 
behauptet wird, im Gegensatz zu den Erklärun- 
gen des Bundesministers für Wirtschaft in seiner 
Rede in der 171. Sitzung des Bundesrates am 
8. Februar 1957 (BT-Drucksache 3264 der 2. 
Wahlperiode S. 13). Denn in den weiteren Aus- 
führungen dieser Rede, die in dem Zitat unter 
11. 2. g) der Stellungnahme des Bundesrates 
nicht wiedergegeben werden, wurde hervorge- 
hoben, daß trotz der grundsätzlichen Aufgaben- 


trennung zwischen Staat und Notenbank die No- 
tenbank bei der Durchführung der Bankenauf- 
sicht weitgehend beteiligt werden sollte, insbe- 
sondere bei der Entgegennahme der Meldungen 
nach dem Kreditwesengesetz. Dabei wurde 
außerdem betont, daß durch eine solche Zusam- 
menarbeit auch die Erfüllung der eigenen Auf- 
gaben der Notenbank erleichtert werde. 

f) Die größere Wirksamkeit einer zentralen Bank- 
aufsichtsorganisation gebietet es, sie an die 
Stelle des regionalen Aufsichtsapparates zu set- 
zen, selbst wenn hierdurch höhere Kosten ent- 
stehen würden. Mehrkosten sind, wenn über- 
haupt, nur in unbedeutendem Umfange zu er- 
warten; die veranschlagten Kosten des Bundes- 
aufsichtsamtes liegen nicht wesentlich über den 
Aufwendungen, die nach Angabe des Bundes- 
rates heute den Ländern erwachsen. In den vom 
Bundesrat angegebenen Aufwendungen der Län- 
der sind jedoch gewisse Hilfsdienste (Boten-, 
Telefon- und Kraftfahrdienst) offenbar nicht ent- 
halten, außerdem fehlen gänzlich die Kosten, die 
dem Saarland nach Ablauf der Übergangszeit 
für die Durchführung der Bankenaufsicht nach 
dem Kreditwesengesetz erwachsen werden. Die 
Annahme des Bundesrates, die Schätzungen der 
Bundesregierung seien zu optimistisch, ist nicht 
begründet. Der Bundesrat übersieht, daß das 
frühere Reichsaufsichtsamt für das Kreditwesen 
fast doppelt so viel Kreditinstitute zu beaufsich- 
tigen hatte, wie heute im Bundesgebiet und Ber- 
lin (West) tätig sind. Selbst wenn man die Rich- 
tigkeit der Behauptung unterstellt, daß der Per- 
sonalbedarf heute doppelt so hoch sei wie vor 
dem Kriege, so bestätigt der Hinweis des Bun- 
desrates auf den Personalbestand des Reichsauf- 
sichtsamtes das Ergebnis der von der Bundes- 
regierung unter Berücksichtigung aller Momente 
sorgfältig aufgestellten Schätzungen. 

3, Entgegen der Auffassung des Bundesrates sieht 

die Bundesregierung den Entwurf nicht als zustim- 
mungsbedürftig an. 

a) Die Einschaltung der Deutschen Bundesbank bei 
der Entgegennahme von Anzeigen und Auskünf- 
ten der Kreditinstitute kann die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des Entwurfs nicht begrüT^den. 
Vorschriften des Bundesrechts über die Tätigkeit 
der Deutschen Bundesbank haben ihre verfas- 
sungsrechtliche Grundlage in Artikel 88 GG und 
nicht in Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG. Artikel 88 
GG sieht aber eine Zustimmung des Bundesrates 
im Gegensatz zu Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
nicht vor. Zwar ist nicht zu verkennen, daß der 
nach Artikel 88 GG errichteten Währungsbank 
nur solche Funktionen übertragen werden dür- 
fen, deren Wahrnehmung durch die Währungs- 
bank wegen des inneren Zusammenhanges die- 
ser Tätigkeiten mit der Aufgabe der Währungs- 
sicherung gemäß § 3 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank geboten erscheint. Die im 
Entwurf vorgesehene Bearbeitung von Anzeigen 
und Auskünften durch die Deutsche Bundesbank 
verbessert aber nicht nur den Erkenntniswert 
dieses Materials für die Zwecke der Bankenauf- 
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sicht, sondern verschafft der Deutschen Bundes- 
bank vor allem zugleich einen Einblick in die 
Lage der Kreditinstitute zur Durchführung ihrer 
vorwiegend über den Bankenapparat zu erfül- 
lenden währungspolitischen Aufgabe, Infolge- 
dessen müßten der Deutschen Bundesbank die 
Anzeigen und Auskünfte auch dann zugänglich 
gemacht werden, wenn sie unmittelbar von der 
Bankaufsichtsbehörde eingeholt würden. 

Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG ist im übrigen auf 
den Entwurf, soweit er Tätigkeiten der Deut- 
schen Bundesbank regelt, auch deshalb nicht an- 
wendbar, weil der Aufbau der Deutschen Bun- 
desbank nicht dem Aufbau von Bundesober- 
behörden mit Mittel- oder Unterbau gleich- 
gesetzt werden kann, sondern die Tätigkeit der 
Hauptverwaltungen und Zweiganstalten stets 
eine solche der Deutschen Bundesbank selbst 
ist. 

b) Die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute der 
Länder führen das Gesetz nicht nach Artikel 84 
Abs. 1 GG aus. Sie werden im Entwurf nur in 
ihrer Eigenschaft als Kreditinstitute angespro- 
chen, in der sie wie andere Kreditinstitute dem 
Gesetz unterliegen. 

c) Unbeschadet der Frage, ob es sich bei den in 
§ 61 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit den Num- 
mern 1, 2, 4 bis 8 und § 61 Nr, 26 genannten 
Vorschriften überhaupt um zustimmungsbedürf- 
tige Regelungen handelt, folgt die Bundesregie- 
rung der Auffassung des Bundesrates nicht, daß 
die Aufhebung zustimmungsbedürftiger Rege- 
lungen ihrerseits der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf. 

d) Aus § 46 Abs. 3 kann die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des Entwurfs ebenfalls nicht gefolgert 
werden. Artikel 105 Abs. 3 GG soll verhindern, 
daß für Steuern, deren Aufkommen den Ländern 
oder den Gemeinden ganz oder teilweise zu- 
fließt, eine materielle Regelung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates getroffen wird. Im vor- 
liegenden Falle enthält nicht das Gesetz die 
materielle Regelung, sondern erst eine auf 
Grund des § 46 Abs. 3 zu erlassende Verord- 
nung. Lediglich diese Verordnung, nicht aber 
auch die Ermächtigungsnorm bedarf daher der 
Zustimmung des Bundesrates. Diese Zustim- 
mungsbedürftigkeit brauchte in § 46 Abs. 3 nicht 
ausdrücklich erwähnt zu werden, weil sie sich 
unmittelbar aus dem Grundgesetz ergibt. 

4. Zu der Anregung des Bundesrates, den Gesetz- 
entwurf in zwei Punkten zu ergänzen (III, des All- 
gemeinen Teils der Stellungnahme) bemerkt die 

Bundesregierung folgendes: 

a) Die Bundesregierung sieht in dem Wegfall der 
Bedürfnisprüfung im Kreditgewerbe keine so 
schwerwiegende Minderung der Einflußmöglich- 
keiten der Bankaufsichtsbehörde, daß von einer 
„ganz entscheidenden" Veränderung der Rechts- 
lage gesprochen werden kann. Unabhängig hier- 
von ist der Gedanke, die Bankeinlagen etwa 
durch eine Depositenversicherung oder in ähn- 


licher Weise zusätzlich zu sichern, bei den Vor- 
arbeiten zu dem Entwurf bereits erwogen wor- 
den. Die zuständigen Bundesressorts sind je- 
doch zu der Auffassung gelangt, daß die vor- 
dringliche Reform des Kreditwesengesetzes nicht 
durch die notwendigerweise zeitraubende Be- 
handlung dieser Frage verzögert werden sollte. 
Eine Entscheidung darüber, ob und gegebenen- 
falls in welcher Weise eine solche zusätzliche 
Sicherung gesetzlich vorgeschrieben werden 
soll, kann vor allem wegen der besonderen 
strukturellen Verhältnisse des Kreditgewerbes 
in der Bundesrepublik erst nach eingehenden 
Untersuchungen getroffen werden. Eine solche 
Regelung sollte deshalb gegebenenfalls einem 
Sondergesetz Vorbehalten bleiben. 

b) Die Bundesregierung hat bei den Vorarbeiten 
zu dem Entwurf ferner bereits eingehend ge- 
prüft, ob auch bei Kreditinstituten, die von 
einem Einzelkaufmann betrieben werden, die 
Möglichkeit der Einsetzung eines Liquidators 
oder Zwangsverwalters vorgesehen werden 
sollte. Sie verkennt nicht, daß beachtliche 
Gründe für eine solche Regelung sprechen, hat 
jedoch wegen schwerwiegender rechtlicher Be- 
denken davon Abstand genommen, einen ent- 
sprechenden Vorschlag in den Entwurf aufzu- 
nehmen. Die Einsetzung eines Liquidators oder 
Zwangsverwalters würde diesem die Ver- 
fügungsmacht über das Vermögen des Einzel- 
kaufmannes geben, ohne daß die Voraussetzun- 
gen des Konkurses oder des Vergleichsverfah- 
rens vorliegen. 


11 . 

Zu den einzelnen Einwendungen des Bundesrates 

nimmt' die Bundesregierung wie folgt Stellung. 

Zu 1. 

Auf die Ausführungen unter I. 3. wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu 2. 

a) Die Bundesregierung hält daran fest, daß Ge- 
werbetreibende, die Bankgeschäfte nur in ge- 
ringem Umfange betreiben, nicht als Kreditinsti- 
tute angesehen werden sollen. Nach der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung des § 1 
Abs. 1 Satz 1 würden insbesondere auch private 
Geldverleiher, die unbedeutende eigene Mittel 
mit einer gewissen Regelmäßigkeit ausleihen, 
unter das Gesetz fallen. Der Zweck des Gesetzes, 
die Erhaltung der volkswirtschaftlichen Funk- 
tionsfähigkeit des Kreditgewerbes und die Siche- 
rung der Einlagen, erfordert jedoch keine Auf- 
sicht über solche Personen, die auch von der 
Verkehrsanschauung nicht als Kreditinstitute an- 
gesehen werden. Es ist insbesondere nicht zu be- 
fürchten, daß einem Unternehmen, das den Um- 
fang eines vollkaufmännischen Gewerbebetrie- 
bes nicht erreicht, Einlagen anvertraut werden. 
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Der Ausdruck „Unternehmen" kann unbedenk- 
lich verwendet werden, da § 1 des Entwurfs — 
anders als § 1 des geltenden Kreditwesenge- 
setzes — mit der Beschränkung auf einen voll- 
kaufmännischen Umfang die unter das Gesetz 
fallenden Gewerbebetriebe eindeutig abgrenzt. 

b) Die Bundesregierung hält es nicht für erforder- 
lich, auch solche Direktoren öffentlich-rechtlicher 
Kreditinstitute, die nach Gesetz oder Satzung 
nicht vertretungsberechtigt sind, gesetzlich als 
Geschäftsleiter zu bezeichnen. Nach den Fest- 
stellungen der Bundesregierung liegt diese Vor- 
aussetzung nur bei verschwindend wenigen 
öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten vor. In 
allen übrigen Fällen haben die Personen, die die 
laufenden Geschäfte des Instituts führen, eine 
auf Gesetz oder Satzung gegründete, wenn auch 
verschiedentlich nur beschränkte Vertretungs- 
und Geschäftsführungsbefugnis. Eine solche be- 
grenzte Befugnis genügt für den Geschäftsleiter- 
begriff des § 1 Abs. 2, wenn sie nicht lediglich 
auf einer Ermächtigung durch die kraft Gesetzes, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrages berufenen 
Personen beruht. Wegen so geringfügiger Aus- 
nahmen ist eine Änderung des Entwurfs nicht 
erforderlich, überdies kann angenommen wer- 
den, daß auch in diesen Fällen sich die neuere 
Rechtsentwicklung durchsetzen wird, wonach 
die Personen, die die laufenden Geschäfte des 
Kreditinstituts führen, kraft Gesetzes oder Sat- 
zung vertretungsberechtigt sind. Im übrigen 
kann das Bundesaufsichtsamt erforderlichenfalls 
solche Personen, wenn sie nur eine abgeleitete 
Vertretungsbefugnis besitzen, nach § 1 Abs. 2 
Satz 2 als Geschäftsleiter bezeichnen. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, der Bankauf- 
sichtsbehörde die von einem Antrag unabhän- 
gige Befugnis zu geben, bestimmte Personen 
widerruflich als Geschäftsleiter zu bezeichnen, 
tritt die Bundesregierung dagegen bei. Aller- 
dings muß der Hinweis auf § 34 Abs. 2 Nr. 3 
entfallen, der eine Anerkennung als Geschäfts- 
leiter auf Antrag voraussetzt. Der Rücknahme 
der Anerkennung entspricht nunmehr der Wider- 
ruf der Bezeichnung als Geschäftsleiter. § 1 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 müßte demnach folgender- 
maßen gefaßt werden: 

„In Ausnahmefällen kann das Bundesaufsichts- 
amt für das Kreditwesen (§ 5) auch eine an- 
dere mit der Führung der Geschäfte betraute 
und zur Vertretung ermächtigte Person wider- 
ruflich als Geschäftsleiter bezeichnen, wenn 
sie zuverlässig ist und die erforderliche fach- 
liche Eignung hat; § 32 Abs. 2 ist anzuwenden. 
Wird das Kreditinstitut von einem Einzelkauf- 
mann betrieben, so kann in Ausnahmefällen 
unter den Voraussetzungen des Satzes 2 eine 
von dem Inhaber mit der Führung der Ge- 
schäfte betraute und zur Vertretung ermäch- 
tigte Person widerruflich als Geschäftsleiter 
bezeichnet werden. Beruht die Bezeichnung 
einer Person als Geschäftsleiter auf einem An- 
trag des Kreditinstituts, so ist sie auf Antrag 


des Kreditinstituts oder des Geschäftsleiters zu 
widerrufen." 

Zu 3. 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag zu a) 
im Hinblick auf ihre Stellungnahme zu 2. a), dem 
Vorschlag zu b) aus ihrer Konzeption einer zentra- 
len Aufsicht nicht zu folgen. 

Zu 4. 

Dem Vorschlag zu § 5, der sich aus der vom Bundes- 
rat angestrebten dezentralen Aufsichtsorganisation 
ergibt, stimmt die Bundesregierung nicht zu. 

Zu 5. 

a) Der Vorschlag des Bundesrates beruht auf der 
von der Bundesregierung abgelehnten dezentra- 
len Aufsichtsorganisation. 

b) Die Bundesregierung hält eine gesetzliche Ver- 
pflichtung der Finanzbehörden, dem Bundesauf- 
sichtsamt die Einleitung von Steuerstrafverfah- 
ren gegen die in § 7 Abs. 3 genannten Personen 
mitzuteilen, nicht für erforderlich. Nach Ansicht 
der Bundesregierung genügt vielmehr - — wie das 
Beispiel der Mitteilungen in Strafsachen in der 
Justizverwaltung beweist — der Weg der Ver- 
waltungsanweisung. Er ist wegen seinej größe- 
ren Elastizität einer starren gesetzlichen Norm 
vorzuziehen. 

Zu 6. 

a) Die Bundesregierung hält an ihrer Ansicht fest, 
daß durch einen gesetzlichen Mindestsatz für das 
Eigenkapital die im Hinblick auf die vielfältige 
Struktur des Kreditgewerbes notwendige Elasti- 
zität nicht erreicht werden kann. Der Bundesrat 
sieht offenbar selbst die von ihm vorgeschlagene 
Sollvorschrift über einen konkreten Mindestsatz 
noch als zu unelastisch an; denn nach Satz 3 will 
er die Bankaufsichtsbehörde ermächtigen, die 
elastischen Richtsätze der Deutschen Bundesbank 
generell zur Grundlage ihrer Beurteilung zu ma- 
chen. Dies begegnet rechtspolitischen Bedenken, 
weil damit der Verwaltungsbehörde ein W ahlrecht 
eingeräumt würde, ob die primären Vorschriften 
des Gesetzes oder die Richtsätze der Bundes- 
bank angewendet werden sollen. Außerdem 
würde dadurch die als Sollvorschrift ohnehin 
nicht unmittelbar verbindliche gesetzliche Anfor- 
derung an das Eigenkapital noch mehr abge- 
schwächt. Im übrigen kann der Erfolg, den der 
Bundesrat mit seinem Vorschlag eines konkre- 
ten Satzes bezweckt, auch deshalb nicht erreicht 
werden, weil die Verletzung einer Sollvorschrift 
nicht zur Voraussetzung der Eingriffe nach § 44 
gemacht werden kann. 

b) Die Bundesregierung folgt dem Vorschlag des 
Bundesrates, in § 9 Abs. 3 hinter den Worten 
„soweit seine Zuweisung" die Worte „zum Ge- 
schäftskapital" einzufügen. 

c) Die Ergänzung des § 9 durch die vorgeschlage- 
nen Absätze 5 bis 8 ist nach der Konzeption der 
Bundesregierung zu Absatz 1 nicht erforderlich. 
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Zu 7. 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag des 
Bundesrates zu § 10 nicht zu folgen. Da die Banken- 
aufsicht eine Aufgabe des Staates, nicht der Noten- 
bank ist, ist es Aufgabe der zuständigen staatlichen 
Stellen, Regelungen für die Liquidität der Kredit- 
institute zu treffen. Die Notenbank ist wegen ihres 
berechtigten Interesses an solchen Regelungen zu 
beteiligen. Nach dem Vorschlag des Bundesrates 
würde die Deutsche Bundesbank die Liquiditäts- 
richtsätze ohne Beteiligung der Bankaufsichtsbe- 
hörde aufstellen. Dieses Verfahren wird der richti- 
gen Aufgabenverteilung zwischen Staat und Noten- 
bank bei der Bankenaufsicht nidit gerecht. 

Zu 8. 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag, die 
Bankaufsichtsbehörde als Adressaten der Anzei- 
gen nach § 12 zu bezeichnen, nicht zu. Satz 3 des 
Absatzes 1 stellt sicher, daß die Anzeigen grund- 
sätzlich an die Bankaufsichtsbehörde gelangen. Da 
die Anzeigen von der Deutschen Bundesbank auf 
Grund ihrer zusätzlichen Erkenntnisquellen bear- 
beitet werden sollen, ist es sinnvoll, wenn die An- 
zeigen an die Bundesbank gerichtet werden. Dies 
ist auch deshalb notwendig, weil das Bundesauf- 
sichtsamt zur Vermeidung unnötiger Kleinarbeit 
in die Lage versetzt werden soll, auf die Weiter- 
leitung bestimmter Anzeigen zu verzichten, 

b) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu, eine Anzeigepflicht vorzusehen, 
wenn ein Geschäftsleiterbeschluß nicht innerhalb 
eines Monats nachgeholt ist. Sie billigt die vor- 
geschlagene Formulierung des Bundesrates. 
Allerdings müßte dann auch dem § 14 Abs. 3 
Satz 4 ein Halbsatz entsprechenden Inhalts an- 
gefügt werden, da dieser Fall insoweit gleichge- 
lagert ist. 

Die Bundesregierung unterstützt auch die Anre- 
gung des Bundesrates, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob bei Kreditinstitu- 
ten, die von Einzelkaufleuten betrieben werden, 
Großkredite von der Zustimmung des Inhabers 
abhängig sein sollen. 

Zu 9. 

a) Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag des 
Bundesrates, in § 14 das Wort „Personenhandels- 
gesellschafL' durch das Wort „Personengesell- 
schaft" zu ersetzen, nicht zu folgen, da er auf 
einer von der Bundesregierung abgelehnten An- 
regung des Bundesrates zu § 1 Abs. 2 beruht. 
Die Bundesregierung hält allgemein an der Be- 
zeichnung „Personenhandelsgesellschaft" fest, 
die sich in letzter Zeit immer mehr einbürgert. 

b) Dieser Vorschlag des Bundesrates wird von der 
Bundesregierung gebilligt. 

Zu 10. 

a) Die Bundesregierung hält daran fest, von juristi- 
schen Personen und Personenhandelsgesellschaf- 
ten den Nachweis zu verlangen, daß Mittel, die 
auf Sparkonto angelegt werden sollen, wirklich 


Sparcharakter haben. Nachweis bedeutet hier 
nicht Beweis im prozeßrechtlichen Sinn, es ge- 
nügt vielmehr, daß das Kreditinstitut nach den 
Darlegungen des Kunden und gegebenenfalls er- 
forderlichen zusätzlichen Nachweisungen die 
Überzeugung gewinnt, daß es sich um Gelder 
mit Sparcharakter handelt. Das Dartun, also ein 
bloßes Behaupten, dieser Eigenschaft würde den 
Ausnahmecharakter der Regelung abschwächen 
und damit die Gesamtkonzeption des § 20 ent- 
werten. 

b) Die Bundesregierung hält eine gesetzliche Klar- 
stellung, daß Rechtsgeschäfte, die unter Verstoß 
gegen § 20 vorgenommen werden, nicht unwirk- 
sam sind, nicht für erforderlich, weil sich aus 
Sinn und Zusammenhang der Vorschrift ergibt, 
daß diese sich nur an die Kreditinstitute wendet. 

Zu 11. 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag des 
Bundesrates zu § 22 nicht zuzustimmen. Die wesent- 
liche Abweichung vom Regierungsentwurf besteht 
darin, daß eine Delegation der Rechtsverordnungs- 
ermächtigung auf das Bundesaufsichtsamt nicht vor- 
gesehen ist. Die Vorzüge der im Regierungsentwurf 
vorgesehenen Regelung sind in der Begründung zu 
§ 22 dargelegt. Daß bei der Konditionenregelung 
auch kreditpolitische Momente zu berücksichtigen 
sind, schließt nicht aus, daß eine Bundesoberbehörde 
(im Einvernehmen mit der Bundesbank) sie vor- 
nimmt. 


Zu 12. 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu. Um zu vermeiden, 
daß unter die Meldepflicht auch Personen mit 
nur auf einzelne Geschäfte beschränkter Allein- 
vertretungsmacht fallen, sollte § 23 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 folgende Fassung erhalten: 

„l.die Bestellung eines Geschäftsleiters und 
die Ermächtigung einer Person zur Einzel- 
vertretung des Kreditinstituts in dessen ge- 
samten Geschäftsbereich unter Angabe der 
Tatsachen, die für die Beurteilung der Zuver- 
lässigkeit und der fachlichen Eignung we- 
sentlich sind, 

2. das Ausscheiden eines Geschäftsleiters so- 
wie die Entziehung der Befugnis zur Einzel- 
vertretung des Kreditinstituts in dessen ge- 
samten Geschäftsbereich," 

b) Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zuzustimmen, auch die Bestel- 
lung und Abberufung von Zweigstellenleitern 
nach dem Ermessen der Aufsichtsbehörde an- 
zeigepflichtig zu machen. Bei einer zentralen 
Bankaufsichtsorganisation ist die Kenntnis der 
Zweigstellenleiter von geringer Bedeutung. 

Zu 13. und 14. 

Die Bundesregierung stimmt den Anregungen des 

Bundesrates zu §§ 25 und 26 im Prinzip zu. Zu § 25 
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Satz 1 zweiter Halbsatz schlägt sie folgende Formu- 
lierung vor: 

„der Jahresabschluß ist in einer Anlage zur Jah- 
resbilanz zu erläutern." 

Die Fassung des Bundesrates „ . . . die Anlage ..." 
würde den Eindruck erwecken, als sei der Begriff 
der Anlage zur Jahresbilanz gesetzlich festgelegt. 

Die entsprechende Ergänzung des § 26 sollte nach 
Ansicht der Bundesregierung zweckmäßigerweise 
dadurch vorgenommen werden, daß in Absatz 1 
Satz 1 hinter den Worten „eines Kreditinstituts" die 
Worte „nebst Anlage" eingefügt werden. 


Zu 15. 

a) Die Bundesregierung folgt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu § 28 Abs. 2 mit der Maßgabe, daß 
der Prüfer zwar auch der Deutschen Bundesbank, 
aber nur auf Verlangen des Bundesaufsichts- 
amtes den Prüfungsbericht zu erläutern und Aus- 
künfte zu geben hat. Ein eigenes Recht, Erläute- 
rungen oder Auskünfte zu verlangen, hätte die 
Bundesbank danach nicht. Die Eingangsworte des 
§ 28 Abs. 2 sollten daher wie folgt gefaßt wer- 
den: 

„Der Prüfer hat auf Verlangen des Bundes- 
aufsichtsamtes diesem und der Deutschen Bun- 
desbank den Prüfungsbericht zu erläutern . . ." 

b) Die Bundesregierung hält eine Ermächtigung des 
Bundesaufsichtsamtes, Richtlinien für den Inhalt 
der Prüfungsberichte zu den Jahresabschlüssen 
der Kreditinstitute aufzustellen, nicht für erfor- 
derlich. Da die Prüfung des Jahresabschlusses 
im Kreditwesengesetz vorgeschrieben werden 
soll und das Bundesaufsichtsamt dieses Gesetz 
durchzuführen hat, ist es ohne besondere Er- 
mächtigung in der Lage, Einzelheiten der Ab- 
schlußprüfung zu regeln. Es kann also auch Richt- 
linien für den Inhalt der Prüfungsberichte auf- 
stellen und die Kreditinstitute veranlassen, sie 
zum Inhalt des Auftrages an den Prüfer zu ma- 
chen. 


Zu 16. 

Die Bundesregierung folgt der Anregung des Bun- 
desrates, neben dem Bundesaufsichtsamt nur noch 
die Deutsche Bundesbank zur Bestellung des Depot- 
prüfers zu ermächtigen. 


Zu 17. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, neben den 
in § 26 schon vorgesehenen Erleichterungen in § 30 
eine zusätzliche Befreiungsmöglichkeit von § 26 
vorzusehen. Unternehmen von geringer wirtschaft- 
licher Bedeutung werden den in § 1 Abs. 1 für die 
Kreditinstitutseigenschaft vorgesehenen vollkauf- 
männischen Umfang des Gewerbebetriebes kaum 
erreichen. 


Zu 18. 

Die Anregung des Bundesrates beruht auf seiner 
Empfehlung zu § 1 Abs. 1, die die Bundesregierung 
ablehnt. 


Zu 19. 

Die Bundesregierung folgt der Anregung des Bun- 
desrates. Entsprechend dem Vorschlag zu § 1 Abs. 2 
müßte die Änderung des § 32 Abs. 1 Nr. 3 wie folgt 
lauten: 

„§ 1 Abs. 2 Satz 2 oder 3 als Geschäftsleiter be- 
zeichnet wird." 


Zu 20. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß § 33 Abs. 2 Satz 2 folgenden 
Wortlaut erhält: 

„Ist dieser nicht zuverlässig oder hat er nicht die 
erforderliche fachliche Eignung, so kann das Bundes- 
aufsichtsamt die Fortführung der Geschäfte unter- 
sagen." 

Die Befugnis, gegen die Fortführung von Bankge- 
schäften einzuschreiten (§ 36), setzt voraus, daß — 
sofern das Unternehmen eine Erlaubnis zum Be- 
trieb eines Kreditinstituts hatte — die Erlaubnis 
erloschen oder zurückgenommen worden ist. Ent- 
sprechend muß im Falle des § 33 Abs. 2 das Recht, 
Bankgeschäfte ohne Erlaubnis zu betreiben, zunächst 
widerrufen werden, bevor gegen die Fortführung 
der Geschäfte eingeschritten wird. Nach dem Wider- 
ruf greifen alle Vorschriften des Entwurfs über das 
Betreiben eines Kreditinstituts ohne Erlaubnis, also 
auch § 50 Abs. 1 Nr. 2 ein. 

Zu 21. 

Der Vorschlag des Bundesrates folgt aus der von 
ihm erstrebten dezentralen Aufsichtsorganisation 
und wird deshalb von der Bundesregierung abge- 
lehnt. 


Zu 22. 

Die Anregung des Bundesrates findet die Zustim- 
mung der Bundesregierung. 

Zu 23. 

Die Anregung des Bundesrates beruht auf dem von 
der Bundesregierung abgelehnten Änderungsvor- 
schlag zu § 9. 

Zu 24. und 25. 

Da das Gesetz und demzufolge die auf Grund von 
§ 46 Abs. 1 und § 47 erlassenen Verordnungen nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, ist es 
nicht erforderlich, das Zustimmungserfordernis bei 
diesen Verordnungsermächtigungen auszuschließen. 
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Zu 26. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Neufassung des 
§ 48 soll der dezentralen Aufsichjtsorganisation 
Rechnung tragen; sie ist mit der Konzeption der 
Bundesregierung nicht vereinbar. 

Zu 27. 

Die Bundesregierung hält an ihrem Vorschlag fest, 
die Kosten des Bundesaufsichtsamtes auf die beauf- 
sichtigten Kreditinstitute umzulegen. Der Bundesrat 
mißt offenbar der Tatsache zu wenig Bedeutung bei, 
daß mit der Tätigkeit des Kreditgewerbes beson- 
dere Gefahren verbunden sind, zu deren Abwehr es 
im Interesse der Allgemeinheit zu einem be- 
stimmten Verhalten verpflichtet werden könnte. 
Deshalb sind auch Bedenken aus dem Gleichheits- 
grundsatz nicht begründet. 

Die übrigen Vorschläge des Bundesrates zu § 49 
beruhen auf seiner Ablehnung der Kostenumlage 
und bedürfen daher keiner weiteren Erörterung. 

Zu 28. bis 30. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu §§ 50 bis 56 zu. 

Zu 31. 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag des Bun- 
desrates, wichtige Befugnisse nach dem Kredit- 
wesengesetz der Sonderaufsichtsbehörde zuzuwei- 
sen, nicht folgen. Eine solche Aufteilung der Auf- 
sichtsbefugnisse zwischen allgemeiner Bankauf- 
sichtsbehörde und Sonderaufsichtsbehörde könnte 
dazu führen, daß auf dem Gebiet der Bankenauf- 
sicht gleichartige Tatbestände ungleich behandelt 
werden. Die Möglichkeit, daß allgemeine Bankauf- 
sichtsbehörde und Sonderaufsichtsbehörde vonein- 
ander abweichende Entscheidungen treffen, fällt 
demgegenüber weniger ins Gewicht, zumal sich 
solche Abweichungen aus der unterschiedlichen 
Zielsetzung der allgemeinen Bankenaufsicht und der 
Sonderaufsicht oft zwangsläufig ergeben werden. 
Nach § 60 Abs. 1 Satz 2 sollen Vorschriften, die für 
die geschäftliche Betätigung bestimmter Kreditinsti- 
tute strengere Anforderungen stellen als das Kre- 
ditwesengesetz, unberührt bleiben. Eine Sonderauf- 
sichtsbehörde, die für die Anwendung solcher stren- 
gerer Vorschriften zu sorgen hat, muß notwen- 
digerweise eine andere Entscheidung treffen, als die 


allgemeine Bankaufsichtsbehörde sie auf Grund 
des Kreditwesengesetzes treffen würde. 

Zu 32. 

Die Bundesregierung folgt dem Vorschlag des Bun- 
desrates zu § 59 mit der Maßgabe, daß die von der 
Bundesregierung beibehaltene Abgrenzung in § 1 
Abs. 1 berücksichtigt wird und daß wie im Regie- 
rungsentwurf zu § 59 auf das Recht zum Betreiben 
von Bankgeschäften, nicht auf die tatsächliche Vor- 
nahme abgestellt wird. § 59 Satz 1 wäre danach wie 
folgt zu fassen: 

„Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Bank- 
geschäfte in dem in § 1 Abs. 1 bezeichneten Um- 
fang betrieben werden durften, gilt die Erlaubnis 
nach § 31 als erteilt." 

§ 59 Satz 2 bleibt in der alten Fassung bestehen. 

Zu 33. 

Die Bundesregierung hat bei den Vorarbeiten zu 
dem Entwurf eingehend geprüft, ob für Kredit- 
institute in der Rechtsform der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung ein Aufsichtsrat zwingend vor- 
geschrieben werden soll. Sie hat diese Frage ver- 
neint, weil der Aufsichtsrat nach dem Aktiengesetz 
eine andere Zielsetzung hat, als sie ihm in einem 
Bankaufsichtsgesetz beigelegt werden müßte. Auf- 
gabe des Aufsichtsrates ist es, die Geschäftsleitung 
des Unternehmens im Interesse der Gesellschafter 
zu überwachen. Das Kreditwesengesetz dient aber 
nicht dem Schutz der Gesellschafter, sondern vor- 
nehmlich dem der Gläubiger des Unternehmens. 
Eine Bestellung des Aufsichtsrates unter Bankauf- 
sichtsgesichtspunkten würde daher der Zielsetzung 
dieses Organs widersprechen. 

Zu 34. und 35. 

Die Vorschläge des Bundesrates beruhen auf der 
vom Bundesrat angestrebten dezentralen Aufsichts- 
organisation und werden daher von der Bundes- 
regierung abgelehnt. 

Zu 36. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu § 62 im Prinzip zu, schlägt aber aus 
stilistischen Gründen folgende Fassung vor: 

„ . . . mit der Maßgabe, daß § 34 Abs. 2 Nr. 2 nicht 
auf solche Berliner Altbanken anzuwenden ist, die 
nicht zum Neugeschäft zugelassen sind." 
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